B Obwohl die Dleinfuhr in die Bundesre- 
publik bisher praktisch nicht einge- 
schränkt wurde, sollen wir bereits frieren 
oder mehr Miete zahlen ‚sollen wır sonntags 
zu Hause bleiben (warum wohl nicht werk- 
tags ,hä!?) ‚demit die Ölsäcke die Preise in 
die Höhe jagen können. Wir sollen zahlen, zah- 
len, zahlen..„damit sich die Kapitalisten 
dumm und dämlich verdienen . Wir sollen 
kurzarbeiten oder arbeitslos werden ‚damit 
wir Angst haben, damit wir uns nicht wehren, 
damit die Arbeiter nicht soviel fordern .... 


Leute, erpressen wir die 
Ölsäcke undalle, die von der 
sogenannten "Ölkrise' 
profitieren 


Die Ereignisse im Nahen Osten sind uns 
nicht nur geographisch nahe, sie sind vor al 
Aspekt der allgenseinen Krise der Be- 
ziehungen zwischen den kapitalistischen 
Großmächt« 


DIESE KRISE IST ANDERS 

Von den vorhergegangenen unterscheidet 
sich diese Krise vor allem deshalb, weil sie in 
einem Gebiet ausgebrochen ist, das schon 
seit Monaten zum strategisch heikelsten Mo- 
ment der Beziehungen zwischen den Groß 
mächten geworglen ist. Die Interessen, die 
heute - in einer Übergangsphase der ameri 
kanischen Strategie - im Mittelmeerraum 
auf dem Spiel stehen, sind so weitreichend 
daß man ruhig behaupten kann, der Atom- 
Alarm von Nixon und die darauffolgende 
Mobilisierung der US-Streitkräfte in Europa 
war kein bloßes diplomatisches Manöver. 
Warum? 

Man sagt, daß letzten Endes das Erdöl da- 
für ausschlaggebend gewesen sei. Das ist zwar 
richtig, aber nur wenn wir das Wesen der ge 
genwärtigen Ölkrise genau erkennen. Die 
bürgerliche Presse spricht meistens vom Erd- 
öl als Gebrauchswert: soundso hoch ist der 
Bedarf, soundso. die verfügbaren Quellen, 
soundsb die Produktion. Soweit ist alles 


damit die Profite stimmen 


DIE 


JLINDUSTRIE 


ölprodun der. Vom 
der Kapitalproduktion und der Klassen aus, 
ist deshalb zwischen den USA und den arab 


schen Staaten kein Unterschied. Deien K 
Nikte und Widersprüche beziehen sich des 
halb auf die Aufteilung der Profite der Indu- 
strie, deren einzige Teilhaber sie selbst sind. 
Bis 1960 war es den großen Ölgesellschaften 
gelungen. die ölproduzierenden Länder so- 
weit zu beherrschen, daß diese nicht einmal 
über die Aufteilung der Profte verhandeln 
onnten 


Neuverteilun L' 
der Profite 


Auf welcher Basis wurde nun verhandelt? 
Es st allgemein bekannt, daß es praktisch 
keinen Marktpreis für Rohöl gibt, weil 70% 
des in der Welt verarbeiteten Rohöls von den 
erdölfördernden Tochtergesellschaften der 
großen Konzerne an ihre erdölraffinierenden 
Tochtergesellschaften weiterverkauft  wer- 
den. Das Rohöl ist also nichts anderes als 
eine reine „Kostenübertragung” innerhalb 
der großen Konzerne. Dagegen gibt es einen 
Marktpreis für Erdölprodukte, auf den die 
erdölproduzierenden Länder aber auch nicht 
den geringsten Einfluß haben. Was dann den 
Konsumpreis der Erdölprodukte betrifft, so 
wissen alle, daß auf diesem vor allem die 
Steuern, die von den Regierungen des jewe 
ligen Verbraucherlandes erhoben werden, 
lasten: zwei Drittel vom Benzinpreis sind 
Steuern, die man an derr Staat zahlt. In allen 


europäischen Ländern ist die Situation ähn- 
lich, Was bedeutet das aber? 
Es bedeutet. daß die einzigen Verantwort- 


lichen für die Preise der Erdölprodukte die 
großen Konzerne und die Staaten, in unse- 
rem Fall die europäischen Staaten sind 


 — 
DIE BESTIMMUNG DES BEZUGSPREISES 


(POSTEDPRICE) 

Worüber können aber die Ölländer verhan. 
Sie verhandeln über den posted price 
r ist nichts weiter als ein Maßstab, an 
handdessen die Ölländer den ihnen zustehen- 
den Steueranteil kalkulieren. Immer wenn 
Posted Pr tritt für 


uch der Hauptgrund, 


weshalb die US-Regierung direkt in die 
Verhandlungen über die Aufteilung der Pro- 


fite zwischen den beiden Teilhabern an der 
Ölindustrie eingreift. Das ist aber nicht der 
einzige Widerspruch zwischen den USA und 
den arabischen Ländern. 

Der zweite Widerspruch liegt darin, daß 
die USA auch ein erdölproduzierendes Land 
sind, sie sind sogar der größte Erdölprodu- 
zent der Welt, und sie sind es aufgrund einer 
Protektionsmaßnahme, mit der 1959 Eisen. 

wer das kanische Erdöl abschirmte 
[ bestimmte Grenze ge- 

d weil die USA auch der größte 
Erdölkonsument der Welt sind, hatte diese, 
der Erdöl- 
zur Folge 


ESSO-General Oehme 


und insofern eine drastische Reduzierung ih 
rer Einnahmen, 

Trotzdem wäre es niemandem eingefal 
von einer „Ölkrise" zu sprechen. In 
Phase beschließen die Oll 
‚Arabı 
tion der P. 


usw.) sich in der OPE 


Es waren aber mehr 
diese Koalition v 
N Ben Kon- 


einer Mach 
zemei 


DIE ENTSTEHUNG DER „UNABHÄNGI 


GEN“ GESELLSCHAFTEN 


In den zehn Jahren von 1960-70 kamen 
weitere Faktoren hinzu, die die Monopolstel 
lung der großen Konzerne in Frage zu stellen 


drohten, und folglich auch den Markt. In 
den USA waren eine Reihe von sog. „unab- 
hängigen“ Gesellschaften entstanden, die 


nun zu Konkurrenten der großen Gesell 
schaften, den „seven sisters“ wurden: sie 
kauften für ein paar Cent mehr das Rohöl 
direkt an den Quellen und verkauften es zu 
einem niedrigeren Preis an die unabhängigen 
Raffinerien weiter, Relativ gesehen war die 
von den „Unabhängigen” gehandelte Menge 
minimal; die Monopolstellung war aber von 
nun an gestört und auch die „seven sisters“ 
waren gezwungen, die Preise zu senken 


je Menge. (Die ENI kar 
nal ihren eigenen Bedarf 
decken, geschweige den des italienischen 
Marktes.) Es ging aber prinzipiell um eine 
Machtfrage. Es ging um die politische Auto- 
nomie Europas, um die Bewegungsfreiheit 
der europäischen Bourgeoisien und der herr 
schenden Klassen und Kasten der arabischen 
Länder. 

Solange die USA im asiatischen Schach 
brett verwickelt waren, solange Asien für die 
USA das strategisch wichtigste Gebiet war 
solange vernachlässigten sie die Wider 


mit den europäischen Bourgeoisien 
aber aus Vietnam abhauen mußte 
nen sie wiederum Europa und v 


sen Beziehung zum Nahen Osten 
beobachten. Ihre politisch-militärischen E: 
scheidungen wurden im Mi 


Länder) 


aggressiver. bi ur D 


VOM DOLLARKRIEG ZUM ÖLKRIEG 
Die USA müssen sich also arg zugerichtet aus 
Südostasien zurückziehen. Sie merken, daß 
mittlerweile ihre Vorherrschaft in der kapita- 
listischen Welt durch die Konkurrenz ande- 
rer Kapitalismen, dem europäischen und ja- 
panischen, gefährdet ist. In diesem Augen. 
blick beginnt der „Dollarkrieg 
zer Zeit dem europäischen und japanischen 
Kapitalismus, was deren. Konkurrenzfähig- 
keit beirifft, mehr Schaden zufügt als drei 
Jahre „wilder Streiks“. Das gesamte interna- 
onale Währungssystem üttert 
Europa und Japan erleiden diese Aggression 
Widerstand leisten zu können. Sie hat 
die Illusion, eine autonome Rolle spielen 
zu können, und nun werden sie wiederum zu 
untergeordneten Kapitalismen abgestuft, 
wenn nicht gar bloßen Anhängseln des US- 
Kapitalismus 

Im Dezember 1970 trat ein neues, die 
Ölwelt erschütterndes Ereignis ein: Die 
OPEC unterbreitet den großen Konzernen ei- 


der in kur- 


nen Forderungskatalog: Anhebung des 
posted prices und ichung — vor- 
P Anty-afıy“ 

tung der Konzerne, einen Teil ihrer 

Profite im Förderland zu reinvestieren 
Gleichzeitig verhandelt die „Revolutionsre- 


gierung“ Libyens — die nun zum dritigröß- 
ten Förderland nach den USA und der 
ASSR aufsteigt — getrennt mit den Konzer- 
nen und zwingt diese zu großen Zugeständ- 
DIE KLAUSEL DER „REINVESTITION“ 
UND DIE ABWERTUNG DES DOLLARS 


Die Antwort der großen Konzerne auf diese 


Plattform war exemplarisch: sie konzedieren 
die Anhebung des Preises; sie haben an der 


Neuaufteilung der Profite nichts auszuset- 

sie weigern sich aber strikt, die Klausel 
der Reinvestionenen zu aktzeptieren, weil 
as als eine schwerwiegende Hypothek auf 


stitions lasten würde, 


Aber 
en 


RE. 
wir Sitzen arle | 
a einem Boot 


u 


weil es keine 
Lösung mehr gab, aber vor allem weil 
ihnen damals vor allem darum ging, die 
’bhängigen Gesellschaften und staatlichen 
Gesellschaften, indem sie stellvertretend für 
diese verhandelten, unter ihre Kontrolle zu 
gen 

Der Spielzug war perfekt: 
schaften —n 


alle Gesell- 
it Ausnahme der italienischen 
ENI — nahmen Zuflucht unter den breiten 
Flügeln der großen Konzerne. Die Abma- 
chungen wurden mit großem Erfolg beider 
Teilhaber der Erdölindustrie (den „seven 
sisters“ und den Ölländern) zwischen Febru- 
ar und März 1971 abgeschlossen. Diese Ab- 
machungen sanktionierten die zunehmende 
Bedeutung der arabischen Staaten als Aktio- 
näre der Ölindustrie: ihre Entscheidungs- 
macht in Fragen der Erdölstrategie war nun 
um vieles größer. Das verstärkte die polit 
sche Einheit der beiden Teilhaber noch wei- 
ter. Man könnte nun einwenden, daß seither 
die Initiativen zu einer Neuaufteilung de 
Profite immer von Seiten der Araber gekom- 
men waren: das Entscheidende ist aber, dıß 
seitdem die großen Konzerne noch mächti- 


Der Benzinpreis steigt und steigt. An vier 
Wochenenden ist Fahrverbot, das heißt: die 
ganze Woche müssen wir tun, was wir nicht 
wollen; jetzt können wir nicht mal mehr am 
Wochenende, was wir wollen. Ölhändler kas- 
sieren plötzlich bis zu 100 % mehr fürs Heiz- 
öl. Vermieter erhöhen die Heizkosten be- 


trächtlich, zum Teil rückwirkend bis zum 
‚Juni, Ein Heizwerk will von den Mietern bis 
zu 75% mehr kassieren, obwohl es mit Gas 
heizt. In den Fabriken laufen die Maschinen 
auf vollen Touren, aber schon müssen Arbei- 


schaltet, Licht brauchen die Arbeitsviecher 
doch nicht, wenn sie fressen. In Wohnungen. 
Büros, Fabriken wird die Temperatur runter. 
geschaltet, zeitweise die Heizung ganz ausge 
schaltet. An vielen Punkten kann man nur 
noch ausnahmsweise warm duschen. 

Alles, aber auch alles, wird auf uns abge 
wälzt. Bei den Ölkonzernen, den Ölhändlern, 
Hausbesitzern, den Steuern der Regierung, 
der Produktion der Industrie, da läuft's nicht 
nur, sondern da läuft'smit den Profiten zum 
Teil viel besser als vorher. Aber genau diese 


ter bei Notbeleuchtung schuften. Bei BMW 
wird in den Pausen das Licht ganz ausge 


Typen schreien jetzt: Wir sitzen doch alle in 
einem Boot! Haltet den Dieb! 


Wir haben weiß Gott keine Sympathien für die Ölscheichs und die arabischen Regierungen, die 


mit fettem Hintern auf ihren Völkern sitzen. Aber 


Nicht den Arıbern haben wir das zu 


verdanken! Tatsache ist 


der anderen! D; 


Bis heute ist weder in Holland, noch in Deutschland ein Tankschiff mit teurerem Öl ange 
kommen. Und bis heute fehlt in den Häfen hier keine einzige Tankladung! (Frankfurter 
Allgemeine, 22. 11.1973) 

Die Araber haben schon lange vor den Krieg erklärt, daß sie etwas weniger Öl liefern wolle 
damit ihr wesentlichster Reichtum nicht in wenigen Jahrzehnten all ist. Denn die Ölkonz 
ne haben die arabischen Ölfelder bisher immer nur zu 35 % leergepumpt, dann haben sie die 
Bohrungen zugeschüttet, weil es ihnen zu „teuer“ wurde. Das heißt, die restlichen 65 % 
waren für sie „unrentabel“! Zum Vergleich: Die Förderung von 159 Litern Rohöl kostet in 
den USA 7,50 DM und in Kuwalt 15 Pfennig! (Stern, 15. 11. 1973) 

In Amerika, das fast gar kein Öl aus Nahost bezog, wurde völlig unabhängig von den Arabern 
schon im Frühjahr das Benzin rationiert. Die Energiekrise in den westlichen Ländern ist also 
schon lange bekannt. Und gerade in diesem Jahr haben die amerikanischen Ölkonzerne 
Gewinnrate um 80-90 % gesteigert! (Die Zeit) 

Die Araber haben 1958 mehr für ihr Öl bekommen als Oktober 1973! In der Zwischenzeit 
haben die Ölkonzerne sie erpreßt und auggepumpt. Heute geben die Araber das Öl für 7 
Pfennig pro Liter ab und wir bezahlen bald fast 1 Mark fürs Benzin! 


Nichts verbin. 
die aus allem ih- 
Hochkonjunktur 

r dauernd zah- 
nig Lohn. Die 


Sturm. ‘Ihre Notbremse: Krisenangst. Den 

Krisenplan hatten sie und die Regierung al 

lerdings schon in der Tasche (wie jetzt ihre 

„Sachverständigen“ sagen). Nur: jetzt wollen 

sie es „höherer Gewalt“, Mohamed Scheich 

Soundso zuschieben. Aber wir glauben nicht 
an die Märchen aus 1001 Nacht 

ien uns nicht nur zwingen, das so 

zu akzeptieren. Wei 

x 


it diesen Leute 


nicht nur 
Lohn weiter 


Seite, die der Bosse auf 


er Licht, Heizung oder 


der im Büro mit wen 


Warmwasser arbeiten sollen, dann muß unsere Antwort sein 


Wenn Hausbesitz 


@ Verweigern wir die Arbeit! 
Vermieter, Wohnheimverwalter die Heizung runtenstellen, mehr Geld für die 


Heizung wollen oder das Duschwasser beschränken, muß unsere Antwort sein. 


Nicht 
ie Holland in den vorgan. 
Wochen am offensten für einen der 
zwei Kontrahenten Partei ergreifen, während 
die EWG eine möglichst neutrale Position 
einzunehmen versuchte. Nicht zufällig, weil 
sich Hollands Industrie vor allem auf vier 
multinationale Konzerne stützt: auf SHELL, 
UNILEVER, PHILIPS, AKZO. Die erste ist 
eine Erdölindustrie, die zweite eine chem 
sche, die dritte wird bald eine, die vierte eine 
pharmazeutische. Hinzu kommt noch die 
Tatsache, daß der Hafen von Rotterdam vor 
allem der zentrale Angelpunkt der Ölvertei- 
lung ist. Das Erdöl fließt also in einem Aus- 
maß in das Konstante Kapital ein, daß eine 
unregelmäßige Versorgung den gesamten Re- 
produktionsprozeß zum Sulltand bringen 
würde 
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@ Kürze wir die Mieten! 
am Wochenende in die viel zu teuren und vollen Verkehrsmittel stopfen, bei den 
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Wie schließt man sang- und 


klangl 


Am 4. 11. 1973 wurden in Niederbayern 
sechs Werke der Triumph International ge 
‚schlossen. 550 Arbeiterinnen wurden auf die 
Straße gesetzt. Wie das gelaufen ist und vor 
lem, mit welcher Hinterlist die Kapitalisten 
und die verantwortlichen Gewerkschafts 
funktionäre dabei vorgegangen sind, wollen 
wir an dem Beispiel Jandelsbrunn zeigen. 
Die Aussagen stammen von einem Gespräch, 
das wir mit etwa zehn Arbeiterinnen in ei- 
nem Gasthaus hatten und von Tonbandauf- 
nahmen einer Gewerkschaftsveranstaltung 
am letzten Arbeitstag, Diese Veranstaltung 
wurde zur ‚Feier des Tages’ in einem piekfei- 
nen Hotel abgehalten. Finanziert wurde sie 
von der Suftung Miederindustrie 

Der Gewerkschaftsfunktionär Eberl ist 
gleichzeitig Vorsitzender dieser Stiftung. 
Von einigen Frauen wird er als der Haupt. 
schuldige (dafür, daß die Schließung nicht 
verhindert werden konnte) betrachtet 
‚Außerdem war noch ein gewisser Kurt Müller 
da, Gewerkschaftsfunktionär und Experte 
für Fabrikschließungen („Ich habe schon 
über 20 Fabriken geschlossen“), und von 
dem behauptet wurde: „Der spinnt eh auf 
die Werksleitung 

Diese zwei sauberen Herren hielten eine 
Ihrreiche und klugscheißerische Rede nach 
der anderen; der Eberl auf niederbayrisch 
mit hochdeutschem Akzent und der Müller 
mit wissenschaftlichen Ausdrücken und ine 
ver herablassenden Art, wie zu dummen Kin- 
dern. Bei Kaffee und Weißwürsten kam es 
dann auch zu Ausein 


ndersetzungen und Be- 
schimpfungen zwischen den Arbeiterinnen. 
Überhaupt war so eine Stimmung: „Mir ha- 
ben alles falsch gemacht”, und sie versuch- 

die Schuldigen in ihren Reihen zu 
uchen. Daß diese Spaltung nicht von ihnen 


Weise Sa laufen, 
und ihr Hauptproblem: Werden die Frauen 
auch weiterhin Mitgliedsbeiträge bezahlen? 
Dafür verteilten sie dann auch ein Papier, in 
dem erklärt wurde, wie man das im Falle der 
Arbeitslosigkeit zu machen hat 


Für sie war die 


Spalte und Walte 


Wie war das nun mit Jandelsbrunn? Die Be- 
triebsleiter des nahegelegenen Werkesin Platt- 
Die Geschaftslei 


das Werk und di 
aus: ‚Wir w 
Geschäfts 
werkschaft? Di 
verhandelt ihr den 
nichts aus. 

Ja, so sollte das von außen aussehen. In 
Wirklichkeit war es aber so: Zwei Woch: 
vor der Schließung wird der Betriebsrat erst 
von der Schließung unterrichtet. Am 
nächsten Tag soll er auf einer Sitzung mit 
der Geschäftsleitung, der Gewerkschaft und 
irgendwelchen  Amitsschimmeln der 
Schließung zustimmen. Er wird im Glauten 
gelassen, er hätte die Wahl zwischen Weiter- 
führung des Werks und Kurzarbeit oder 
Stillegung und dafür eine Abfindung. Diel 
Höhe und die Regelung dieser Abfindung] 
wird dann in einem Sozialplan festgelegt 


wollen 


darum, den 


os eine Fabrik ? 


Daß die Triumph jedoch schon Antrag auf 
Mussenentlassungen gestellt hatte und daher 
Kurzarbeit gar nicht mehr in Frage kam, daß 
die Schließung also schon beschlossene 
Sache war, das wußte der Betriebsrat nicht 
(oder wollte es nicht glauben? ). „Wie wir da 
verhandelt haben, haben wir den ganzen 
Vormittag gestritten und da haben wir die 
Schließung nicht unterschrieben, weil wir ha 
ben gesagt, wir wollen die Kurzarbeit.“ 
Schon auf dieser Sitzung sagte einer von der 
Geschäftsleitung: „Jerzt möcht ich wetten, 
wenn wir da raufkommen nach Jandelsbrunn 
und erzählen das mit der Abfindung, dann 

die nur mehr für das Geld.“ Dem Be- 
triebsrat wird erzählt, daß alle Sozialpläne 
extra abgeschlossen werden: „Wenn's für Or- 
tenburg einen Sozialplan gibt, dann gilt der 
noch lange nicht für die andern.“ 

Nachdem sich der Betriebsrat auf dieser 
Sitzung nicht entscheidet, findet vier Tage 
später, Freitag, eine Betriebsversammlung 
statt. Inzwischen ist der Sozialplan ausgehan- 
delt worden - füralle Werke der gkiche: Die 
Frauen bekommen für jedes Jahr, das sie bei 
Triumph arbeiten, einen Monatslohn als Ab- 
findung. „Wie die Geschäftsleitung dagewe- 
sen ist und hat uns den Sozialplan da verle- 
sen {auf der Betriebsversammlung), da hat 
eine jede gesagt: „Ja, wir sind für den Ar- 
beitsplatz', und kaum sind die weggewesen, 
haben sie sich so stark gefürchtet, daß sie die 
Abfindung nimmer kriegen..." „Der gan- 
zen Belegschaft haben sie das mit der Abfin- 
dung so eingetrichtert, daß viele das Geld 
wollten.“ 

Außer einer Frau, die eine gepfefferte Re- 
de gegen die Gewerkschaft losließ (siehe un- 
ten), meldete sich während der Anwesenheit 
der Herren niemand zu Wort. Kaum waren 
sie weg, ging en den Betriebsrats- 


sind 


ehr Haltung um ihre Abfindung zu 
kommen. Außerdem hatten sie den Worten 
der Geschäftsleitung entnommen: „Die ha- 
ben eh klipp und klar gesagt, daß mit der 
‚Kurzarbeit nichts drinsteht." In dieser Situa- 


durch sei 


INTERVIEW MIT EINER. 
ARBEITERIN Aus 
JANDELSBRUNN 


1 die Arbeit so bei Triumph? 

mir hat's neı gefallen, 

Kellnerin, da war das noch 

rs. In der Fabrik bist halt eine Nummer 

1 hast auch nichts, Ich hab’ mich 

& anpassen können. Da 

lassen und mußt im- 

morgen bei der Ab- 

schiedsfeier beim Gottinger (eine Gewerk- 

schafts, feier" anstatt des letzten Arbeitsta- 

ges bstempeln gehen, 

damit wir auch den letzten Arbeitstag be- 

und heut ham'’s uns zum 

Abschied noch 0 Pralinen und son'n billigen 

Wein für 2 Mark 70 geschenkt und alte Kor- 
setts, die sie eh nicht mehr loskriegen. 


ir dir alles gef j 


lüssen wir auch ers 


zahlt kriegen 


Was habt ihr gearbeitet? 

Wir müssen die Seitennähte von Höschen 
nähen... scheene Höschen ham wir ge- 
mach. 

War ?? 

Ja, früher ham wir lange Höschen mit langen 
Seitemnähren gemacht und später so kurze 


HERR EBERL Von DER. 
GEWERKSCHAFT 
TEATIC- REELEIDUNG 


Namen 

„Gkich sind schon die Zettel gekommen, 
wer für den Sozialplan ist, Die Chefin hat 
gleich offen unterschrieben und ist mit der 
Liste umeinandergelaufen und zu jeder ein- 
zelnen hingegangen. Die Chefin kriegt auch 


Im Akkord? 
Am Band. 


Ist bei euch auch immer der Stopper gekom-| 
men? 

‚Ja, ja, der ist schon immer da rumgelufen, 
aber wenn ich ihn gesehen hab, bin ich im- 
mer aufs Klo gesungen. Mit der Zelt ham sie 
das geschnallt und ham gesagt, des ist ja eine! 
‚ganz Pjiffige, Da hab ich einfach immer mein 
Materiel versteckt und hab gesagt, ich hab 
grad keine Arbeit, 

Wie war's mit dem Lohn? 

Wir Näherinnen sind so etwa auf 700 Mark 
netto gekommen, wenn wir den Akkord ge 
schafft haben, aber viel arbeiten ham wir 
schon müssen. Wr war'n an dritter Stelle mit 
unserer Leistung. 

An weicher dritten Stelle‘ 


Von alten Triumphwerken ham wir am dritt- 
meisten gearbeitet 

Und haben Sie dann auch mehr Geld dafür 
bekommen? 

‚Na, mir nicht, die Gruppenleiterin hat mehr 
gekriegt. 


gehen; we lark kriegen tät, 
uch für die Schließung, aber da muß 
man auch nach den andern schaun. Die 
schaut nur nach sich selber, die hat jetzt ihr 
schönes Geld.“ „Bei dem Zettel zur Unter- 
schrift für den Sozialplan hat eine darunter- 
geschrieben: ‚Ihr könnt euch die Abfindung 
an den Hut stecken!‘ Die einen bekommen 
für 10 Jahre 10 Monatslöhne, die meisten 
bekommen fast gamichts, weil sie erst kurz 
angefangen haben. 

Die Frauen werden unter Druck gesetzt: 
von der Werksleitung („Da hast gar keine 


Zeit zum Überlegen gehabt. Da hast ins Biro 
gehen müssen, wenn du dagegen gewesen 
bist.) und von ihren Männern /,,Wenn die 
die Abfindung nicht kriegen, dann derschiag 


/ı meine Frau und den Berriebsratsvorsit- 
enden dezu.“). Außerdem wird die ee 
Gruppe, die für den Sozialplan ist, von der 
Werksleitung bevorzugt behandelt: „Vom 
Büro aus werden die einen unterstützt, weil 
die dürfen ja Kaffee trinken, bezahlt — und 
die anderen müssen zur Werksleitung gehen 
und eine Abreibung holen, wenn's einmal ein 
paar Minuten zu spät kommen und die ande- 
ren haben ganze Nachmittage Urlaub, be- 
zahlten, beim Kaffee 

ZweiParteien-System geschaffen und auge- 
gangen ist es nur von der Werksieitung, 

Dazu kommt noch die völlige Uninfor- 
miertheit. Die einen denken, cs könnte im- 
mer noch Kurzarbeit geben, auch wenn sie 
für den Sozialplan stimmen, die anderen ha- 

n einfach Angst, daß sie dann überhaupt 
nichts bekommen, zt nicht Ja 
sagen. Und so kommt es also, daß 64 von 91 
dafür stimmen, 

Und alle — außer den Frauen natürlich — 
sind es zufrieden; der Betriebsratsvorsitzen. 
de: „Wir waren ja dann aus dem Schneider, 
mehr wollten wir nicht‘; die Gewerkschaft 
weil sie nicht zu kämpfen brauchte und weil 
alles so schön frei und demokratisch abgelau- 
fen ist. (Eberl: „Wie ich damak gesehn hab, 
wie die Stimmung it, wie es geheißen hat, 


und das hat unser 


Werk Landshut — am 1. Tag der Stillegung 


auf keinen Fall Stillegung, hab ich zum Be 


riebsrat gesagt, komm wir kämpfen hier bis 
zum letzten, das ist ein Härtefall hier. Ich 


‚hab aber auch damals gesagt, eines steht fest 
das Recht, die Stillegung zu verhindern, ha 
ben wir nicht - Gott sei Dank sind wir noch 
in einer freien Demokratie, während im 


Osten drüben, da würd” man schauen, da wird 
diktiert.“) Und die Geschäftsleitung sowieso, 
weil die Frauen gegeneinander gekämpft 


haben und nicht gegen sie, 


"Lieber geh’ ich 
Noch zur Baader - 
Neinhof-Gruppe 


Die Weltfirma Triumph International 
schließt sechs Fabriken im bayerischen 
Grenzgebiet zur Tschechoslowakei. SO Ar. 


beiterinnen stehen auf der Straße. Sie be 


kommen Abfindungen, die nach Dauer der 
Betriebszugehörigkeit gestaffelt sind; einen 
Monatslohn für jedes Jahr, aber keinen 
gleichwertigen Arbeitsplatz — weil es dort 


keine gibt 
Meistens sind es Dörfer, wo Triumph tat 


sichlich die einzige Fabrik am Ort ist. Die 
Fabrikschließung heißt für die Frauen, daß 
sie zu einem neuen Arbeitsplatz bis zu zwei 
Stunden täglich hin- und zurickpendeln 
müssen. Wenn sie überhaupt eine neue Arbeit 


finden, 


TANUMPR INTERNETIOKAL A 


Werk Landshut 


Rede einer Arbeiterin auf der genannten 
Betriebsversammlung 


Die im Grenzgebiet ansässigen Firmen ha- 
ben 2. T. Einstellungsstops. Wenn überhaupt 
‚jemand eingestellt wird, dann die jüngeren , 


Die Kap 
bei uns im Grenzland gemacht, 


alisten haben jetz 


die haben jetzt im Ausland was besseres ge- 


funden, die können jetzt keine zehn Pferde 
mehr halten, schon gar nicht in Jandels 


Kapitalisten oder 
den Behörden etwas ab. Und da wäre ein 
schon was eingefallen. 

Jetzt sieht die Sache für die Frauen 
schlecht aus. Arbeitslosenunterstützung gibt 
es vorerst mal für drei Monate. Die dritte 
Arbeit, die ihnen das Arbeitsamt vermittelt 
müssen sie annehmen und es ist sicher, daß 
es eine schlechtere Arbeit sein wird, schlech. 
ter bezahlt und viel weiter weg, Sie werden 
zu Pendlerinnen werden — genau wie ihre 
Männe. Die älteren Frauen werden über. 
haupt nicht oder nur sehr schwer wieder Ar. 
beit finden. „Ich scheiß ja auf die 5 000 oder 
3.000 Mark, die ich da krieg, die hab ich in 
ein paar Monaten wieder ausgegeben. Das ist 
bald weg. Aber die Arbeit haben wir auch 


nimmer.” zE 


bei anderen Firmen un 
Wo bringt ihr uns unter? 
Beim Arbeitsamt als Stemplerinnen. Keine] 
Partei in der Bundesrepublik ist so. groß 
wie die Gewerkschaft und sie 
im Grenzgebiet 90 Arbei 


nicht in] 


ht mehr, dann kostet eine 
Maß $ Rubel und 20 Zloti 
in altes Sprichwort hei 
dann hilft dir Gott. Bei der Gewerkschaft 
t es: Hilf dir selbst, dann hilft dir die 
Gewerkschaft und eines sag ich ihnen: 
Sollten Sie mich in einem Betrieb mal 


If dir selbst, 


verhel 


Frauen bis 35 Jahre. Sowohl die Werkslei 


tung als auch die Stadtverwaltungen und Ar- 


beitsämter haben versucht, Käufer für die ge 
hlossenen Fabriken zu finden, was aller 
Die bayerische 


Werke wurden 2. T 
Zehnjahresfrist aufgegeben, 


Yere Fohrik 


Im Werk Jandelsbrunn arbeiten 90 deut- 
sche Frauen und ein Mann. Sie nähen an 
zwei Bändern Miederhöschen im Akkord 
Die meisten haben Lohngruppe 3; mit Ak- 

ordverrechnung kommen sie auf ca. 
700 DM netto. Der größte Teil ist verheira- 
tet. Die Frauen wohnen im Dorf selbst oder 
in der nächsten Umgebung. 


schon vor Ablauf der 


brunn ist das 20. Werk, das in den 


rei Jahren geschlossen wurde, Die 
m seit Jahren bemüht 


strichten“, d.h. die Gemeinde baute für ca 
10.000 DM ihr leergewordenes Schulhaus 


um, Triumph brauchte nur noch Tische und 
Nähmaschinen reinzustellen, die Arbeitskräf- 
te standen ch schon vor der Tür, die Produk- 
tion konnte laufen. Da die „Firma Arbeits- 
plätze geschaffen hatte, bekam sie natürlich 
noch staatliche Förderungsmittel und die 
zehnjährige Steuerfreiheit. Jetzt hat Jandels- 
brunn keine leere Schule mehr, sondern eine 
Ieere Fabrik. Der Umbau für einen anderen 
Zweck wird wieder mehrere tausend oder 
zehntausend Mark kosten. 

In Jandelsbrunn gibt es jetzt nur noch die 
Wohnwagenfabrik Knaus mit ca. 600 Be- 
schäftigten. Der Schwiegersohn vom Bürger 
meister (CSU) ist dort leitender Angestellter. 
Das Gelände für die Fabrik wurde natürlich 
auch auf Kosten der Gemeinde erschlossen, 
Knaus stellt keine Gewerkschaftsmitglieder 


Wir als WIR-WOLLEN-ALLES-Gruppe 
waren aber auch Spätzünder. Schon eine Wo- 
che früher hätten wir mit den Arbeiterinnen. 
sprechen müssen. Wir hätten Verbindungen 
mit den anderen betroffenen Werken aufneh- 
men können. Die Bereitschaft der Frauen 
war groß. Ihre Kommunikation untereinan- 
der unvergleichlich besser als in einem Groß. 
betrieb in der Stadt. Man hätte Aktionen 
machen können. Der Funke hat gefehlt. Wir 
haben es versäumt. 


ein 
Seit die beiden Fabriken am Ort sind, hat 
die Gemeinde eine Verschuldung von 
300 000 Mark. Wichtige Sozialaufgaben wie 
Kindergarten und Schwimmbad können 
nicht in Angriff genommen werden. 70% 
der Männer von Jandelsbrunn sind Pendler, 
Die Kneipen sind abends leer. RB 


Die Meldungen: 31 000 Entlassene, 50.000 
machen Kurzarbeit, über 200 Betriebe wur 
den geschlossen. Man spricht von Absatzkri- 
se: Die Konsumenten könnten wegen der all- 
gemeinen Teuerung keine Texulien mehr 
kaufen, aber das spielt z.Zt. nur eine be- 
scheidene Rolle 


ABSATZKRISE-NEIN 


Die Textilindustrie hat immer noch eined/m- 
satzsteigerung von 8-10%. Die Nino AG 
2. B. — eines der größten deutschen Textilun- 
ternehmen — meldet für 1972/73 eine Um- 
satzsteigerung von 30%. Selbst der Betriebs 
leiter eines Triumphwerkes bestätigte uns zu 
sinem Zeitpunkt, wo sechs Triumph-Werke 
geschlossen wurden: „Der Umsatz an Mie- 
derwaren steigt.“ * 


Eine geplante Um- 
Ühirierung 


Die Frage für die Textilindustrie ist wie für 
jede andere Industrie auch: Wie können wir 
die Profite steigem? Die Möglichkeit liegt in 
der Senkung der Lohnkosten. Innerhalb der 
Textilindustrie gibt es zwei große Bereiche 
den der Stofiherstellung (Spinnere 

Strickereien, Webereien) und den der Stoff 
verarbeitung (Nähereien usv.). Die Möglich- 
keit zu automatisieren, ist hei der Stoffher 
stellung leichter möglich (gri 
produktion) als bei der Stoffverarbeitung 
(viele verschiedene Arbeitsgänge, die sich 
2. B. durch die Mode oft verändern ä 


jere Massen 


laute in der B 


Kurzarbeit jetzt für 18 


Kouzentration und 
Rationalisierung 


Pro: 


duktionsstätten, also große Werke mit Mehr- 
schichtenbetrieb. Die kleinen Betriebe in den 
ländlichen Gegenden werden deshalb nach 


und nach geschlossen. Die Nachteile für die 
Arbeiter sind klar: Pendeln oder Umsiedeln 
in die neu entstehenden Trabanten-Vororte, 
Schichtarbeit und größere Arbeitshetze. Ak- 
well: Arbeitsplatzverlust oder 
Frührentner 0. 


Fall Lohnsenku 


Procuktiou iu R 
"Billigloun läudery 


wechsel, 
auf jeden 


;00 Arteiter dort b Mi 
DM pro ı 


Arbeite: 
ten die Lohnkost dieselb 
120 Millionen DM betrag 

Die Tendenz der Produktionsver 


ist statistisch u.a. abzulesen am „Einfuhr- 
berschuß“ (Differenz zwischen Ein- und 
Ausfuhr). 1960: 832 Millionen DM, 1969: 


8 Milliarden DM und 1972: bereits 4 Milli 
arden DM, also ein enormer Anstieg der Ein- 
führen in den letzten Jahren. Der Staat ver 
tritt in diesem Fall die Interessen der großen 
Industrien, die im Ausland Fabriken aufge- 
baut haben und in Europa die dort heige- 
stellten Waren verkaufen wollen. So wurden 
die Einfuhrbeschränkungen und Zollschran 
ken weitgehend aufgehoben; die kleineren 
Firmen sind nicht mehr konkurrenzfählg, 
machen pleite oder werden aufgekauft (was 
nicht heißt, daß sie vorher nicht gut verdient 
hätten) 


was ist los in der 
textilindustrie ? 


Die billigen Einfuhren Kommen im we. 
sentlichen aus den Entwicklungsländern 
(Südamerika, Nordafrika, Asien; Löhne ca 
ein Zehntel der hiesigen), immer mehr auch 
aus den klasischen Emigrantenländern 
(Griechenland, Spanien, Portugal, Italien 
usw.; Löhne ca. ein Drittel der hiesigen) und 
vor allem immer mehr auch aus den Ost- 
blocklindern (Ungarn, Polen, Bulgarien, Ju- 
goslawien, DDR usw.). Bevorzugt werden al- 
50 Länder mit niedrigem Lohnnivesu, hoher 
„Arbeitsdisziplin“ dureh staatliche Kontrolle 
(z.B. Streikverbot) — faschistische und so- 
zialistische Länder. So einfach ist esz. B. für 
Müller-Wipperfürth 


Miller-Wiprerfü 


ekleidungsin 


500 Arbeiter in 202 Betri 


ieben Zi 


Gewerkschaft: Rezession 
in der Bekleidungsindustrie 
.M. Düsseldort (ddp) 
ie Text> und Bekleidungsindustrie In der 
Bundesrepubiik befindet sicn nach Ansicht der 


Gewerkschaft Textil/Bekleidung in einer Rezes- 
sion. Ein Gewerkschafts 


DER KAMPF DER 
ARBEITER 


In der BRD haben die Unternehmer leichtes 
Spiel gehabt; es hat kaum Widerstand gegen 
die Fabrikschließungen gegeben. Das haben 
sie sich allerdings erkaufen müssen durch ei- 
nen sog. „Sozialplan“, der eine Abfindung 
nach Jahren Betriebszugehörigkeit vorsicht 
Das hat eine Spaltung bei den Arbeitern ver- 
ursacht, die unterstützt wurde durch die Ver- 
dummungspolitik der Gewerkschaft. 


!h findet an Tunesien Gefallen 44% 


ichten wil 
jonasiir an der tunesi- 

‚ste In Betrieb gehende Bekleidungst 
yorgeschalteter Spinnerei und Weberei 

zoll zunächst täglich 1000 

Ten und ihre Fertigung 

Einheiten erweiten. Der 

t zum Verkauf au? dem gsunschen] 

europäischen Markt vorz 

(&ie Schzffung weiterer 

fen Vorgespräch 


Noch vor zwei Jahren hat derselbe Müller- 
Wipperfürth in Italien eine Fabrik geschlos, 
sen und 830 Arbeiter auf die Straße gesetzt, 
weil sie durch Streiks eine Lohnerhöhung 
durchgesetzt hatten. „Danach hat sich die) 
Firma im Ostblock umgeschen — erfolg.) 
reich“, heißt es in dem Bericht (Handels- 


blatt, 8.4. 1971). 
Ausbeutung im Ost- 


block — kriseusicher 
und profitabel 
: a Ostiocknden a 
und mehr zu: 
Million. DM, Ende 
2 il DM, 1970: ca. 1 Mil- 
a ae 
lertie, Kaufhof, Wool- 

‚€ Esda-Arbeiterin 
ee 


B. in der DDR nähen, 
g iene Stoffteile aus einem Tri 
umph-Betrieb in der BRD werden in die 
DDR gefahren und dort zu Häschen und 
BHs vernäht und wieder zurücktransportiert 
in die BRD zum Verkauf. Die Betriebe im 
Grenzland, die dis gleiche gemacht haben, 
wurden geschlossen, in der DDR wird weiter: 
produziert. Die Beschissenen sind die Arbei- 
ter, sowohl im Grenzland, wie in der DDR. 
Drüben werden z. B. auch Geschirrspül- 
maschinen für westdeutsche Versandhäuser 
produziert, Dort kann man als normaler Ar- 
beiter aber überhaupt noch keine Spülma- 
schinen kaufen. 


Astah 


SRISIS 


Konzentrationsprozeß zu 
Ibe. Münster (Eigener Be: 


Die Situation von Aibeltern, die durch 
Umstrukturierungen des Kapitals ihre Ar- 
beitspätze verlieren, ist nicht nur ein Pro- 
Diem in der Textilindustrie oder gar des bay 
erischen Grenzhndes. Vor Jahren, und seit 
neuestem wieder, war es der Bergbau, jetzt 
ist es die Textlindustrie und die Bauindu. 
strie. Etwas später wird es vielleicht die ein. 
mechanische Industrie sein. Diese sog. Krisen. | 
werden auf dem Rücken der Arbeiter ausge | 

| 


tragen, wenn sie sich nicht dagegen wehren. 
In anderen Ländem — Italien und Frank- 
eich — tun sie es berdits erfolgreicher ak. 
hier. Die erste Antwort auf die Schließung 

iner Fabrik ist meist die Besetzung durch die 
Arbeiter, die Fabrik sozusagen als Geisel 
(manchmal incl, Direktor), als weiteres die 
„Beschlagnahme“ der Lagerbestände und 
evil. der Maschinen, ein Vorgehen, das di 
[Unternehmer und die bürgerliche Öffentlich. 
keit als „illegal“, „Diebstahl“ oder „Unter- | 
Ischlagung“ anprangert. Für die Arbeiter ist 
[es die einzige effektive Kampfform und die 
letzte Möglichkeit, zu holen, was zu holen ist | 
lund was man braucht, Dabei scheißen sie auf | 
Idie Legalität, für sie gibı es nur ein Recht: | 
(das Recht auf Leben — für das sie kämpf 


jallenische Fabrik von 
‚Arbeiterinnen übernomme: 
10: BE Cairo Montenotte (AP) 
ialienfsche 


Fie Fabrik seit dem 20. Oktober besetzt gehalten. 
m Donnerstag 


Extrem teure Arbeirspiätze 
Dies setzt aber einen Kapitaleinsatz in früher! 
tellbaren G: 
ie ein Arbeitspiat; 
jetrieb 1650 in einer 
150 waren es 1971 bereits 913000 DM. In einer 
Spulerel stieg der Aufwand sogar von 20500 DM 
'e Investitionen rentieren 


So erzeugte der 


125 t pro Jahr, heute sind es 
Iden Investitionen 2517 1. Der Unternehmer, der 
I auch 


Die Frauen von Jandelsbrunn und anders: 
wo waren bestimmt nicht scharf auf die Ak- 
kordarbeit bei Triumph, sondern auf den 
Lohn, den sie zum Leben brauchen, und auf 
die Kollet“ivitit und Solidarität, die unter 
der Frauen bestanden hat. Ihre Forderung 
hätte sein müssen: Weiterzahlung des Lohns, 
egal wie oder von wen, egal ob arbeitslos 
oder bei einer anderen Arbeit — der garan- 
tierte Lohn. Realistisch wäre zumindest die 
Durchsetzung einer gleich hohen Abfindung 
für alle gewesen und einer genügend hohen 
Abfindung. 


WIR WOLLEN ALLES er- 
scheint monatlich, Einzelprei 
ist DM 1,00 — Abo für 12 Ni 
inkl. Versandkosten DM 12,00. + 
Der Versand wird nach Eingang 
des Geldes aufgenommen. Konto: 
Wir wollen alles, Gaiganz. Post- 
scheckamt Nürnberg Nr.4684852. 
Presserechtlich verantwortlich: 
Gisela Erler, 8 München, Josephs-, 
burger Straße 16. 


Druck, Verlag: Poltiaden Erlangen 


Diskussion 


Zum Metaller-Streik in Baden-Württemberg 


In der WWA Nr. 9 kommentierte die Arbei- 
tersache München den Metaller-Streik. Eine 
Gruppe des RK entwickelte im Zusammen- 
hang mit der Diskussion der Streikbewegun. 
gen dieses Sommers eine andere Interpreta- 
tion dessen, was in Baden-Württemberg ge- 
laufen ist. Wir meinen, daß die Münchner Ge- 
nossen ein paar Fehler machen, wenn sie die 
Ergebnisse der Verhandlungen und des 
Streiks um den Manteltarifvertrag als poli- 
tisch bedeutungslos abtun. Wir sehen die Sa- 


der Arbeitstakte 
1,5 Minuten bei Neuein. 


s gegen die Intensivie 
Tung der Arbeit, der Ausbeutung, das ist 
nicht die Abschaffung des Lohnsystems, Das 
sind aber reale Verbesserungen der Arbeits- 

n für die Arbeiter, ebenso wie der 
ara Aka Und 


r Op 
organisation formulierten, waren nicht 
deshalb richtig, weil sie von uns kamen und 
unsere politische Richtung o. k. ist, sondern 
weil es, wie immer verdeckt auch, Forderun- 
gen der Arbeiter waren, mit denen sie sich 
gegen die objektive Verschärfung der Ar- 
beitsbedingungen wehrten. 

Die Kritik an der Gewerkschaft kann 
nicht darauf hinauslaufen, daß sie reale Ar- 
beiterinteressen vertrit, sich an eine Bewe- 
ung anhängt. Es war ein Fehler von uns zu 

lauben, die Gewerkschaften könnten und 
Sirden See Forderungen alchtarferaen 
Daßs sie faktisch die Massenbedürfnisse kana- 
lisieren, daß sie sie innerhalb der Kapitallo- 
gik, innerhalb der Spielräume des Systems 
‚hält und durchsetzt, das ist die Kritik, die 
richtig und wichtig ist, wann auch nicht neu, 
denn das ist eine ihrer Funktionen, wie 
schon der alte Marx es beschrieb. Die Ge- 
werkschaft ist halt eine Gewerkschaft. Daß 


die Gewerkschaften diese Forderungen a 
a tten ere Forerungen 


‚reifen muf ‚nn sie ihre Funktion im Ka- 
Feleryer she sarlaren ai klar und 
Forderungen und der Ergehnlse, denn auf 
5 Beutungiengkit de de Aber. 
sache zum Ausdruck bringt. Zu ihren Funk- 
hlonen gehört heute aber nid en: 
‚Bedürfnisse zu kanaliieren-siale Kamplbe- 
Tepe Sri MR eisen Mn 
TTarıverrg verdeuticht se He Aufgabe, 
Istische Proguktion zu gewährleisten und 
gr, se wid immer mehr Organist. de 
ser_Produktion. Für die Besetzung der 
Binder, &te-Zahl der Springer ist nun auch 
dee Bekdabaat auyändie, IR. mid zum 
direkten Gegner, wenn dabei Konflikte uf. 
treten. Daß die Ergebnisse der Verhandlun- 
gen in die juristische Form des Manteltarif- 


Frage des Achtstundentags 
oder der Lohnfortzahlung nur als einen rea- 
len Erfolg für die Arbeiter halten. Es ist, auf 


der Basis ems, ein Brückenkopf, 
dem a impfen 
Ken, t: Was 
Gewerkschaft ud 


Arbert 
geveeehefeichen jks war, daß g- 
er sch erschienen Areishedupun- 


gen öffentlich geworden a an 
len Betrieben und außerhalb. Was 2 


et, in 


Wird jetzt offen 


® 


jenhang mit dem, was sie 
zufriedenheit oder Humani- 


diese nur zugestehen, wenn sie im ganzen 
keine Profiteinbußen haben. Und in Baden- 
Württemberg wurde auf den Streik hin etwas 
zugestanden, nichts erkämpft. Hinter die von 
der bürgerlichen Presse gefeierte „Humanisie- 
rung der Arbeit“ konnten sie z.Zt. wohl 
schlecht zurückfallen, zumal die Einheit im 
Unternehmerverband abzubröckeln. drohte. 
Die Kapitalisten machen ja auch ihre Erfah- 
rungen, wenn sie den Bogen mit der Arbeits- 
intensivierung überspannen, bei FIAT führen 
sie jetzt auch Experimente mit Gruppenar. 
beit durch, 

Hinter dem Artikel der Münchner Genos- 
sen, hinter der Verleugnung der Bedeutsam- 
keit der Ergebnisse für die Arbeiter, schlum- 
mert eine vertrackte Verelendungstheorie, 
nach der die Arbeiter sich nur dann wehren 
werden, wenn es ihnen verdammt dreckig 
geht und wenn sie ganz kaputt von der Ar- 
beit kommen. Abgesehen davon, daß die Ar- 
beit in den Metallbetrieben Baden-Württem- 
bergs und, wenn die Manteltarifverträge auch 


Reform und 
Revolufhon 


Wir sollten uns mal wieder Gedanken über 
die Dialektik von Reform und Revolution 
machengDie Nichtntegrierbarkeit von For 
‚derungen Kann nicht das einzige Kriterium 
für eine politisch richtige Forderung sein. In 
‚Melen Fallen Tuft die relevante poMtfiche 
Auseinandersetzung mit den. Radikalrefor- 
misten nicht über die Inhalte der Forderun- 
gen, da kann man sich oft einig werden (die 
Jusos in Frankfurt wollen auch, daß alle gute 


Wohnungen haben). Die Differenz liegt im 


| Setzen von Prioritäten, Im Bezug auf die 


einem Zeitpunkt zu trennen suchen, an dem 
ie Gewerkschaft diese Forderungen auf- 
r freund. 


t ihrer eigenen politischen Forderun- 
gen auf: die Forderung, sich nicht Arbeits- 
mühe, physische und psychische Zerstörung 
versilbern oder abkaufen zu lassen. Der 
freundliche Grieche sagt nichts darüber, daß 
er zwar menschlich arbeiten, aber unmensch- 
lich wohnen, essen, leben vi 

Die Parole der Arbeitersache „Kampf ge- 
gen die Arbeit“ ist eine revolutionsstrate- 
gisch zwar richtige Parole, sie eignet 
aber nicht als Kampfparole, da sie stets erst 
übersetzt und in konkrete Kampfziele u 
formuliert werden muß. Der Kampf gegen 
die kapitalistische Arbeit, die Absuraküifizie- 
mung der Arbeit ist für die Arbeiter ein 


Nassen, in den Formen der Durchsetzung, In 
der Bereitschaft, den Rahmen des Legalis 


np{ gegen das Band, den Lohnanreiz, den 
gegen die kaptalistische Technolo- 


mus zu sprengen (und das Ist die Gewalt der 


ge und gegen diejenigen, die meinen. man 


Bourgeoisie über die Arbeiterklasse). damit 


man_die Forderungen auch wirklich durch- 


brauche diesen Dreck auch noch im Sozialis 


onkret kämpft man aber nicht gege 


‚seizen kann 

Die Genossen von der Arbeitersache 
machen einen Fehler, wenn sie den Kampf 
gegen die Intensivierung der Arbeit vom 
Kampf gegen die Arbeit, d.h. die kapit 
sche Arbeit, die Ausbeutung und dem 
Kampf um die Teuerungszulage, den Lohn in 


WEITER | 
Adtt 


ArBEIT, sondern für mehr Pausen, kürzere 
n um Arbeit, gesellschafili 
‚che Arbeit steckt bei uns noch in den Anfän- 
gen. Wir halten sie für sehr wich 
ien wichtigen Punkt der Auseinanderset- 
zung mit den Reyisionisten ausmacht. 


ee 


Liebe Genossen, * 


am 25. Oktober, am Mittwoch, lasen wir in 
den Zeitungen: Streik im Saarland, Ich glau- 
be, da paßte keiner so recht auf erst mal. Am 
Donnerstag stand aber drin: 15 000 Bergleu- 
te stürmten den Landtag, morgen wollen sie 
Frauen und Kinder mitbringen. Das hat uns 
alle mitgerissen. Wir haben zwar in diesem 
Jahr von den Arbeitern viel gelernt, aber das 
war doch ganz schön stark. Wir wollten un 
bedingt hin! 

Wir fuhren also Donnerstag Nacht los, ich 
war irrsinnig gespannt, schließlich hatte ich 
noch nie einen.Streik miterlebt. Einen richti- 
gen Arbeitskampf! Viele Genossen kritisie 
von das vielleicht, daß man zu einem Streik 
hinfährt, um sich den anzusehen, aber wir 
wollten uns den Streik nicht einfach anse- 
hen, wir wollten was lernen, von den Aussa 
gen der Arbeiter, von den Kampfinhalten, 
von Diskussionen dort. Ich glaube sogar, daß 
das unheimlich wichtig ist, Fabriken oder 
Bergwerke, Arbeiter und Situationen ken- 
nenzulernen, die man nie vorher gesehen hat 
Und das, was man gesehen und erfahren hat, 
wieder zurückzutragen, dort wo man selber 
kämpft und arbeitet 

Am Freitag am frühen Morgen waren wir 
in Saarbrücken: keine Demonstrationszüge, 
keine Arbeiter in Massen, keine Frauen, kei- 
ne Kinder, Scheiße, dachte ich. Hier muß ich 
den Kumpels aus der Saar Abbitie leisten 
der Kampf war vorbei, aber was wir von ih- 
nen trotzdem gelernt haben, das war viel 
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wer bis halb elf auf der Zeche ist, bekommt 
den ganzen Arbeitstag noch bezahlt, wer 
nicht fährt, fliegt raus. Da sind sie eben alle 
gefahren, Bis auf zwei, die standen noch her- 
um und ich hab sie angeredet: wie gibts das, 
daß gestern noch 15000 Kumpels demon- 
strieren und heute ist alles vorbei? Sie rea- 
gierten bitter, sauer, aber sie waren nicht re- 
signiert, ‚Ei, wir han halt gege die Regierung 


gekämpft’, sagte der eine, ‚wenn das ein Pri- 
vatunternehmer gewesen wär, dann wär's 
scho gegangı 


Bei 
fragte sie 


je hatten Familie, einige Kinder. Ich 


warum sie nach hier ste 


den, wo doch alle in die Zeche eingefahr: 
sind, Sie sa 
dab sie 


en, sie hätt 
h nicht hin; 


Gewerkschaften! er andere. „Das ist 
ein Gesinde! ich rausge 
hätten, dann k 5 no versteh 


(Siehe dazu auch die 
WWA-Sondernummer 


zum Saarstreik) 


aber daß die uns in de Rügge gefalle sin, das 
\werde mer denne ned vergesse!“ 

„Mir sollten geschlosse aus de Gewerk- 
schaft austreten“, sagte der andere wütend. 
Das haben wir von allen Arbeitern gehört, 
mit denen wir geredgt haben. Nachmittags. 
waren wir bei Schichtwechsel an der Zeche 
Langenweiler/Reden. Zuerst wußten wir 
nicht so recht, wie wir ein Gespräch anfan- 
gen sollten. Die Bergleute, die rauskamen, 
waren mit Recht mißtrauisch. Nur einmal 
machte ich den Fehler zu sagen, daß ich für 
eine Zeitung schreibe. (Ich hatte einfach 
Schiß, zu sagen, ich bin eine Genossin, und 
ich will was über euren Streik erfahren.) Der 
Kumpel schleuderte mir ein paar deftige 
Komplimente hin: „Mit diesem Lumpenpack 
wollen wir nix mehr zu tun haben, Was die 
aus unserem Streik gemacht haben.“ Nach 
her sagte ich i.sarı gleich, wer ich bin und 
was ich will. Da tauten dann die Kumpels 
wirklich auf. Der Werkschutz muß urheim- 


ig: „Ich hab persönliche Repressionen z 
befürchten, leider kann ich nicht mit dir re- 
den.“ Wir gingen dann vom Tor etwas weiter 
weg auf einen großen freien Platz, wo sich 
nach Schichtende haufenweise die Bergleute 
zusammenstellten und diskutierte 

Dann sah ich den Mamma: cin 
Typ, wie aus einem kommunistischen Bilder- 
buch: Kantiges Gesicht, unheimlich groß und 
breitschultrig, Kappe auf dem Kopf, die 
Hände im schäbigen Anorak vergraben und 
am Rücken ein schlaffes Rucksäcklein, das 

tlich keine andere Funktion hat, als 
stand mitten auf dem 
bei ihm, und starrte in 


agte: „Hat dach kei- 
?* Der M@- 
Jeder Streik 
wirbelt Staub 
mich ein, ich wollte 
ommen sind 


weil Streik war, weil dieser Streik für 
wichtig war, als wäre er in München g 
Da ging plötzlich fte Diskussion 
1 n hatte sich die Gruppe un- 


los, inzwisch 
heimlich vergrößert, alles diskutierte, schrie 
gestikulierte. „Aber ein Glick ham wirg 
habt, mit dem Wetter, hach, war des ein Wet- 
ter, sonst bist immer unten, aber da waren 
wir oben in der Sonne, und ganz Saar- 
brücken hat uns gehört! 

„da, jetzt ist's aus mit dem Streik, aber 
sowie sich was ändert, sowie wir wieder auf 
die Füße kommen, gehts wieder los.“ 

„Das’ist klar, daß die Gewerkschaften da 
nix machen, die können doch ned gegen ihre 
Parteigenossen was machen, ja wenn die 
CDU an der Regierung wär, da hätten sie 
vielleicht schon was gemacht, aber so, den 
Brief, den der Schmidt (Betriebsrat) ge- 
schrieben hat, der hätt auch von der Direk- 
tion kommen können!“ 

„Vielleicht ist auch ein Funken ins Ruhr 
gebiet gefallen! Ja, wenn die Kumpels an der 


Ruhr streiken, dann gehts hier auch wieder 


schau, 


Wir ham einen großen Fehler ge 
macht: am Donnerstag um zwei haben wir 
gesagt, jetzt gehn wir heim und machen uns 
einen schönen Tag mit der Frau, und morgen 
um acht sind wir wieder alle da. Aber da- 
heim gings los. Die Frauen ham gestänkert, 
geh wieder schaffe, weil ein Brief da ist von 
der Direktion, daß sie uns die Weihnachtszu- 
lage kürzen und daß 
sind, Da brauch bloß mit 
hat die Alte gesagt, oder eins von uns wird 
krank, wer soll das zahlen. Und wenn du 


lerst, wer nimmt dich 
1 Saar, da weiß doch gleich 

jeder, war los is! 
„Am Nachmittag sind die ersten Falsch 
meldungen gek der Ma 


WERD: unbewegt, er schaut niemand an, er 
schaut einfach in die Sonne. „Falschmeld- 
ungen waren das“, sagt er lauter. „Auf der 
Zeche sowieso wird schon gearbeitet. Ja, 
Und dann am Abend im Fernsehen: wer 
nicht arbeitet, verliert seinen Arbeitsplatz, 
die Forderungen sind illegal, grad vor dei 
Monaten sind die Löhne erhöht worden, die 
Saarbergwerke können keine Erhöhung mehr 
tragen, Die machen sowieso Verlust. Und 
wenn wir nicht arbeiten, dann machen sie 
wieder eine Zeche zu. Ja, die Kapitalisten, 
die kümmern sich nicht, ob du leben kannst 
oder nicht. 

„Die 9% im August, die waren der größte 
Schwindel: da hast brutto hundert Mark vie. 
leicht mehr und wennst unterm Strich 
schaust, haste nen Fuchziger weniger. Fast 
jeder von uns ist mit der Erhöhung in eine 
höhere Steuergruppe gekommen, da zahlste 
eher noch drauf.“ 

Eine Frau frage ich, ob sie auch kommen 
wollte zu der Demonstration. „‚Ja", sagt si, 
„wenn’s gewesen wär, wär ich schon ge- 
komme.“ Aber sie sagt auch, daß die Frauen 

sich untereinander nicht kennen, keinen 
Kontakt haben, nichts ausgemacht hatten, 
„Das war eine Idee von de Männe, ned von 
uns, aber gekomme wäre se alle!“ 


Als wir weggehen, steht der Mamiae 
Wr immer noch umringt von den Kum- 
pels in der Nachmittagssonne, er blinzelt 
hinein, „De hawe unsere Forderunge ned er- 


fü...“ sagt er. Das klingt nachdenklich, 
über fast drohend, Die anderen brummen zu. 
stimmend. 

Dieser Streik war kein Sieg. „Es ist beser 
einen Kampf zu verlieren und den Krieg zu 
gewinnen“, sagt Mao, der Spruch ist mir ein 
gefallen, als ich in der Nachmittagssonne 
zwischen den Kumpels stand. Dieser Streik 
hat nur eins gezeigt: diesmal war d 
stärker. Der Boss war der Staat. U 
Staat mußte ein Exempel statuier 
Streiks sind illegal. Wir sind stärker. Gegen 
uns kommt ihr nicht an. Diese Repression 
gegen die Kumpels in der Saar wirkt nur 
noch wie ein verzweifeltes Mittel, um 
Kontrolle über die Situation nicht zu verlie 

Die Bergleute waren in der x 
Position 
Sozialv 


g, die sie bei je 


und die Streiks bei 
Hella, d, bei Opel ausgedrückt haben, 
zieht der SPD, den Gewerkschaften, den 
Bossen schon jetzt den Boden unter di 


Füßen weg. 
[Das Problem der Hausfrauen r< 
Ihren bin, woll- 


Als ich nach Saarbrücken ge 
1e ich eigentlich besonders deswegen fahren, 
weil Frauen und Kinder mit demonstrieren 
wollten. So wie man das in der Zeitung las, 
als ob sich die Frauen abgesproche 

In Wirklichkeit — selbst wenn es ge 
war es eine Idee der Männe 


Ohne organisiert zu sen 

sächlich waren es hauptsächlich die 
‚Frauen, die dem Streik den Todesstoß gege- 
‚haben, indirekt natürlich: Warum wen- 
den sich denn die Direktoren und Bosse 
immer genau an die Frauen und an die Pro 
bleme, die sie haben. Warum sind Frauen 
so leicht einzuschüchtern. so leicht fer 
tigzumachen. Das liegt einmal daran, 
kein Geld haben und vom Mann und dü 
yom Boss abhängig sind, ohne jedoch die 

ruktur der Organisat 


on Im 
sierung benut 
anig schwierig, die 
Frauen von Arbeitern zu mobilisieren, meist 
kennen sie sich gar nicht, wohnen nicht am 
selben Ort 

Zum zweiten liegt es eben an ihrer-Iso- 
lierung , wie oben, und zum dritten an der 
mangelnden Möglichkeit aus dem Haus hal 
auszubrechen, um zu einer Versammlung 
Ser sonst wis zu gehen. Proletarierfrauen 
Sind voll eingespannt, da ist einfach kein 
Spielraum, aber der Saarbrückener Streik 
und wahrscheinlich viele andere haben ganz 
klar gezeigt, daß die Frauen sich mobilisie- 
en, sich organisieren müssen. Wenn sich die 
Frauen organisieren, wenn die Frauen los 
schlagen, dann können die Bosse die Kämpfe 
wirklich nicht mehr abblocken. 


ZUR DISKUSSION DER STREIKGEWEGUNG 


Zum WIR WOLLEN ALLES-Seminar in Es- 
‚sen am 17./18. 11.1973 


Die Diskussion unter den Betriebsgruppen. 
und den Gruppen um WIR WOLLEN AL- 
LES in Essen war sehr weitgehend von Er- 
fahrungsberichten und der Diskussion dan 
ber geprägt; vor allem ging es dabei um das 
Problem der multinationalen Betriebsarbe 
und der Stellung zur Gewerkschaftsarbe‘ 
d.h. zur Möglichkeit, bestimmte ge 
schaftliche Instrumente (Vertrauensleute 
sonders) zum Betriebskampf zu we: 
„Lotta continua“ möchte zu dieser D 
sion — und damit auch zur Wertun, 


Treffen von Essen — folgenden Be: 


fern: 


Wir brauchen eine 
Einschättung der Tesesung 


1. Wenn man beim Bericht 
len Analysieren von Erf 
triebsebene stehenb! 
weigerlich, daß 
triebskampf spric 
kampf. Das soll ke: 
sind nämlich 
konkreten Kamp 
trieb wichtig ist. sc= 


R illkurlich dazu verurteilt, 
die Kämpfe bloß zu registrieren statt vor. 
anzutreiben und ihnen eine politische Per- 
spektive zu geben. 

Die Frage nach der Strategie, nach dem 
politischen Gehalt und den Aussichten 


Br al gegen. 
zukommen” — es sei denn, daß man be- 
wußt die Bedürfnisse der forıgeschritten- 
sten Arbeiter ausschaltet — sondern heißt, 
auf das Herausstellen von vereinheitlichen. 
den und vorantreibenden Momenten ver- 
zichtet. 


klasseneinheit ist eine 
Frage der politischen 
Inhalte 


2.Es geht heute um die Überwindung der 
Klassenspaltung in der Bewegung; dieses 
Ziel (das bestimmt zu den wichtigsten An- 
liegen des Klassenkampfes gehört) wurde 
in der Diskussion immer wieder unter ver- 
schiedenen Aspekten angesprochen: aus- 
ländische und deutsche Arbeiter, Fachar- 
beiter und „Massenarbeiter“ (Unqualifi- 
zierte Arbeiter, Bandarbeiter ...), Arbei- 
ter der Automobil- und Stahlindustrie 
usw. — diese Brüche existieren 2. T. tat- 
sächlich noch in der Bewegung, aber auch 
hier handelt es sich darum zu entscheiden, 
ob man einfach die bestehende Lage foto- 
grafieren will oder lieber sucht, wo sich 
Ansätze zur Überwindung konkret gezeigt 
haben. 

Vor allem eines: für die Klasseneinheit 
arbeiten, ist nicht vor allem ein organisato- 
risches Problem (Vertrauensleute-Arbeit 
oder multinationale Komitees, Freizeit 
zentren, Feste oder sonstwas) und darf 


inisatorisch angegan- 
ihr eine Frage des 
©: In welchen 
in welchen Kampfformen 
heit und kann die 


überwunden werden? 
” wir sehr wohl, daß die 

Ir und zuerst in den 

“ nen. wirklich 
- kann und daß es 


S. sie dort voranzu. 
andersetzung mit 
hepunkte hat 


Fordstrak Wiederlage 


des Reformicmus 


3. We sagen, daß es auf die politischen. 
die ankommt, um die Klassenspaltung 
winden, dann meinen wir damit 

1, daß irgendein weiser und erleuchte- 
Obermarkist hergehen und erfinden 
sol, in welche Richtung die Klassenein- 
in Deutschland marschieren. 
wir meinen, daß der Klassen- 
etzten Monaten 


einen Ort der Selbstorganisation, des Ar- 
beiterkampfes und der Arbeitermacht zu 
verwandeln, sind Ausdruck der vorgescho- 
bensten Frontlinie im Klassenkampf in 
Deutschland heute. Im Ford-Streik wur- 
dikal ale EI tl 


Massenstreikwelle der letzten Monate jene 
Inhalte gewinnen lassen, auf deren Ebene 
heute für die Klasseneinheit zu arbeiten 
ist; der FordStreik war der Höhepunkt 
und in gewissem Sinn die Zusammenfas- 
sung der Arbeiterkämpfe von 1973: seit 
dort stellt sich auch für die Kapitalisten 
und die Gewerkschaften der Klassen- 
kampf auf einer neuen Ebene. (Man 
braucht nur an den baden-wirttembergi- 
schen Manteltarif als Musterbeispiel für 
den Versuch gewerkschaftlicher Rückerobe- 
rung bestimmter Arbeiteranliegen bezüg- 
lich der Arbeitsorganisation und als Mu- 
stervorführung, wie man „geregelt“ zu ver- 
handeln und „notfalls“ zu streiken hat, zu 
denken — und als Gegensatz dazu, wie 
2.B. der Saarstreik von Kapitalisten, Re- 
gierung und Gewerkschaft zerschlagen 
wurde.) Wenn man aber aus den letzten 
Kämpfen und dem Fordstreik insbesonde- 
re den politischen Gehalt der Klassenein- 
heit heute ablesen will, muß man sich 
schon bemühen, nicht auf der Betriebsebe- 
ne steckenzubleiben, sondern die Bedeu- 
tung dieser Kämpfe in Hinblick auf die 
ganze Arbeiterklasse messen! 


Der kampf gegen die 
Inflahon 


4. Klasseneinheit kommt nicht einfach von 
alleine und auch nicht durch den subjekti- 
ven Kampfwillen irgendwelcher Gruppen 
zustande. Vor allem aber wächst die Klas- 
seneinheit am besten auf dem Boden der 


Kämpfe. Natürlich schaffen die Umstruk- 
turierungsprozesse, die Rationalisierung 
(die immer mehr Arbeiter dequalifiziert 
und ans Band stellt, auch in bestimmten 
„traditionellen“ Branchen, wie z. B. in 
Werften, in der Stahlindustrie usw.) objek- 
tive Voraussetzungen zur Vereinigung der 
Arbeiterklasse, Aber der wichtigste Bei- 
trag zur Vereinigung der Arbeiterklasse ist 
doch in den letzten Monaten aus der 
Kampferfahrung gekommen: dabei ist 
Multinationalität, Identifizierung der Ar- 
beiter mit den fortgeschrittensten und be- 
wußtesten Kollen (Ausländer und Deut- 
sche, in den verschiedenen Situationen) 
usw. konkrete Wirklichkeit geworden. 
Und hier, in der Erfahrung des gemeinsa- 
men Kampfes —auch in der Kritik der 
Unzulänglichkeit (wo hat Einheit gefehlt? 
Wie hätte man sie erreichen können? 
usw.) — läßt sich die Klassenspaltung am 
besten überwinden. 

Was aber heute ganz unmittelbar die 
Arbeiterklasse eint — und zwar nicht nur 
in Deutschland, sondern auf europäischer 
Ebene - ist der’Kampf gegen Inflation als 
Lohnraub, gegen die Teuerung, um Lohn- 
erhöhungen, Das ist nicht einfach als öko- 
nomischer Kampf abzutun, denn dieser 
Kampf richtet sich direkt und offensiv ge- 

anze Stabilitätspolitik. Außerdem 
tfahrung gezeigt, daß die Arbei- 
ale Anliegen weitere 


können zu einer solchen Gelegenheit wer- 
den: wahrscheinlich sogar zu einer unge- 
heuer wichtigen. Das bedeutet aber, daß 
man sie nicht einfach auf sich zukommen 
läßt, sondern daß die Klassenbewegung 
samt und alle jene. die in ihr eine 
2 Hende Rolle zusihen w 


bleiben, sondern zur Klassenauseinander- 
setzung insgesamt werden. 


Fordstreik: kampf der 
muthnahonaler 
Robeiterklasse 


5. Wir sind der Meinung, daß Multinationali- 
tät vor allem dort zu suchen ist, wo sie 
sich wirklich ausgedrückt hat; nämlich i 
den Kämpfen der letzten Monate bei John 
Deere, bei Hella, bei Pierburg, bei Philips, 
bei Rheinstahl/Bielefeld usw. — und vor 
allem bei Opel/Bochum und bei Ford 
Aber wir suchen nicht eine mechanische 
Multinationalität, noch wollen wir „bean- 
spruchen“, daß sich die multinationale Ar- 
beiterklasse überall klar und mit angemes- 
senen Organisationsformen — womöglich 
von vornherein — äußert; wichtiger ist, 
daß, die Inhalte dieser Kämpfe ganz klar 
Inhalte der multinationalen Arbeiterklasse 
waren und daß es damit absurd wird, von 
einem „Türkenstreik‘“ bei Ford zu spre- 
chen: die Multinationalität drückt sich 
nicht immer so aus, wie wir es vielleicht 
gerne möchten, es geht uns ja nicht um 
Durchsetzung eines „Prinzips“, sondern 
darum, daß die multinationale Arbeiter- 
klasse im Kampf nicht durch die verschie: 
denen Spaltungen der Kapitalisten zer- 
splittert werden kann und daß die Arbei- 
ter mit ihren Avantgarden imstande sind, 
die Ebene der Auseinandersetzung einzu- 
schätzen und auch zu bestimmen: auch 
wenn diese im einen Fall lauter Türken 
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und im anderen Fall lauter Deutsche sein 
sollten, die aber imstande sind, um ihre 
Kampfziele die Einheit aufzubauen. Gera- 
de der Kampf der türkischen Arbeiter bei 
Ford hat die Widersprüche zwischen Kapi- 
listen, Gewerkschaften und der ganzen 
Arbeiterklasse auf eine höhere Ebene ge- 
stellt. Denn gerade in dem Augenblick, in 
dem klar wurde, daß allein eine militäri- 
sche Lösung den FordStreik beenden 
konnte, in diesem Augenblick wurde den 
Kapitalisten und der Gewerkschaft auch 
Klar, daß dieselbe Lösung für die gesamte 
Bewegung für alle Betriebe nicht möglich 
war. In diesem Sinn haben die „ürki- 
schen“ Arbeiter bei Ford eine Kampfpha- 
se nicht nur für ihren Betrieb, sondern für 
die ganze Bewegung abgeschlossen. Sie ha- 
ben politisch die Tarifrunde eingeleitet. 
sie haben Kapitalisten una Lewerkschaf- 
ten gezwungen, eine neue (wenn auch 
nicht weniger repressive) Position zu den 
Kämpfen zu beziehen: das Beispiel der 
Manteltarifrunde in. Baden-Württemberg 
ist dafür am deutlichsten. So wie die 
„deutschen“ Arbeiter bei Hoesch die Ta- 
fifrunde 1973 für die gesamte Bewegung 
abgeschlossen haben. 

Insofern müssen wir uns alle politisch 
entscheiden, ob wir in der Betriebsarbeit, 
in der Agitation, in den Lehren aus der 
Streikbewegung und überhaupt in unserer 
politischen Arbeit uns an einem (ine 
stenten!) „Querschnitt“ durch die Bewe- 
gung orientieren wollen oder ob wir die 
fortgeschrittens‘ hrungen zum Be- 

? wählen. Das heißt 
seit. etwa bei X oder 


Bewußtseins- und Organisationsebenen 
stehengeblieben wird und man wartet, bis 
sie sich sozusagen von selbst weiterent- 
wickeln, sondern daß sich die Bewegung 
überall mit den fortgeschrittensten 


“ tionen konfrontiert und daran ausrichtet, 


Nicht Q) 


schnitt, sondern Avantgarde! 
ischen stets in 


die u ge- 
n ismus kampfen) als Alıbi 
für die eigene Unfähigkeit, die vereinigen- 
den Momente zu schen, zu betonen und 
weiterzuentwickeln! 


Organisator - bloß 
"M-Scheiße" ? 


6. Wer Angst hat zuzugeben, daß die Streik 
welle eine Massenpolitisierung der Arbei 
ter bedeutet hat und die Arbeiterklasse 
wieder ganz klar in den Mittelpunkt „der 
Politik“ gestellt hat, würde wiederum vor 
der Wirklichkeit der Dinge davonlayfen. 
Diese Streiks sind politisch - und nicht 
nur, weil sie objektiv die Stabilitätspolitik 
von Regierung und Kapital zum Teufel ja- 
gen, den sozialen Frieden in Deutschland 
gebrochen haben und in einem bisher nie 
dagewesenen Ausmaß die Nabelschnur 
zwischen der deutschen Arbeiterklasse 
und ihren SPD- und DGB-Ausverkäufern 
zerrissen haben. 

Nie war seit Jahren in der westdeut 
schen Arbeiterklasse das Bedürfnis nach 
Organisation, nach politischer Zielrich- 
tung so hoch gewesen. Dies nicht zu sehen 
und die Frage nach der kommunistischen 
Partei — nach der Organisation für die Re- 
volution in Deutschland — als „ML- 
scheiß“ abzutun, ist schlechthin konterre- 
volutionär. 

Wir sind überzeugt, daß die kommuni- 
stische Partei in Deutschland heute noch 
nicht existiert und daß sie nur aufgebaut 
werden kann, wenn die radikal neue Qua- 
Iität der Klassenkämpfe —d.h. für uns: 


Fortsetzung: Seite 16 
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wenn in Frankfurt nachts 


Ne Beiumung wurde verhindert, 
dit Häuser sind wrikr besetzt? 


In der langen Nacht vom 31. 10. 1973 zu 
1. 11. 1973 verhinderte darität 
4.009 Genossen die Räumung der besetzter 
Häuser Bockenheimer Landstr. 111/113 
Schumannstr. 69/71, nachdem Ende Ok 
ber die gerichtliche Räumungsfrist ab 
fen war. Der Widerstand organisierte sich 
einem großen Teach-in in der nahen Uniw 
sität. Einige hundert Genossen, auch Vertr 
ter von Bürgerinitiativen, Jusos und I 


listen kamen zur Herstellung von Öffentlich 
keit und als Schutz für die Besetzer in di 
Häuser. Über 1000 Genossen blieben bi 


zum Morgen in der nahen Uni, diskutierten 
die Verteidigung der Häuser, pennten od 
sahen sich Filmg an. Alle 
die Stadtteile, um die g: 
wecken, sollten die Bullen die Häuser angn 
fen. Es ist geplant, durch Glockenläuten, Si 
renengeheul usw. ganz Frankfurt zu 2 
‚daß die Zeit der Ruhe für das lich 
Gesindel der SPD-Bullen vorbei ist 


Der hat Bugst ver wem 


An den Häusern begannen 

selbsttätig Barrikaden zu bauen 

ver Arbeit wurden di 

um den Bullenangriti aufzuhalten, bis de 
m Häusern vorbeigeh 

ung öffentlich wird. Die Leut 

sollten sich zusammensetzer 


nderen 


lüuser dichtgemach 


in den Hauses 
und die Verteidigungsmaßnahmen besp 
chen. Die Verhälnismäßigkeit der milit 
schen Mittel versuchten wir politisch zu be 
stimmen. Wir wollten z 


Wir me daß Räumung 
nicht zu verhindern sein wird und daß w 
das trotzdem nicht als Niederlage zu b 
fen brauchen, wenn wir durch die Auseinan 
dersetzungen durch die Räumu du 
heißt Öffentlichkeit die Woh 
nungskampf-Bewegung verbreiten u 
ter politisieren durch die Auseinanderset 
zung mit dem Reformismus. Wir wollten un 
sere Militanz kontrolliert einsetzen, von in 
nen wollten wir nicht mit Wurfg 


schaffen 


Molos etc. gegen die Bullen vorgehen 
dern hauptsächlich durcl 

kaden, Die Org: 

k der N 


nellen 

unsere Kollektivität zerschleg 

kommt, sind 1.000, 2.000, 3 

die werden die Häuser wer 

Frankfurt zu eurem Aufmarsch einladen. 

tragen dann den Konflikt in die ganze 

‚Anders als im Kettenhofweg, wo der Bull 

einsatz am Anfang der Massenbewegung 

stand, haben wir diesmal die Bedingungen = 

der Konfrontation bestimmt, wir haben ge 

sagt: Widerstand ist möglich, und wir haber 
wiee inders als in Ham 


Hau 


wenn die SPD sich politisch zur ganzen Woh- 
nungskampfbewegung verhält — zu den Wu- 
chermieten, den menschenunwürdigen Woh- 
nungen, gegen die sich ausländische Arbeiter- 
familien durch Mietstreik und Hausbeset- 
zung wehren. Dann werden wir sehen, wel- 
che Möglichkeiten der Reformismus den 
Massen bietet. 

Die massenhafte Solidarität und große 
Sympathie mit den Hausbesetzern wurde 
durch die klare Aktionsperspektive prak- 
Die Mobilisierung zwang die SPD, 
rordnete des linken Flügels auf das 
n zu schicken. Sie wiegelten ab und 


sollten das Rei icht der SPD wah 

gleichzeitig waı dt voller Bi e 
w alben J 

} a 


ir ihn: Es 
bleibt b Räumung, sie kon 
nd die ‚Tauben' wollen sich dafür 
bessere Rechtfertigung verschaffen. Erst 
wenn die ganze Baugenehmigung, der Kuh- 
handel mit Spekulant Bubis, fertig ist, sollen 
wir rausfliegen. 

Die Presse und die SPD hatten uns immer 
das Hochhaus, das 
an die Stelle unseres Blocks für Bubis gebaut 
werden soll, sei eine ‚Leiche im Keller‘, d. h 
schon früher genehmigt worden. Die jetzige 
SPD-Regierung sei unschuldig, sie könne den 
Bau nicht verhindern, selbst wenn sie wolle, 


weitzumachen versucht 


Dieselben Leute, die so reden, haben vor ei 
nem Jahr den Bau beschlossen als ‚beherr. 
schende Dominante 


ım Eingang zur City 
die alte Verpf 


KAMPFEN MT Cem 
ERRAF GEGEU Stanz 


UND MAGISTRAT 


der Bürokraten war an einem Handel mit Bu- 
bis festgemacht: Er kann das Hochhaus bau- 
en, wenn er ein Caf€ und 35 Sozialwohnun- 
gen (ersatzweise für die vernichteten) ein- 
plant, sowie der Stadt zwei bestimmte Häu- 
ser schenkt, Bubis bot erst zwei, drei, dann 
vier Millionen Mark für eines dieser Häuser, 
ohne es zu bekommen (für die fünf unseres 
Blocks zahlte er ca. 6 Mill. Mark). Die ganze 
Zusage ist theoretisch hinfällig, da eine Be- 
dingung nicht erfüllt werden konnte, unser 
Block könnte stehen bleiben, wenn die SPD 
ihren eigenen Worten glaubte. Aber denkste. 
Über Nacht hatte sich ein passender Neben- 
satz einen gemütlichen Platz in der Bauzusa- 
ge gesucht: plötzlich hieß es, Bubis solle der 
Stadt die Häuser schenken, ‚falls er diese er- 
Warum bot wohl Bubis 4 Mil- 
das Haus garnicht zu 
Vielleicht weiß er noch 
m Nebensatz? 

acht geht die öffent- 
weiter, z.B. wurden erst 
aus di Iwohnungen 25 und inzwi- 
schen läßt die Stadt sich mit 2,5 Mill. DM 
anstelle der Wohnungen abspeisen; dafür be- 
kommt die Stadt kaum ein passendes Grund- 
stück. Die großen Worte über die Sozialbi 
dung des Eigentums, die menschliche Stadt, 
bleiben was sie sind, leere Worte. Die Politik 
der SPD steht unter dem Zwang, die Verwer- 
tungsinteressen zu garantieren, Hinter dem 
Pochen auf ihre Reformen hat sie auch in 
unserem Falle nur einen geringen taktischen 
Spielraum, die Klassenkämpfe zu entschär- 
fen. So zieht sie mit ihrer Politik der Sozi 
bindung diesen Kuhhandel über die Inter- 


essen der Ausgebeuteten hinweg, den 
Kapitalisten etwas Geld aus der Tasche. So 


urden die Hauser be- 
Schlußakt einer großen De- 

monstration gegen den Bulleneinsatz bei ei- 
ner gescheiterten Besetzung im Grüneburg- 
weg. Zum ersten Mal hatte eine Besetzung 
den Charakter einer Massenaktion. Die ande- 
ren drei Häuser wurden anschließend für be- 
setzt erklärt, auch dort wohnten überwie- 
gend Studenten. Mietverträge mit der städti- 
schen Wohnheim GmbH., die die Häuser vor- 
n Bubis durch 

k bekommen hatte, Ie- 

Jahre später 


7 bieiben drin und Wohn- 
sen wir nicht zu. Die Pro- 


t. im Juni 1973, scheint die 
hen: sie läßt zwei Straßen- 
utal niederknüppeln, erst das der 
initiative Bleichstraße, dann das eines 
schen Mietstreikhauses in der Berger 
traße. Auch wir werden mehrmals angegrif- 
fen: Beschlagnahmung unseres Lautsprecher- 
wagens, Provokationen durch Zivile, die 
ständig unser Haus bewachen, Verhaftung 
wegen angeblichen Scheckbetrugs usw. Der 
Häuserrat organisiert eine Demonstration, 
dabei machte die Vordiskussion uns klar, 
daß die SPD keineswegs durchdreht. Sie 
macht vielmehr bewußt Politik, die Welle der 
wilden Streiks hatte angefangen, die Wut der 
Massen über die Miet- und Preissteigerungen 
wurde sichtbar (2. B. durch die Aktion der 
ABG-Hellerhof-Mieter in Frankfurt). Der In- 
halt der Repression war, die Staatsgewalt 
sichtbar gegen die Massen einzusetzen, die 
Anzeichen ihrer Kampfbereitschaft waren 
für die SPD die Signale, durch Repressionen 
einzuschüchtern und so die Verbindung der 
Linken mit den Massen zu verhindern. 


die Glocken läu 


Zurück zu unserem Konflikt. Der Sozial- 
dezement Berg, SPD, gibt eine Verlum- 
dungserklärung an die Presse: Wir nähmen 
durch die Besetzung den ausländischen Ar- 
beitern den Wohnraum weg (in Ffm. stehen 
weit über 100 Wohnhäuser leer, Hunderte 
wurden schon vom Kapital zerstört), wir sei 
en Kriminelle, in unseren Häusern finden 
Vergewaltigungen statt usw 

Die Justiz gesellte sich zu dieser Repres- 
sionsfront hinzu und verurteilte uns zur Räu- 
mung der Häuser. Aus Angst vor einem poli 
tischen Prozeß findet das hohe Klassenge- 
richt zur Begründung einen formalen Trick 
Wir hätten ein Schreiben eine halbe Stunde 
zu spät eingereicht, was nicht einmal stimm- 
te, diese Lüge „im Namen des Volkes“ reich- 
te ihnen aus. Voll hämischer Freude über 
den gelungen Coup erklären uns die liberalen 
Roben, ob wir Examen machen, krank seien, 
keinen adäquaten Wohnraum für Wohnge 
meinschaften finden (sie definierten uns eh 
als alleinstehende Personen), das sei ihnen 
ab 


nen arge Verlegenheit. Im Saal schwieg 
unseren Fragen, was mit uns geschehen solle 
aber als wir dann gingen, lief er uns nach. 
Die Genossen und Genossinnen, die an unse- 
rem Kinderladen mitarbeiten, agitierten mit 
Ständen in der Stadt über die Situation der 


Kinder in dieser Gesellschaft und den Zu- 
\t \} 
Anschließ 
was wir konkret gegen un 
wollen. Mit einer Resoluton gegen die Rau 


mung solidarisierten sich bis dahin meh 
Frankfurter Bürgerinitiativen, der Miet 
der ABG-Hellerhof-Mieter, Frauenforum, 
Frauenzentrum, verschiedene JusoGruppen, 
viele Kitas, viele Verlage, einige Betriebsräte, 
viele Einzelpersonen wie Bloch, Handke usw. 
Im Sommer hatten sich schon 6 000 Frank- 
furter durch Unterschriftenlisten gegen die 
Räumung gewendet. Zur Generalprobe der 
Räumung am 31. 10. 1973 kamen dann 
4.000 hauptsächlich Jugendliche: Studenten, 
Schüler, Lehrlinge, Angestellte. Die SPD 
wußte genau: jetzt räumen hieße einen zwei- 
ten Kettenhofweg provozieren, hieße gewalt- 
same Auseinandersetzung, Empörung, Pro- 
test, hieße weitere Solidarisierung der Bevöl- 
kerung mit uns, hieße die politische Nieder. 
lage für die SPD und die Kapitalinteressen. 


Der Fraukferkr Aäuserkaupf - 
Keine Kriegsberichtersia hung 


Es ist uns so gut wie nie gelungen, den politi- 
schen Sinn des Frankfurter „Häuserkampfs“ 
oder auch ;‚Wohnungskampfs" anders als s- 
tuations- oder aktionsbezogen für uns selber 
zu begreifen oder auch nach außen hin dar- 
zustellen. So stehen wir jetzt, nach der Mas- 
senmobilisierung zur Verteidigung unserer 


besetzten Häuser am 31. Oktober 1973 vor 
einem ähnlichen Problem wie nach den Aus 
einandersetzungen um den Kettenhofweg 51 
im Frühjahr. Damals wie heute bildeien sich 
ziemlich große Gruppen in den einzelnen 
Stadtteilen, die versuchten, das Bewußtsein, 
das sich an einem konkreten Konfliktpunkt 

der Räumung besetzter Häuser — aktuali- 
siert, die politische Motivation, die sich bil- 
det, in längerfristige Stadtarbeit umzusetzen. 
Und es scheint wiederum so zu sein, daß in 


einer Situation, wo die dort überall vorhan- 
denen Konfliktstoffe keine subjektive 
Kampfbereitschaft unmitelbar auslösen, die 
praktischen Stadtteilinitiativen zum großen 


Teil wieder auseinanderfallen. Die Erfahrun- 
gen nach dem Kettenhofweg-Konflikt wur- 
den allenfalls so verarbeitet, daß sich viele 
Initiativen jetzt von vornherein nur zu dem 
anstehenden Konflikt organisierten — sozu. 
sagen als dezentrale Agitationsgruppen, di 
sich auf ein konkretes Kampfziel — Verhin. 
derung der Räumung oder zumindest einer 
nicht-ffentlichen Räumung — hin bestimm- 


notwendige Diskussion, wie es nun 
die ersten Wo. 


Wege nlich daß 
die Stadt sich kaufen läßt, bedeutet im Au- 
genblick nicht mehr viel, Denn daß die SPD 
schon längst gekauft ist bzw. letztlich kein 
Interessengegensatz zwischen Spekulation 


und SPD-Politik existiert, dieses Bewußtsein 


ande Bezie- 

anderen Initiativen innerhalb 

der Frankfurter Wohnungskampfbewegung 
zu verstärken. Darunter sind in erster Linie 


die Mietstreikbewegung von Emigranten und 
auch einigen Deutschen, aber auch Bürgerini- 
iativen, die um die Erhaltung ihrer Wohnge- 
biete kämpfen — wie in der Bleichstraße — 
und Mieterinitiaiiven, die kollektiv gegen 
Mieterhöhung vorgehen, zu verstehen. Bisher 
besteht die Gemeinsamkeit des Kampfes 
hauptsächlich in den allgemeinen Bedingun- 
gen — Verstärkung des Wohnungselends im 
Verlauf der kapitalistischen Stadtentwick- 
ung — und darin, daß man denselben politi- 
schen Gegner hat: die SPD-Regierung und 
verwaltung. 

In der Konzentration auf das Wohnpro- 
blem liegt, angesichts der besonders schlech. 
ten Situation auf dem Wohnungsmarkt und 
der exzessiven Spekulation in Frankfurt, ei 
ne Stärke unseres Kampfes; denn eine „skan. 
dalöse“ Situation erleichtert eine allgemeine 
Bewußtseinsbildung und eine schnelle Mobi- 
lisierung zu akuten Konflikten. Dieser Stärke 
ist aber auch eine besondere Bornierung in- 
begriffen, denn die kurzfristigen Erfolge 
ließen es immer wieder unnötig erscheinen, 
genauer auf die Verschlechterung der Le 
benssituation insgesamt einzugehen, um die 
Partikularität des „Wohnungskampfes“ und 
die damit verbundene Sprunghaftigkeit zu 
überwinden. Sicherlich schafft die allgemeine 
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Verschlechterung der Lebensbedingungen 
Momente, die den Reformismus der SPD im- 
mer widersprüchlicher erscheinen läßt — Zer- 
schlagung der spontanen Streiks mit staat- 
licher Repression, aber gleichzeitig Aktivie- 
rung der Gewerkschaften, um Loyalititen 
doch noch zu erhalten, und diese Momente 
bedeuten auf der anderen Seite auch, daß die 
SPD unseren Kampf zwar isolieren will, es 
aber immer weniger schafft. Dieser allgernei- 
ne Hintergrund bleibt aber sowohl für uns 


nes Stadtviertels wie wir. Aber aus anderen 
Gründen: Ihr geht es darum, daß die ehemals 
großbourgeoisen Häuser erhalten bleiben, da- 
mit die darin wohnenden Westend-Kleinbür. 
ger platanenbeschattet und in der Nähe von 
Palmengarten und Grüneburgpark ihren Le: 
bensabend angenehm‘ abdämmern können; 
sie ist gegen die Vertreibung der Bewohner, 
weil dadurch, daß man ausländische Farni- 
lien in den Ieerstehenden Häusern zusam- 
menpfercht, der Stadtteil verslumt wird; sie 


wie für die Masse der Revölkerung relativ unse 15 2egen das Leerstehenlassen von Häusern 


praktisch; es besteht kein konkretes politi- 
sches Verhältns 


Wie verändern wir lie 
‘passive Solidarisierung” 


Solidaristerung gibt es meistens nur auf der 
Ebene von Erklärungen zum jeweils aktuel- 
len Konflikt: ihre praktischen Momente lie 
ben spärlich. Dabei besteht selbstverständ. 
lich von uns, dem „Häuserrat” aus, der An- 
spruch, daß ein praktischer Zusammenhang, 
eine aktive Solidarisierung sich herausbildet. 
Gelungen ist das bisher erst in Keimformen 
zwischen uns und Teilen der ausländischen 
Mietstreiker, da hier die Radikalität der Kri- 
ik am kapitalistischen System am weitesten. 
geht: damit auch die praktische Radikalität, 
die Militanz. Ob sich andere Kampfbewegun- 
gen durch direkte Intervention von uns radi- 
kalisieren können; ob eine Intervention mit 
solchem Anspruch als politische Perspektive 
überhaupt sinnvoll ist, bleibt trotz einiger 
positiver Erfahrungen mit der Bleichstraßen- 
initiative weiterhin. fragwürdig. Fragwürdig 
ämlich deshalb, weil wir den Massen nicht 
den Prozeß eigener Erfahrungen abnehmen 
können, also ihre Lernschritte, die sie im 
Kampf mit der politischen Führung und Ver. 
waltung selber machen. Dabei kann man 
schon sagen, daß wir durch unsere Hause: 
setzungen Einfluß genommen haben — gera- 
de durch die Direktheit und Radikalität un- 
seres Kampfes; daß wir auch Einfluß nehmen 
dadurch, daß wir mit den Initiativen Kon- 
takt aufnehmen und unsere praktische Un- 
terstützung anbieten. Eine Kontinuität ge- 
meinsamer Politik, also gemeinsame Organi- 
sierung der Kämpfe, ist im Augenblick und 
solange nicht möglich, wie das praktische 
Verhältnis einseitig bleibt. Es existiert von 
diesen Initiativen zu uns, und in schwächerer 
und widersprüchlicherer Form v 

sten Leuten, di Kapitalistisch 
Wohnungselend ein Ve 
manımit passiver Solidarisierung bez 
kann 

Diese Solidarisierung ist immer noch be- 
schränkt durch das Bewußtsein, daß die SPD 
trotz. aller gegenteligen Erfahningen be. 
stimmte reformistische, wenn nicht Lösungs- 
so doch Miklerungsmöglichkeiten ihres 
Elends hat. Das Bewußtsein drückt sich prik- 
isch dadurch aus, daß sie selber garnicht 
oder nur partikular ihre Interessen selbstän- 
dig durchzusetzen versuchen. 

Wir diskutieren deshalb zur Zeit einen 
Vorschlag, eine Versammlung mit diesen Ini- 
tiativen im Volksbildungsheim, einem zen. 
tral gekgenen großen Saal, durchzuführen, 
auf der sich SPD-Vertreter Öffentlich zu un- 
seren konkreten Forderungen, die wir in Be- 
zug auf unsere Häuser haben, und zu den 
Forderungen der Initiativen Stellung nehmen 
sollen. Die Brisanz unseres Konflikts, die 
Massenmobilisierung zur drohenden Rau- 
mung. hat eine Legitimationssituation für die 
SPD geschaffen, vor der sie sich nicht wird 
drücken können. Für uns kommt es darauf 
an. gerade auch die Leute dafür zu mobilisi- 
ren, die nicht zur „Raumungsnacht” gekom- 
men sind. 


den mei 


„SKANDAL IM WESTEND“ — WAS IST 
AN UNSEREN HAUSBESETZUNGEN PO- 
LITISCH? 

Skandal im Westend — das war die Über- 
schrift eines Plakates der sehr bürgerlichen 
‚Aktiongemeinschaft Westend (AGW), mit 
dem für eine Diskussionsveranstaltung mit 
dem Baudezernenten Adrian im Sommer die- 
ses Jahres geworben wurde. Diese Bürgerini- 
tiative (hier trift die Bezeichnung voll zu) 
hat genau so etwas gegen die Zerstörung ci- 


weil sich Penner einquartieren könnten; sie 
ist gegen den Bau von Hochhäusern, weil sie 
die pompösen Eingangssäulen und Stuckfas 
saden für kulturell wertvoller hält als Glas 
und Beton. 

In einem hat sie recht: Es gab und es gibt 
im Frankfurter Westend schöne große Woh- 
nungen. Viele dieser Wohnungen werden 
über kurz oder lang aus Spekulationsgründen 
zerstört, obwohl ein ungeheurer Bedarf an 
Wohnraum besteht, weil Burobauten profita- 
bier sind. Und genau an diesem Punkt setzte 
die politische Praxis der Hausbeseizer an 
Die Zerstörungsgeschichte des Westends be 


es jetzt darum geht, unsere Häuser zu vertei- 
digen, die Hausbesetzungen verständlich, das 
weckte ‚passive Solidarität" bei der Bevölke- 
rung. Ihre besonderen Probleme, daß sie 
nämlich Ausländer waren, mit denen man 
nicht so gern etwas zu tun hat, und daß sie 
Studenten waren, die nicht nur keine 
Wuchermieten für Einzelzimmer zahlen woll- 
ten, sondern auch ihrer Isolierung entrinnen, 
ohne in das nächste Zwangsverhältnis, die 
Kleinfamilie, zu springen, waren zugleich 
Hindernisse einer Solidarisierung. So die Si- 
tuation der ersten Hausbeseizung in Frank: 
furt, der Besetzung des Hauses Eppsteiner 
Str. 47 im Herbst 1970, 

Die negatven Voraussetzungen, aus de- 
nen sich der subjektive Entschluß zur Aktion 
wesentlich herleitet, also Rassismus und Iso- 
lation, motivierten zwar genügend, um gc- 
meinsam ein Haus zu besetzen, man hatte 
ein konkretes Ziel, wie man die Wohnungs- 
not bekämpfen konnte, aber ihre positiven 
Entsprechungen, also Bedürfnisse, die sich 
gegen die jeweils besondere Unterdrückung 
wendeten, waren zu verschieden, um auf 
Dauer weiter gemeinsım kämpfen zu kön 


Arbeiter und Studeuken - 
gemeinsam stark? 


Aber beide Momente sind wichtig für die 
„Hüuserkampfbewegung“; gerade aus den 
besonderen Situationen der Beteiligten ent- 
stehen Möglichkeiten, politisch praktisch zu 
werden. Für die Emigranten bedeutet das, ol- 
nen Zusmmenhang entwickeln zu können, 
in dem sie nicht mehr rassistischer Diskrimi- 
nierung unterliegen, in dem sie Selbstbe- 
wußtsein entwickeln können und Erfahrun- 
gen von Solidarität machen. Das ist, vor al 
im aus sprachlichen und kulturellen 
Gründen, in erster Linie untereinander 
möglich. Eine Verständigung über die ge- 
meinsame besondere Unterdrückung. gibt 
dann die Möglichkeit, ein politisches Ver- 
hältnis zu denen herauszubilden, die im Au- 
genblick nur allgemein die gleichen Interes- 
sen haben, also zu uns Hausbesetzern zum 
Beispiel 


die Bockenheimer 


deutet auch für Teile der Bourgeoisie einen 
Skandal. An diesem Skandalbewußtsein, das 
natürlich ‚breite Teik der Bevölkerung’ hat- 
ten und haben, orientierten sich auf der ei- 
nen Seite die politischen Schritte. Auf der 
anderen Seite standen die Wohnraumbedürt 
nisse von auf dem „ireien Wohnungsmarkt 
besonders unterprivilsgierten Studenten und 
Arbeitsemigranten, die unter spezifischer 
Diskriminierung litten. Die allgemeine Woh- 
nungsnot teilten sie mit den meisten Leuten 
in Frankfurt: das machte und macht, wenn 


nen. Das Haus sollte vom „Hauskollektiv“ 
selbstverwaltet werden. Das hätte gemeinsa- 
me Ansprüche bedeutet. Während aber die 
Emigranten froh waren, endlich vernünftige 
Wohnungen zu haben und von den Nachbar 
nicht feindselig behandelt zu werden, anson- 
sten aber als Familien „normal“ leben und 
arbeiten wollten, hatten die Studenten An- 
sprüche an weiterem gemeinsamen politi- 
schem Kampf, die in dieser Situation nur auf 
ihre eigenen Möglichkeiten zugeschnitten 
waren. Es bestand also eine Trennung, diein 
einem einzelnen Haus unmöglich aufzuheben 
war, 
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nimmt uns keiner & 


Nicht, daß die Genossen vom Häuserrat es 
etwa nicht besser wollten. Aber da sich ihre 
eigene politische Basis, hauptsächlich die Be- 
wohner der besetzen Häuser, selten kollektiv 
darüber auseinandergesetzt hat, wie man ei 
gentlich über den Schritt der Besetzung hin 
aus in der Wohnungskampfbewegung oder 
überhaupt in antikapitali 

gen außerhalb von Uni und Betrieb aktiv 
bleiben will, wurden die „Aktivisten“ im 
Häuserrat notwendigerweise zu Funktioni- 
ren, blieb die Fon ihrer politischen Praxis. 
bürgerlich. Die Inhalte bleiben davon nicht 
unberührt. Wenn wir davon ausgehen, daß 


ischen Bewegun. 


wir als Re 
emanzipatorischen Bedi: d jeglc 
Kampfmotivation von vorn! im K 
‚haben, dann können wir uns die unbequ 
Frage ersparen, weshalb wir eigentlich « 
kämpfen. Dann stellt man sich die Frage 
nicht mehr konkret, wie man zusammen 
kämpfen kann, sondern man fordert andere 
auf zu kämpfen, weil man sonst schlecht Re 
volutionär sein kann. Es entwickeln. sich 
wechselseitig Funktionen, aber keine Solida 
it, 

Die Parole vom 

"kollektiven Lebens- 


Miammenhaug” 


In der Agitation, die wir zur Verhinderung 
der Räumung machten, haben wir: deshalb 
jetzt versucht, nicht nur den allgemeinen In- 
teressenzusammenhang aufzuzeigen, der zwi 
schen uns und allen anderen vom Wohnungs 
elend Betroffenen besteht, sondern auch auf 
die besonderen Bedürfnisse einzugehen, aus 
denen heraus wir die Häuser besetzt haben 
und verteidigen wollen. Wir sprachen vom 
„kollektiven Lebenszusammenhang“, den 
die SPD zerschlagen wolle. Und in der Tat 
hat sich im Laufe der zweijährigen gemeinsa 
men Geschichte ein Zusammenhang zwi- 
schen den vier Häusern herausgebildet, der es 
uns überhaupt erst ermöglicht, uns politisch 
zu verhalten. Dieser Zusammenhang ist na- 


die besetzten Häuser hinausg 
und man stellte nicht in Frage, was Wohnge. 
meinschaften für uns eigentlich bedeuten, 
weshalb es sich lohnt, in ihnen zu leben. Ge 
nauer: daß das Bedürfnis in ihnen zu leben, 
Bewegung, der Stu 


grügen können, 


Daß die Skandalhaftigkeit der Verhältnis- 
gegen die politische Aktionsformen ziem- 
unmittelbar auf der Hand lagen, Grund. 

ge unserer Einschätzung blieben, wenn wir 
20ch beieuerten, das seien alles nur logische 
Konsequenzen und keineswegs Auswüchse 
es kapitalistischen Systems, äußerte sich in 
immten Erscheinungen sowohl inner- 
der Emigranten-Mietstreikhäuser als 
auch innerhalb der in der Folge fast au 
schließlich von Studenten besetzten Häuser 
Die Bewohner der einzelnen Emigrantenhau. 
ser hatten über ihr eigenes Haus hinaus nicht 
'l miteinander zu tun, da sie sich auf den 
Kampf gegen die Wuchermieten beschränk- 
, der bald, Konsequenz der Beschrän- 
kung, auf der Ebene des Gerichts stecken 
blieb. Für die Bewohner der besetzen Häuser 
blieben die politischen Implikationen und 
Konsequenzen ihrer eigenen Aktionen un- 
klar. Man wollte wohnen und nahm sich des 
halb Spekulantenhäuser; man hatte bestimm. 
te Ansprüche an die Qualität des Wohnens, 


I 
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Organisatorische Ansätze für den Wohnungs 
kampf formal. Der „Rat der besetzten und 
bestreikten Häuser“, in dem Emigranten und 
Studenten den Kampf gemeinsam weiterfüh 

war eine bloße Kopfkonstruk- 


5 wegung hauptsächlich 
Mittel darstellte, bei den Beteiligten eine 
der italienischen Klassenkampfsituation 
orientierte „Politisierung“ zu erreichen, ge 
spalten wurde. 


Der verslutonäre Mlvokart 
Weiß? immer einen guien Rat 


Auf der anderen Seite existierte der studenti- 
sche „Hluserrat“, der in einzelnen Genossen 
der besetzten Häuser eine zwar nicht ganz 
zufällige, aber doch wesentlich moralische 
Basis besaß. Entsprechend waren seine politi- 
schen Aktivitäten: auf der einen Seite mate- 
niele und juristische Unterstützung für die 
Emigranten in den Mietstreikhäusern, auf 
der anderen Seite relativ ziellose publizisti 
sche Arbeit. Es wurden Wandzeitungen ver. 
fertigt, Pressekonferenzen gemacht; wesent. 
liche Aktionsform war das Go-in bei irgend. 
weichen städtischen Gremien oder Ämtern, 
um publizistische Resonanz zu finden. Der 
„Häuserrat“ — das ist das Markenzeichen für 
eine an Frankfurter Zeitungsleser gerichtete 
Entlarvungs- und Enthüllungstaktik. Jeden 
zweiten Tag steht was drin; auch die Genos- 
sen Iesen’s und freuen sich. Es luft was. Der 
Häuserrat wird zwar von einer Bewegung ge- 
{ragen, aber er weiß nicht wieso, Er macht 
Skandalpolitik, sicherlich radikaler und von 
anderen Interessen ausgehend als etwa die er- 
wähnte Aktionsgemeinschaft Westend, aber 
ob diese Politik revolutionär ist, bleibt zu 
bezweifeln. 


Weil die Wohnu ngen gif Kong 
Weil die Wohnungen ‚Systemaltisch 2€' 


Für den £i: iz ai wi Re + 


Für uns ısf das Haus dringend bensligler 


’S 


Wohnrau 


Es reicht aber auch nicht aus, Häuser zu 
besetzen, um unbehelligt „Politik machen“ 
1 der 


nischen Mietstreikhauses, als im Sommer be 
de Räumungsprozesse hatten. Das war auch 
die Zeit, als sich die einzelnen Wohnungen 
im Block auch „privat“ zusammensetzten, 
wo man im Anschluß an 


5 der Anspruch des politischen Woh- 
nens auch die Öffentlichkeit des Wohnens 
einbezieht. Zwar waren die Häuser immer 
eine Art politisches Zentrum, allein schon 
dadurch, daß sehr viele Genossen zusammen. 
wohnten. Es finden hier Diskussionen einzel. 
ner Gruppen statt, die Betriebsarbeit, Hoch- 
schularbeit, Arbeit mit Frauen machen; 
wenn Genossen aus anderen Städten kom. 
men, wohnen sie bei uns: oft kommen inte 
sessierte Besucher, manchmal ganze Schul 
klassen oder Volkshochschulkurse, die sich 
bei uns einmal umschauen und mit uns reden 
wollen; jeden Tag wollen Leute, die sonst 
keine Möglichkeit haben, bei uns übernach. 
ten, und vor allem: es kommen schr viele 
die Wohn- oder Mietprobleme haben und 
von uns Hilfe erwarten. Wir haben es nur 
bedingt geschafft, auf alle diese Ansprüche 
einzugehen, indem wir zum Beispiel eine Art 
Büro, ein „Mieterzentrum“ einrichteten, in 
dem wir Leute zunächst beraten wollten, um 
vieleicht mal etwas mit Ihnen gemeinsam zu 
machen. Aber im wesentlichen war unsere 
Haltung den Ansprüchen und Interessen ge- 
genüber, die von außen an uns gestellt wur. 
den, defensiv. Auch das Mieterzentrum wur. 
de, soweit überhaupt in Funktion, zum büro- 
ischen Distanzinstrument. 

Sicher können wir nicht alle diese Anspri 
che von uns aus befriedigen, sicher haben wir 
im Augenblick auch das Recht, „für uns“ 
sein zu wollen. Aber es zeigt sich in diesem 
Widerspruch auch, daß wir es lange versäumt 

praktische und organisatorische Zu 
'nhänge mit denen herzustellen, mit 
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(4 
en 
art urdi 


Haus 


ein 


M=Z 


deren 
Am klarsten zeigt sich das D 


Interessen sich unsere verbinden 


oblem im 
's zu denen, die uns in der Nacht, 


Verhi 


Wohnung hatte und daß sie auch noch 
Diskussionserwartungen an uns hatten. Wir 
hatten Erwartungen an die Solidarität der 
Genossen, aber daß sie welche an uns hätten, 
nämlich daß wir bereit wären, über unsere 
Erfahrungen zu reden, über unsere Perspekt 


mer (umamaumet 


Fr 


“ 


ie ständ und. Die wenigsten 
menschen wissen, was anurchismus it 


Anarchismus ist für die meisten menschen. 
etwas mystisches, dunkles, gewalttätiges, 
terroristisches, Anarchismus, das bedeutet 
in der öffentlichen meinung heute: gebrate- 
ne kinder, bomben, baader/meinhof, bürger- 
krieg und geheime verschwörung. 


Woher kommen solche verdrehungen? 

Sie werden von denen in die welt gesetzt 

die den anarchismus hassen. 

von der polizei — vom staat -- von der kirche 
von genscher und co — von deutschen po 

izisten ebenso wie von stalinisten und von 

vaterlindischen hausmütterchen 

Niemand macht sich die mühe, von denen zu 

erfahren, was unarchismus ist, die es wissen 

müßten: von den anarchisten! 

Wir sind anarchisten und haben 

buch geschrieben. Es heißt 


has ist eigentlich Anarchie? 


Dieses buch k 
keine frem 


in kleines 


er über- 
te, und gegenwart 
smus gegeben. Die kapitel sind 
kurz, das buch enthält bilder, literaturhinwei- 
id kontaktadressen. 


Das buch hat ca. 1005 


jen und kostet DM 2 


Es ist in allen uns nicht feindlichen » n 
lungen zu erhalten. Sons 
1.v. Drehle, 6 1 


Manche haben es schon immer gewußt, und 
das Wort „Schauprozeß“ geht ihnen leicht 
von den Lippen. Als sei es etwas, woran man 
sich zu gewöhnen habe. Es scheint, als ob in 
Frankfurt verdrängt würde, was in Sindlin- 
gen abläuft — daß hier eine Genossin der 
RAF unter Mordverdacht steht, eine andere 
wegen Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Vereinigung vorgeführt wird. Wer diese Rea- 
lität, die Prozesse, einfach verdrängt und das 


‚Imperialismus‘ 
Stet, der macht es sich zu leicht, der ver- 
harmlost das Problem, macht es ungreifbar, 
so daß jeder konkrete Versuch, es hier und 
jetzt an einer seiner Erscheinungsformen an- 
zugreifen, zwecklos erscheint. 

Viele Genossen haben noch immer nicht 
den Zusammenhang begriffen, der zwischen 
den Prozessen und ihrer eigenen politischen 
Arbeit besteht. Der Kampf gegen den Impe- 
ismus ist nicht zu trennen vom Kampf in 
Stadtteilen und Betrieben, vom Kampf um 
besetzte Häuser und neue gemeinsame Le 
bensformen. Die linke Bewegung ist erst 
dann stark, wenn ebenso viele Genossen be 
reit sind, gegen die Justiz und gegen die Ver 
urteilung von Genossen zu kämpfen wie z. B. 
gegen die Stadtoligarchie und die Räumung 
der Häuser in Frankfurt. Abstrakte Schn- 
süchte nach einer „freien Gesellschaft” 
schön und gut: aber wo ist hier und heute 
anzusetzen? Wer seine politische Arbeit 
ernst nimmt und konsequent bleibt, wer 
nicht beim Barrikadenbau und beim Abfas- 


gelangt 
Punkt, wo 
wird, wo die 
isgewalt nicht länge t. Dann steht 
er schnell hier und heute vor Gericht oder im 
Knast. Da gibt es nichts zu verdrängen — nur 
die möglichen Konsequenzen klar ins Auge 
zu fassen. Alles andere ist Illusionismus, 
Wenn man meint, sich in der „Legalität“ 
oder „Halblegalität” bewegen zu können, 
dann werde einem schon nichts passieren 
mit einem solchen Bewußtsein kann man 
gleich einpacken. Nur eine realistische Ein- 
schätzung der Verhältnisse kann den Kampf 
vorwärtstreiben. 

Um den Feind zu treffen ist es unbedingt 
notwendig, seine Methoden zu kennen. Im- 
mer wieder muß der einzelne, konkrete Fall 
beobachtet und analysiert werden. Zum Bei- 
spiel die fünf Mammutprozesse, die zur Zeit 
in der BRD gegen RAF-4Genossen stattfin- 
den. 


Staa 


Nach mehr als zweijähriger Untersuchungs- 
haft — davon mehrere Monate Totalisola- 
tion - werden Astrid Proll und Marlanne 
Herzog jetzt vor Gericht gezerrt, In einem 
unbeheizten, stockfinsteren Zellenwagen, in 
Begleitung von Bullen mit gezogenen Maschi 
nenpistolen, und Astrid noch in Handschel- 
len gefesselt 

Der Gerichtsort, ein Betonbunker im 
Frankfurter, Vorort Sindlingen, genannt 
„Bürgerhaus“, wurde für viel Geld in eine 
Festung verwandelt. Jeder! der rein will, 
wird total erfaßt: durchleuchtet, bis auf die 
Haut durchsucht, fotografiert, seine Persona- 
lien weitergeleitet an das BKA in Wiesbaden 
250 Bewaffnete verteilen sich draußen und 
drinnen Im Gerichtssaal. Gerichtsbullen mit 
Spezialausbildung lauern sprungbereit. Herr 
im Haus ist die Polizei, für jeden überdeut- 
lich sichtbar: eine militärische Übung. Daß 
hier die Bullen die Verhandlungen führen, 
darüber kann auch eine noch so „souveräne 
Verhandlungsführung“ nicht hinwegtäu- 
schen. Inzwischen kommen sogar der FAZ 
Bedenken: „Ob dies ein ‚fairer‘ Prozeß 
ist... scheint im Augenblick nicht oder 
nicht nur in der Möglichkeit der Justiz zu 


keinen Revisionsgrund 
zu liefern. Alles andere kümmert sie nicht. 
Es sind „ganz normale“ Prozesse; Politik 
liegt ihnen fern. „RAF-Prozesse? Was ist 
denn das, kenne ich nicht.“ Sie versuchen, 
die Toleranzgrenze gegenüber Angeklagten 
und aufmüpfigem Publikum weit zu span- 
nen; aber dann plötzlich „greifen sie durch“, 
verhängen Ordnungsstrafen, schneiden der 
Verteidigung das Wort ab, lassen Zuhörer 
verprügeln hinter ihrem Rücken, ordnen die 
Zwangsvorführung der Angeklagten an, lch- 
der 
ndesGe. 
gigkeit zu 
schen und hautnah 
ie Macht der bürger- 
chen Demokrat dazu da ist, den 
der Exekutive zu spielen. 


tsanwalt Brinkmann, dumm und fett, 
meistens und wird nur wach, wenn es 
um „heie Sachen“ geht. Er interessiert sich 
prinzipiell nur für Waffen, Sprengstoff, 
Brandsätze, Bomben. Er war es auch, der ge- 
gen Mariannes Haftverschonung Beschwerde 
einlegte, die dasselbe Gericht, das heute hier 
tagt, angeordnet hatte, da ist Staatsanwalt 
Schäfter (im Prozeß gegen Astrid) schon raf 
finierter; der will Karriere machen, rugt den 
Vorsitzenden wegen mangelhafter Befragun 
—ein Technokrat 

Zu Beginn der „Inszenierung” (s0 Rechts 
anwalt Preuß) gaben Astrid und Marianne 
Erklärungen ab, wie sie dieses System schen. 
‚Aber als sie erklären, von jetzt an diesem 
Schauspiel fernbleiben zu wollen, ordneten 
die Richter Zwangsvorführung an. Begrün- 
dung: die Beschuldigten müßten jederzeit 
Gelegenheit haben, Erklärungen zur Sache 


abzugeben. Der blanke Zynismus: Das 
„Recht“ zu Stellungnahmen wird umge- 
münzt in den „Zwang“ zur Präsenz. Den frei 


willigen Verzicht auf jenes Recht darf es 
nicht geben. 


14 


Der Prozeß gegen Marianne Herzog 


Hier findet augenblicklich eine der sogenann- 
ten „Materialschlachten“ statt, vielleicht ei 
ne „Zeugenschlacht“, denn „Material“ ist 
nicht vorhanden — falls man nicht all die 
Gegenstände, auch „Asservate“ genannt, die 
inzwischen die Keller der Sicherungsgruppe 
füllen, als Prozeßmateria] bezeichnen will: ir 
gendwo gefundene und „sichergestellte“ 
Dinge: Ausweise, Stempel, Kleidungsstücke 
aller Art, Rechnungen, Schirme, Führersche‘ 

ne, Nieten, Folien, Nummernschilder, Pe 
rücken, und manc D: 

Fundbüro der Nat 


ugeordne 
n. Es wimmelt von Personen 


Die Tatz- 
möire beweist 
aLLes!t! 


die gegenübergestellt, „mit Sicherheit“ wie- 
dererkannt wurden, als Person oder am lieb- 
sten als Lichtbild. Es gibt eine „Lichtbild 
mappe“ mit ca. 300 Fotos, die quer durch 
die Bundesrepublik kursiert. Und es findet 
sich immer jemand, der „hundertprozentig“ 
sagen kann: den erkenne i di 
wer Zweifel hat, dem tre 


Behörde das aus. 

n vom Höre Massenhai 
Von überall angek e 
Die Masse m 


hängenbleiben, in „die 
Akten“, da steht es dann schwarz auf weiß 
Und aufgrund dieser „Akten“ verschwindet 
dann einer für zwei Jahre und länger im 
Knast. 

Nach bisher 12 Verhandlungstagen steht 
fest: Was immer in den „Akten“ stehen mag 
— mit Marianne hat es nicht das Geringste zu 
tun. Dem Gericht ist das gleichgültig, denn 
aus den „Akten“ ist eine Anklageschrift her- 
vorgegangen, zusammengeschmiert aus Ge- 
richten, Vermerken, Verdächtigungen, De- 
nunziationen, Vernehmungsprotokollen. Et- 


was Konkretes gibt es nicht. Auf Biegen und 
Brechen muß gerechtfertigt 
werden — und entspreci 


ausfallen. 

Die Anklage lau 
Mitgliedschaft in einer 
gung“, Vorbereitun; 
teiligung an einem Bank: 
ge Beweisstücke: Eine Beha, 
land: er bezeichnet sie als 
obwohl er sie kaur 
Lauf der Verhandlu: 
Pelzmütze, die in einem Fluchtwagen nach 
den Kasseler Bankuberfällen „gefunden“ 
wurde: Ruhland hat sie Marianne „zugeord- 
net“, sonst hat sie keiner je gesehen. 


stellt, Und 


Um das „formalrechtlich zu „beweisen“, 
läuft ein makabres Schauspiel ab. Ruhland 
allein schafft’s nicht. Also müssen sonst wel- 
che Zeugen her, ganz gleich von wo: Bank- 
kassierer aus Berlin, die Überfälle erlebt oder 
davon gehört haben; Bullen, die Wohnungen 
durchsuchten; Graphologen, die „wissen- 
schaftlich“ Handschriften identifizieren; Ob- 
servierer, die irgendwo mal was observiert 
haben; Autobesitzer, deren Wagen gestohlen 
wurde; Bullen, die mal jemand verhaftet 
‚oder bei einer Verkehrsköntrolle erkannt ha- 
ben wollen; Hausfrauen, die von ihrem Fen- 
ster aus schwarz maskierte Gestalten gesehen 
haben und bei Schießereien mehr Angst um 
ihren Hund als um sich selbst hatten; städti- 
sche Angestellte, aus deren Büro Dienststem- 
pel entwendet wurden und „was man so zum 
täglichen Leben braucht“; ein Zeitsoldat (!), 
der zuviel Django gelesen hat, so daß seine 
Wahmehmungen sogar dem Staatsanwalt 
nicht geheuer sind; Leute, bei denen mal je- 
mand gewohnt hat; und immer wieder Fahn- 
der, Ermittler, Kriminaloberkommissare, die 

‚eine Lücke schließen“ müssen und Zeugen 
Produzieren .. „usw. Was immer diese Zeu- 
ssagen — von Marlanne ist nie die Re- 
Kaum einer kennt sie, in Kassel und an 
en Orten hat niemand sie gesehen. 

Knast sitzt sie immer noch, seit 
zwei Jahren. Als müßte sie schon 

's Bankraubs überführt werden, 
slich Bankraube gibt 


Eines allerdings geht aus den Zeugenaus- 
sagen hervor: daß die Bullen was ganz Be 
stimmtes hören wollen, es oft auch zu hören 
bekommen und dann ein Protokoll anferti- 
Was dagegen eine Zeuge nicht weiß, dar- 
okoll, Zum Beispiel: 10 
elegt. Wen ge- 
es nicht, nur 
ren. Im Proto- 
Zeuge konnte die 
Sicherheit‘“ identifizieren. Von 
deren neun „negativ“ verlaufenden 
Identifizierungen kein Wort. In einem Proto- 
koll der Bullen steht nur „Positives“ drin, 
Damit gar nicht erst Zweifel aufkommen, 
Der Zeuge — das ist das Protokoll. Was z. B. 
geschah mit Ruhland in den 40 Tagen (!) 
zwischen seiner Verhaftung und seiner ersten. 
richterlichen Vernehmung mit „ordnungsge- 
mäßem“ Protokoll? Ruhland sagt: „Über- 
haupt nichts.” 

Überhaupt der Zeuge Ruhland. Es lohnt 
kaum noch, ein Wort über ihn zu verlieren: 
alles Wesentliche haben Schily und Ströbele 
(Merve, Nr. 11) dazu gesagt. Heute hat er 
nicht einmal mehr die „phänomenale Phan- 
tasie“, die ihm die Verteidiger damals be- 


scheinigten: in Sindlingen kann er „im ein- 
zelnen nichtmehr dazu sagen“. Aber Mariar 

ne will er bestimmt gekannt haben, obwohl 
er sie höchstens 1 1/2 Tage gesehen haben 
kann. Er wußte nicht einmal ihren Namen, 
dersei ihm später wieder „eingefallen“; und 
ihr „Tarnname“ (ihm zufolge hatte jedes 
Gruppenmitglied einen solchen) war: Ma- 
rianne. Auch an eine Pelzmütze, die ihm vor. 
gelegt wurde, „erinnert“ er sich genau: Ma- 
anne soll sie getragen haben. Deswegen 
sitzt sie im’Knast. Bei allen Vorhalten und 
Widersprüchen aber setzt sein Gedächtnis 
aus: „Wie ich es damals gesagt habe, stimmt 
es.“ Und damals hat er viel gesagt: ca. 1200 
Seiten Protokoll. Da kommt keiner mehr 


mit, am wenigsten der Zeuge selbst, obwohl 
präpariert und bestochen bis zum Exzeh. 
Noch heute „verkehrt" er mit Kriminalober- 
meister Eimeke, seinem Hauptvernehmer 
und Betreuer. Auch wenn ihm heute keiner 


mehr glaubt, nicht einmal der Staatsanwalt, 
weil die Bullen sonst 
aber angeklagt wer- 

Akten 


er. herhalten, 


nem Zeitungsfoto festzustellen. Ar 
erzählt sie es ihrem Mann, der erzählt es Leu- 
ten bei der Tankstelle nebenan, die erzählen 
es weiter. ..und schon kommt die Polizei 
zu ihr ins Haus: Sie haben also die Person. 
kannt? Lichthilder werden vorgelegt, die 


Akten“ steht, kommt nicht 
Zeuge als Beruf 
er: Ein Mann wird „hundertprozentig 
er Beifahrer eines Fluchtwagens in Kas- 
=! erkannt, Eine Gegenüberstellung verläuft 
ositiv“; der war's! Aber der Mann hatte 
Glück: nachweislich war er an diesem Tag 
300 km weiter weg, was inzwischen auch die 
Bullen wissen, Da ist eben was schief gelau- 
fen. Heute kann die Kripo nicht mehr sagen, 
sie das „passieren konnte “. 

Oder: Einer, der selbst der RAF angehört 
haben soll und Aussagen gemacht hat, beant- 
wortet einige Fragen der Verteidigung: er sit- 
ze deshalb nicht in U-Haft, weil er geredet 
habe: man hat ihm Aussagen von anderen 
vorgelegt, die er bestätigen sollte. Bundeser- 
mittlungsrichter Buddenberg wollte erst 
dann mit ihm über seine Haftgründe sp 
chen, wenn zu den „sachlichen Vorkomm- 
nissen“ Stellung bezogen worden sei. Jetzt 
soll auf Antrag der Staatsanwaltschaft Bud- 
denberg. persönlich geladen werden, u.a. 
zum Beweis dafür, daß die Angaben „freiwil- 
lig und ohne unzulässige Beeinflußung“ ge- 
macht wurden. 

Die Bullen-Zeugen dürfen sich auf ihre be- 
schränkte Aussagegenehmigung zuruckzic- 
hen. Ihre Behörde verbietet ihnen, auszusa- 
gen über den „personellen, krim 
schen und kriminaltechnischen Ein 
Zweifelsfall steht alles in den Akten. 
habt. 


Bullen, das einhe 18.K (politische 
Polizei) und & Streifenwagen, Die 
beiden G« gt. Sie wer 
den beschosse‘ S ein hat der 
nach eigener A Mi aus 
nächster Nähe. Die G; ler 

und entkommen. Sie gan. 
zen Maschinerie, die doch s so gut 


augebildet ist und die Ho 
hat vor Angst 

Soweit bekannt, hat Simons bis jetzt vie 
mal zu diesem Vorfall ausges ner 
Erklärung vom 12. 2. 1971 (zwei Tage nach 
dem Vorfall), in angefügten Erganz 
halbes Jahr später, vor drei Monater 
2e8 gegen sechs Genossen in Berl 
gart im Prozeß gegen den Ge 
und jetzt in Frankfurt. Jeder sein 
widerspricht sich in wesentlichen Punkte 
Sie widerspricht auch der Aussage von 
Michael Grünhagen, Regierungsamtmann 
und V-Mann des LFV Berlin, der auch am 
10.2. 1971 in Frankfurt mit dabei war 


im Pro. 
in Stutt 


Berlin. Die Ak 
Staatsanwalts 
liegen, hab weiße (abgedeckte) St 
len. Was dort stehen soll, findet sich nur in 
den Handakten der Soko oder denen der 
ominösen „Dienststelle“ Grünhagen: 

Grünhagen, der kein Wa 
will, aber Mündungsfeuer gesehen hat 
Grünhagen, der prinzipiell nie eine Schuß 
waffe bei sich trägt (1), aber die Aussage dar 
über, ob er vertraut im Umgang mit Schuß 
waffen sei, ver» nit dem Hinweis, dies 
sage etwas über die Arbeitsweise seiner Be: 
hörde aus; Grünhagen, auf den Astrid ge- 
schossen haben soll (mindestens fünf Mal), 
der aber in den ersten Polizeiprotokollen 
und Verlautbarungen über die 
überhaupt nicht vorkommt. Von den Vertei 
digern in die Enge getrieben, führt 
Iefongesprüch mit seiner Behörde und 
„Wenn die (Rechtsanwälte) mich danach 
gen, soll ich dann sagen, ich kann mich nicht 
mehr erinnern? * 

„Erinnerungen und 
hauptungen und Beobachtungen der beiden 
Beamten Simons und Grünhagen, Kronzeu 
gen der Anklage, differieren en gros und en 
detail derart, daß nicht nur der Hergang der 
Tat, sondern sogar die Identität der angebli- 

hen Täter zumindest fragwürdig geworden 
st." („Der Spiegel“, 5. 11. 1973) 

Ein Schußwechsel hat überhaupt nicht 
tattgefunden. Die Bullen haben geballert 

st niemand. Und weil die beiden Genon. 


hießserei 


Te. 


Erkenntnisse, Be 


ri m werden 
Persone entkommen, weil 


Noch in derselben 
iter Köhn abgesetzt, 


Nacht wird der Eins: 


Kütiner tritt an seine Stelle, Die Angst 
vor der RAF steckt dem Apparat noch heute 
in den Knochen. 

Andere Zeugen gibt es „angeblich“ nicht, 


obwohl sie massenweise herumstanden, das 
ganze Westend von Bullen wimmelte und 
auch Passanten etwas gehört und gesehen ha- 


nicht in Prozessen auf — ist ein Dunkelmann 
im Halbschatten seiner Behörde. Er kann 
nicht aussagen, was er selbst erlebt hat, son- 
dern sagt aus für seine Behörde, deren Ein- 
sätze und Fahndungen an jenem Abend (10. 
2. 1971), koordiniert mit denen der Soko, 
der Sicherungsgruppe. dem BIV und den 
Frankfurter Bulle ne Behörde 
hat ein Interesse an der Verurteilung von Re- 

und für diese Behörde, in ih- 
rem Interesse sagt Grünhagen aus. Ebenso 
Simons, Preuß nennt ihn einen Funktionär 


Bei dem kleinsten Ver- 
kehrsunfall rückt die Poli Zeugen- 
suchanzeige in die Zeitung. Haben sich hier 
Einer soll sich, It, Grünha- 

geworfen haben. Wo ist 


ben müssen. War 


keine gemeldet? 
gen, auf die Straß 


Rechtsanwalt Preuß gibt Erklärungen zu 
der Funktion v 
Erklärung 
Spitzel 


Grünhagens und Simons’ 
n ab: Grünhagen, ein V-Mann und 
solche Zeugen treten meist gar 


n Berlin ienberg am 16. 11 
1.1973. Wir haben deshalb ITT- 
ungen angegriffen, weil ITT ver 
lich ist für die Ermordung und Folter 


x Erauen, Arbeiter und Bauern. 

1971 wollte ITT mit Hilfe des da- 

EIA-Chefs MeCone, der gleichzeitig 
sratsmitglied von ITT ist, mit Hilfe 
Teeigene 

Nachrichte: 


politischen Abteilung, 
es und der Spionageab. 

Unterstützung des 
den Wahlsieg Allen 


hindern. Für diesen Veı 
dem CIA 1 Million Dollar an. 111 
ich nich Ik beliebten 
Schneidı ı lassen, um 


das chile- 


.e Volk wußte, daß es für seine Befrei- 

pfen n aß die Herrschenden 
len Mitteln die Unterdrückung des Vol: 
das kapitalistische System — durchset 


daß esihnen scheißegal ist, wieviel Men 
schen dabei krepieren 
Sperrung von Krediten, Einfohrbeschrän 
kungen, Einwellung von, Treibstoffnach. 
chub, Manipul Kupferpreises und 
Waffenlieferungen an Rechtstadikale: das ist 
Karium des US- Imperialismus, 
ien wirtschaftlichen Zusammenbruch Chiles 
erzwingen. Nixon, das Schwein, aber äßt 
ven, (aß &ie USA mit dem Militärputsch 
15 zu tun haben. Wir alle wissen 
AITT. daß der US-Imperlis 
in Chile sit und seine stinki- 
gen Krallen ausfährt, Menschen ausbeutet 
Und unterdrückt, Menschen krank macht 
ind tötet, sondern in den Ländern der Drit- 
ten Welt überhaupt 


seiner Behörde. Er berichtet stellvertretend 
für sie, wahrt ihre Interessen. Das reicht bis 
in seine Interpretation seiner Aussagebe- 
schränkung. Weil hier im Grunde zwei Be- 
hörden ihre Ansichten vertreten, wird es 
auch nicht so wichtig sein, daß die Aussagen 
von Grünhagen und Simons sich in manchem 
widersprechen, es wurde halt nicht genügend 
„koordiniert“, Schlußfolgerungen über die 
besondere Verlogenheit von Verfassungs- 
schutz und Exekutive bzw. deren Beamten 
lassen sich daraus nicht ziehen, Es ist „die 
Arbeitsweise der Behörde“, die hier. wenn 
auch mit Schönheitsfehlern, demonstriert 
wurde. 


Die FAZ (1. 11. 1973) formuliert das so. 
(die Beamten) wissen über den Zusam- 
menhang, der vor Gericht erörtert werden 
I, viel mehr als sie sagen, als sie verraten 


cht einmal die Staatsanwaltschaft keı 


Frankfurt, 10. 11.1973 
Rote Hilfe Frankfurt 


llein in 53 Ländern Gesellschaf 
ten (u.a. in Brasilien, Bolivien, Nigeria, Nica 
ragua, Südafrika, Uruguay, Angola): und na. 
türlich stehen Firmen wie IBM, Dow Chemi. 
cal, Siemens, Bosch und AEG in der Ausbeu- 
tung der Dritten Welt ITT in nichts, aber 
auch gar nichts nach. 

Die Anschläge auf ITT-Niederlassungen in 
der Schweiz, USA, Italicn und Spanien zei 
gen, daß überall Menschen begriffen haben, 
daß der bewaffnete und miltanse Kampl 
nicht nur in Chile politisch richtig ist. 

Sie haben erkannt, daß der, der sich mi 
dem Kampf des chilenischen Volkes solida 
siert, den antiimperialistischen Kampf im 
genen Land militant führen muß, daß ma 
dem Terror des Kapitals, überall, das heil 
auch hier, den Widerstand des Volkes entge- 
gensetzen muß. 

Unsere Anschläge in Berlin und Nürnberg. 
sind nur ein winziger Teil des antiimperiali- 
stischen Kampfes. Sie haben nur symboli- 
schen Charakter. Sie zeigen, daß wir mit den 
chilenischen Volk solidarisch sind und an sei- 
ner Seite kämpfen. Sie sollen in der BRD 
vermitteln, daß wir mit all den uns zur Ver- 
nden Mitteln kämpfen müssen, 


fügung ste) 


Der Kampf kann nur massenhafter werden, 
wenn wir mit unseren Möglichkeiten gegen 
dieses System kämpfen, das uns jeden Tag in 
seinen Klauen hält. Der Kampf kann nur 
massenhafter werden, wenn wir lernen, neue 
Kampfformen zu entwickeln 


Kämpfen wir gemeinsam gegen den BRD- 
Imperialismus! 

Den antiimperilistischen Kampf militant 
führen! 

Solidarität mit dem chilenischen Volk! 
Solidarität mit der MIR! 


Ein Beitrag zum Angriff auf ITT folgt in der nächsten WWA. 


Schwarzfahren 
=6eld Spaten 


Im Sommer hat der Hamburger Verkehrsver. 
bund wieder die Preise erhöht, Um zur Ar. 
beit zu kommen, soll'man noch mehr bezah 
Ten. Und man wird überall kontrolliert: Fahr 
karten, Stechuhren, Akkordzeitel 

Wenn man zu den Fahrpreiserhöhungen 
noch die Wohnungssanierungen in Hamburg 
betrachtet, ist die Schweinerei noch größer 
Man wird aus der Innenstadt an den Stadt 
fand wegsaniert, muß eine Stunde fahren, 
um zum Betrieb zu kommen, und für die 
langen Strecken werden die Tarife auch noch 
am stärksten erhöht. 


Wie sieht nun ein Arbeitstag aus? 1 Stun 
de Hinfahrt, 2 Stunden arbeiten für sei 
nen Lohn, 7 Stunden arbeiten für die Bon- 
zen, davon über 1/4 Stunde täglich allein für 
die Fahrkarte, dann wieder I Stunde Rück- 
fahrt; danach ist man so geschafft, daß man 
zu nichts mehr richtig Lust hat. 

Aber so läuft das nicht: Immer mehr Leu 
te fahren schwarz. Wir wollen nicht Klein- 
geld für den HVV sammeln und an den Au- 
tomaten Schlange stehen — wir wollen nicht 

dafür bezahlen, daß wir für die 
Bonzen arbeiten dürfen. 


auch noch 


wars Bert 


STABILITÄT 


IE Pier 


NULETAR 


Deshalb sind wir in kleine Gruppen in den 
U. und $-Bahnen mitgefähren, haben an die 
Fahrgäste Flugblätter und Aufkleber verteilt 
und mit ihnen diskutiert, wie man am besten 


Die Schwarzfahrer schlucken 26 Millionen 


Nahverkehr bald pleite ? 


Neuer Volkssport: Keine Fahrkarten kaufen 


Der Schwarzlahrer bekam 
eine role Bombe. Doch daı 
grift der Junge Mann In der 
Hamburger S-Bahn entschlos- 
sen in die Jackentasche, 
zupfte einen Schein heraus N 
und bedeutete dem Kontrolleur 
In Zivil: „Hier haben Sie 20 
Mark. Ich löse nämlich nie el- 
nen Fahrscheln.“ Diese Sze- 
wiederholen sich Tag für 


zu werden. 


wisent 
Quick 


tzung von Seite 9 


die Arbeiterautonomie — ihr Gesicht 
prägen, Aber zwischen dieser Haltung und 
der prinzipfellen Ablehnung der Arbeit für 
eine gesamtpolitische Arbeiteravantgarde 


für be 
en E 
Kosten zu gut, ie sich nicht na 
einer Perspekune fra ne 
Betrieb hinausweist und Ihrem Kar 


ne weitere und allgemeinere Zielrichtung 
geben kann. Wenigstens die aktiven und 
kiassenbewußten Arbeiter — und an dencu 
wollen wir uns doch orientieren, oder? 
(Klassenbewußte Arbeiter sind beileibe 
nicht nur jene, die in ihren Köpfen dank 
der marxistischen Schulung schon weiß 
Gott welche ideologischen Bedürfnisse 
und Fragen entwickelt haben, sondern in 
erster Linie eben die, die sich in den letz- 
ten Kümpfen geäußert haben und viel- 


‚sons, Bremens, Hamburgs und 
Schloswig-Holsteins. 


Schwerztahren In Straßenban- 
, Busson und U-Bahnen 


dreht zu einer Art Volkssport 


Groß ist die Zahl derer, die 
bereits mehr als zwölf Mal 


.e Situation. so schll- 


Verkehrsbetriebe, Dr. Walter 
Labs, auf ener Tagung in der 
Volkswagenstadt _ Wolsburg: 
Das Wasser steht uns chr 

hin bis am Hals. Die Schwarz- 
fahrer sorgen dafür, daB unser 
Defizit noch weit höher liegt." 
Rune 28 Millionen Einbußen, 


Das 


rechnen die Experten des 
er Iner- _ Nahverkohrz, jährlich 
RENT alahrer durch 


wegen der Sch 


leicht dort zum erstenmal auf die Frage 
gestoßen sind: „Was dann, wenn der mo- 
mentane Kampf vorüber ist? *) 


Arbeiteraufonemie 


Jahres 
chtens— ohne 
‚n Arbı 
er har 
sse ohne 
begrei- 


ze. Streikfreiheit 
Streiktage! —; sie haben il 
nengelernt und sich mit ihnen militant 
auseinandergesetzt; sie haben aktiv für ih 
re Einheit und Gleichheit gekämpft (Ab- 
schaffung der unteren Lohngruppen, gl 
che Erhöhung für ale). Natürlich st dieser 


Prozeß nicht ein allemal vollendet 


sonst 
die Revolution praktisch schon 


schwarz führt, was man den Kontrolleuren 
erzählt (z. B. daß sie Parasiten sind und von 
unserer Arbeit leben) oder wie man Schwarz- 
fahrer unterstützt, wenn man nicht selbst 
schwarz fahren mag (z.B. lange nach der 
Fahrkarte suchen, viele Fahrkarten bei sich 
haben und sie nacheinander vorzeigen). 

Die meisten fanden unsere Vorschläge 
ganz gut, manche sıgten, was solls, wir fah- 
ten sowieso schon schwarz. Nur alle tun es 
für sich alleine, dabei wäre es in Gruppen viel 
icherer. Ein Problem ist natürlich, daß viele 
früh noch müde sind und abends schon so 
wütend, daß sie für Flugblätter nicht mehr 
empfänglich sind. Es war leichter, mit Frau 
en und Alten zu sprechen als z.B. mit Ha 
fen- oder Werftarbeitern (denn die kriggen 
jahrelang täglich drei Flugblätter, ohne daß 
es ihnen was nützt). Dafür wagt aber kaum 
ein Kontrolleur, diese Typen nach den Fahr- 
Karten zu fragen, 


Sauer waren nur die zivilen „Betriebssi 
cherheitsbeamten“, die plötzlich überall auf- 
tauchten. Aber ihre Bemühungen waren er- 
folglos, denn mehrere Schwarzfahrer auf ein- 
mal können sie nicht festhalten. Oder öfter 
gehen auch mal Fahrkartenautomaten ka- 
putt oder ein Kontrolleur wird zusammenge- 
schlagen, wenn or frech wird, 

Schwarzi soll bei der HVV immer mehr 
ständiger Fahrgast werden. Ein anderes Pro- 
blem ist noch: viele fahren mit dem Auto 
und schwarztanken ist noch etwas schwierig. 


- Proletarische Front 


isch durchführen. Gezielte 
Dauerrazzien in Bahnen und 
Bussen würden zu teuer." 


Die Mohr 


Die Schwarzlahrer begrün- 
den aber nur zum Teil die 
derzeit mißliche Situation der 
öffentlichen Nahverkehrsbetrie- 


Deshalb appelliert der Ver- 
band an die Bundosraglorung: 
Inahmen durch die 
Mineralölsteuererhöhung im 
Juli müssen com Nahverkehr 
zugute kommen. Labs: „Von 
den fünf Pfennig erhalten wir 
Aur ein Zennte 
fer hat gegen die Ninoraläl- 


Dar Autofan- 


be. Nach Angaben von Ver- steuereihöhung nich! aufge- 
bandsgirektor t. deshalb muß er jewt 
achlittern ci im Nahverkehr eine at 


naltzam in 


2 


vor der Tür- und auch nicht überall 
durchgedrungen oder schon Gemeingut 
der gesamten Arbeiterklasse. Aber wir 
glauben, daß es jetzt wesentlich dar 
kommt, diesen Prozeß und diesen polit 
schen Inhalt voranz 
Mittelpunkt z 


reiben vu 


1 Ansatzpunkte sind) müssen sich in 
diesem Licht dadurch die Ar. 
beiterautonomie gefördert wird und sich 
weiterentwickeln kann, ob dadurch die 
Fähigkeit der Arbeiter, ihre Interessen 
auch über die Fabrik hinaus autonom 
wahrzunehmen, Fortschritte macht oder 
nicht, Es gibt dafür keine organisatori- 
schen Ersatzlösungen, wenn der politische 
Inhalt nicht klar is. Nach unserer Meinung 
ist die Frage nach der Arbeiterautonomie 
heute die strategische Frage — und es wäre 
schwer verfehlt, sie durch rein taktische 
Probleme zu verdrängen oder nicht mehr 
zentral zu sehen, 

Natürlich ist Arbeiterautonomie nicht 
im leeren Raum: die Frage nach der politi 
schen Organisation der Arbeiterklasse, 
ausgehend von den tatsächlichen Klasien- 
kämpfen und dem politischen Potential, 
das sich heute in der multinationalen Ar. 
beiterklasse in Deutschland äußert, ist 
grundlegend, und niemand hat dafür eine 
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Ant. 

ge nach der Orga- 

Entwicklung der Arbeiter- 

ihrer politischen DI 

der Fähigkeit, die 

Klasseninteressen der Arbeiter insgesamt 

Nterpretieren und zu orientieren, über 
den Betrieb hinaus — nicht gestellt wird 
oder bewußt abgelehnt wird, dann hat es 
wenig Sinn, sich den Mund mit den Wor- 
ten Arbeiterautonomie und multinationa- 
ler Arbeiterklasse füllen, 
Arbeiterautonomie und Klasseneinheit 
können nicht warten, bis Betriebsgruppen 
oder sonstwer politisch „reif“ sind, diese 
Bedürfnisse zu erkennen. Wir meinen, daß 
die kommenden Tarifkimpfe einen ersten 
Unterschied zwischen jenen Kräften set- 
zen werden, die es verstehen, in der Bewe- 
gung drin zu sein und jenen, die daran vor- 
beigehen: in der Bewegung zu sein heißt, 
ihre Bedürfnisse zu erkennen, Zu diesen 
Bedürfnissen gehört heute vordringlich die 
Vereinheitlichung zwischen „traditionel- 
ler“ Arbeiterklasse und „neuen Massenar- 
beiten“, zwischen Ausländern und Deut. 
schen, zwischen Stahl- und Automobilin- 
dustrie usw.: dafür kann man nur dann 
aktiv arbeiten, wenn man die politischen 
Inhalte der fortgeschrittensten Arbeiterau- 
tonomie, der Avantgarde der Arbeiterklas- 
se heute, zum Maßstab nimmt 

Lotta continua 


CTeAT,CIe 


MIR 


Der folgende Text ist die Grußbotschaft des 
Vertreters des MIR in Europa zur großen in 
ternationalen Chile-Demonstration (150 000 
Teilnehmer) am 18. 11. 1973 in Turin. 


Genossen, 
die „Bewegung der revolutio Linken“ 
(MIR) wendet sich an die Jugendorganisatio- 
nen der europäischen Linken, um vor allem 
unseren Dank im Namen der chilenischen 
Arbeiter auszudrücken, im Namen der Revo- 
Iutionäre, die heute in Chile kämpfen: Dank 
für eure Anstrengungen in der Solidaritäts 
kampagne für den Widerstand des chileni 
schen Volkes. 

Der proletarische Internationalismus ist 
kein leeres Wort für den Feiertagsgebrauch, 
sondern drückt sich in täglichen politischen 
Aktionen aus, wie sie sich bisher in Eur 
überall entwickelt haben. 

In Chile geht es heute um viel meh 
um das Schicksal ein 
rung, wie es am ganzen Konti 


faschistischen Reg 


troffe: a 


die Tatsache ihrer Herrschaft und Unter- 

drückung über die Arbeiter hinter sogenann- 

ien demokratischen, _parlamentarischen, 

rechtsstaatlichen Formen zu maskieren. 

Nach und nach begann die Massenbewegung 
Masse: 


t Wahlsieg der Unidad Popular von 
970 hat den Arbeiterkämpfen einen gewal 
en Auftrieb gegeben. Die Arbeiter sahen 
den Wahlsieg als ihren Sieg an, als eine Ni 
derlage der bürgerlichen Klassen, die das 
Land jahrzehntelang regiert hatten. Und so 
haben sich die Kämpfe immer mehr ausge 
weitet, zehntausende von Arbeitern sind neu 
dazugekommen in den Kämpfen um die Na- 
tionalisierung der wichtigsten Industrien, um 
die Enteignung der Agrarier, um die Nation 
lisierung der natürlichen Reichtümer, in 
ster Linie des Kupfers, um die Nationalisie 
tung des Finanzwesens. Die Krise und die 
Auflösungserscheinungen innerhalb der herr- 
schenden Klassen und in den bürgerli 
Parteien hat eine sehr weitgehende Demokra- 
tisierung des politischen Lebens ermöglicht. 
So waren die Voraussetzungen für einen re- 
volutionären Prozeß der Arbeiter und Bau 
ern entstanden, für eine proletarische Revo- 
lution, deren Ergebnis der Sieg der zweiten 
sozialistischen Revolution in Lateinamerika 
gewesen wäre, der chilenische proletarische 
Staat. 


Was man sich nun fragen muß, was sich 
nun eine ganze Generation von Arbeitern 
und Bauern fragt, ist, wie es möglich war 
daß sich drei Jahre nachher dieses gleiche 
Land in ein Konzentrationslager verwandeln 
ließ, in ein besetztes Land, in ein Land des 
Terrors, in dem die Arbeiter schon nur des- 


T Schaffen wir die Volksmacht 


‚gen verfolgt w w A 
sind. Wie ist es möglich, daß diese Miltärs 
die in den drei Regi r Unidad 
Popular nichts anderes taten, als die 
dungen zu den Vereinigten Staaten 
rem treuen Steigbügelhalter, dem brasiliani 

Subin enger zu knüpfen 


LOS ERROROS 
REFORMISTAS 


105 PAGA EL PUEBLO 


Die reformistischen Teller 
muß das Volk Vezahıleu 


Genossen, darüber muß man nachdenken, 
denn es handelt sich da nicht um eine bloß 
theoretische Frage oder ein Problem für 
Fachleute. Worurm es hierbei geht, Genossen, 
das ist das Schicksal eines ganzen Volkes, das 
Schicksal eines ganzen Kontinents, und viel- 
leicht auch um mehr. Die Realität verzeiht 
theoretische Fehler nicht, aber wenn diese 
Fehler zu Fehlern in der politischen Führung 
werden, wenn die politisch Verantwortlichen 
für Tausende und Tausende von Arbeitern 
Verantwortung tragen — dann, Genossen, 
muß man zehn- und hundertmal über die ge 
schichtlichen Erfahrungen nachdenken 
denn die harte Wirklichkeit verlangt einen 
grausam hohen Preis für alle Kompromisse, 
alle parlamentaristischen Verirru 
Schwächen — und diesen Preis zahlen nicht 
zehn oder zwanzig Leute, sondern es steh 
das Schicksal eines tanzen Volkes und auch 
das Schicksal der Revolution auf dem Spiel 
Das chilenische Volk ist dabei, den Ver 
such, eine Revolution mit dem Einverständ- 
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en, alle 


zul Revolutio ufühn 
ohne die feindlichen Festungen zu ersür. 
men, teuer zu bezahlen: es war der Versuch 
den Sozialismus einzuführen, ohne den alten 
bürokratischen und repressiven Apparat des 
Staates zu zerstören, wie Lenin immer das 
n Staates 


des bürgerlich 


Wesen 


Die Wah: wie der Genosse Fidel 
im Dezember 1971 in Santiago sagte, daß die 
Bourgeoisie, die Imperialisten, viel schneller 
als die Linke das wesentliche Problem in je- 
nem „ungewöhnlichen Prozeß“, der sich in 
Chile entwickelte, verstanden haben. Sie hat 
ten es verstanden, daß sich die Frage nach 
der Macht stellte und daß es darum ging, di 
se Frage schnell und zu den eigenen Gunsten 
zu lösen. Und im Augenblick der Zuspit 
zung der Klassenwidersprüche verringern und 
vereinfachen sich die historischen Wahlmög 
lichkeiten: entweder (offene) bürgerliche 
Diktatur oder Diktatur des Proletariats, Der 
quaslaufständische „Streik“ der Bourgeoisie 
im Oktober 1972 hatte gezeigt, daß es in 
Chile — letztlich - keine Alternativen gab, 
nur: entweder Militärdiktatur — als letzte 
Zuflucht der herrschenden Klassen, oder die 
Macht der Arbeiter, Poder Popular, gegrün- 
det auf die zunehmende Organisation der 


Nick die volution 


ist gescheitert, 
sondern der 
Reformismus 


Was in Chile gescheitert ist, ist nicht der 
Sozialismus, und auch nicht die Revolution 
oder das Proletariat; was gescheitert ist, ist 
der Versuch, den Sozialismus institutionell 


je die direkte Stützung 
jen Kampf der Massen, unter Einhal 
tung der Ausbeuter-Legalität, unter Verwen- 
dung einzig friedlicher Mittel und gestützt 
auf das bestehende politische System. Es ist 
der Reformismus, der gescheitert ist, nicht 
die Revolution. Die Krise war keine Krise 
des Sozialismus, sondern die Krise des unter- 
lateinamerikanischen Kapitalis 
nicht bis in seine Wurzeln 
den der Refor- 
chnokraten wie 


« Macht, des Kampfes 
Gesellschaft, frei von Ausbeutung, für eine 
menschliche Gesellschaft, für eine soziaist 
sche Gesellschaft bleibt der einzig mögliche 
Das sagte der Genosse Fidel in seiner Rede 
für Salvador Allende vom 28. September 
1973: „Die chilenischen Revolutionäre wis 
sen schr wohl, daß es keinen anderen Aus- 
weg gibt als den bewaffneten revolutionären 
Kampf." „Das Beispiel Chiles dient uns als 
Lehre: man kann keine Revolution nur mit 
dem Volk machen, es braucht auch Waffen! 
Und man kann keine Revolution nur mit den 
Waffen machen, es braucht auch das Volk! 
Und wenn jeder Arbeiter, jeder Bauer ein 
Gewehr in die Hand nehmen hätte können, 
dann hätte es den faschistischen Putsch nicht 
gegeben.“ 

Genossen, eine Schlacht haben wir verlo- 
ren. Der Krieg, der lange Klassenkrieg, geht 
weiter und Chile ist immer mehr der vorge 
schobene Mittelpunkt des revolutionären 
Kampfes in Lateinamerika. Es sind nicht ei- 
nige Dutzende oder einige hundert Men- 
‚ue Auflage des Mil 


ganzes Volk, das bereit ist, die Kampfkraft 
aller Arbeiter, der Armen aus Stadt und 
Land, aller vom faschistischen Regime ausge- 
beuteten und unterdrückten Gesellschafts. 
schichten einzusetzen und für den Wider- 
stand zu verwenden. Es ist ein ganzes Volk, 
das sich im militanten Widerstand gegen den 
Militärstaat organisiert. 

Wir glauben, daß heute die Einheit aller 
chilenischen Linkskräfte das wesentliche Ele- 
ment darstellt: sie ist unerläßlich, damit die 
Arbeiter sich die nötigen organisatorischen 


die har 
nn be. 
Se Aufgabe der Solidarität 
Familien der d einge. 
Arbeiter und der Unterstützung 
der tausendeweise entlassenen Arbeiter, die 
Aufgabe, der gesamten Massenbewegung 
zum organisierten Untertauchen zu verhel- 
fen, ist heute für die Revolutionäre vordring- 
lich, 


ermorde 


& gemeinsame Front aller Linksorga 
sationen — Sozialistische Partei, kommunist 
sche Partei, MAPU, Izquierda Cristiana und 
MIR — muß daran gehen, einhellig diese un- 
geheure Verantwortung auf sich zu nehmen. 
Deshalb hat auch unser Generalsekretär, der 
Genosse Miguel Enriquez, in seinen Aufruf 

der von zahlreichen internationalen Presse. 
organen verbreitet wurde — unterstrichen, 
daß jetzt nicht der Moment ist, die Mei- 
nungsverschiedenheiten und die verschiede 
nen Einschätzungen der diversen politischen 
Organisationen über diese Periode nach vorn 
zu stellen. Das Hauptziel des chilenischen 
Widerstandes ist derzeit, zur Organisierung 
einer revolutionären Front, einer gemeinsa- 
men Front der Linken, zu kommen. Die po- 
litischen Einschätzungen, die ideologischen 
Auseinandersetzungen sind nach unserer 
Meinung notwendig, aber sie sind heute 
nicht das wichtigste für die chilenischen Or- 
ganisationen. Die Erreichung einer solchen 
Front darf nicht der Erreichung strategischer 
Übereinstimmung untergeordnet werden, 
sondern nur einem Sofortprogramm für den 
Kampf des ganzen chilenischen Volkes. Der 
ideologische Kampf hat dabei die Aufgabe, 
eine tiefere Vereinigung im Ausbau des 
Kampfes zu ermöglichen, durch die Klärung 
des revolutionären Weges in Chile. 


” Elie Löbel 
tzpen, A. E. aus der Zeitung „Libera- 
tion“, Lotfallah Soliman, Anouar Khaled 
und Aban Hichem aus „Politique Hebdo‘ 
und ein Vertreter der P.L.O. - konfrontie 
ren hier ihre Meinungsverschiedenheiten über 
den kürzlich beschlossenen Waffenstillstand, 
weiter über den Nahostkrieg und die Proble- 
me eines konkreten Internationalismus in 
diesem Krieg, 


Tunesien 


fallah 


n Rahm 
der vor 
sse waren die Anserika- 


stillstand 


zungen schätzen. In 
bestehenden Sackg 
ner in einer Machtposition, in der sie jede 
Konzession von arabischer Seite zurückwei- 
sen konnten, in der sie systematisch ihr 
Vetorecht im Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen zugunsten Israels ausnutzten. Heu- 
te stehen wir vor einer neuen Lage: die Israc- 
lis haben keinen entscheidenden Sieg errun. 
gen und das Machtverhältnis ist also ausgegli 
chener als zuvor. Darüber hinaus resultiert 
der Waffenstillstand von einem russischen- 
amerikanischen Vorschlag, was also impli 
ziert, daß nun der Schlüssel der Ereignisse 
nicht mehr allein bei den USA, sondern auch 
bei der Sowjetunion liegt. Das Geschehene 
entspricht nicht meinen Wünschen als Genos. 


Genossen, die internationale Solidarität. 
die bis heute sich in Europa geäußert hat, 
konnte bereits wichtige Ergebnisse erzielen 
im Sinne der Isolierung der faschistisc 
Mibtärjunta, der Anklage der Massaker, 
in Chile seit dem Putsch andauern, der kon 
ikreten und materiellen Solidarität mit dem 
Widerstand im Innern des Landes, Wir dan 
ken für die Bemühungen, die ihr bisher unter 
nommen habt. Aber wir müssen euch sagen, 
daß die Repression heute noch grausamer, 


m Verhältnis zu 1967, unsere La- 
aussieht. Es wurde eine arabische 
Dynamik eingesetzt, die neue Chancen für 
den langfristigen revolutionären Kampf ent- 
hält. Dieser Kampf wird aber nicht durch e 
nen Krieg zwischen Staaten entschieden 


Elie Löbel; 

Ich spreche als israelischer Ge- 
ist wichtig zu sagen, daß die 
tillstand sowie die Bedingungen, un 


nosse. E 
Waffen 


zustande gekommen ist, von 
d ie diesen Krieg ini 


K Kompromiß wird 
grundlegende Verhand 
x über di n Proble: 


el. 


ten Gebiete und das Schicksal des pallstinen: 
sischen Volkes, Als Israeli sehe ich es als mei. 
ne Pflicht an zu sagen, daß der Grund dieses. 
Oktoberkrieges wie auch der drei vorange- 
gangenen die zionistische Vertreibung des 
palästinensischen Volkes und die Unter- 
drückung seiner nationalen Rechte, wie auch 
die nachfolgende Besetzung anderer arabi 
scher Gebiete war. Ich glaube auch, daß es 
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noch gewaltsamer ist, auch 
nicht mehr vo 


enn sie heute 
der internationalen Presse 
bekanntgegeben wird. Die faschistischen Mi 
ltärs erschießen Woche für Woche Hunderte 
n Kämpfern, Tausende von Menschen wer- 
den gefoltert, und zwar mit den aus Brasilien 
importierten Methoden. Deshalb ist es nötig, 
noch stärker die Anklage, den Kampf daru 
zu führen, daß es den Henkern des chileni 
schen Volkes, den Mördern Allendes und 
tausender Revolutionäre nicht gelingt, ihre 


für die herrschenden Klassen in de 


telbar vom Konflikt betroffenen Ländern, 
Syrien und Ägypten auf der einen, Israel auf 
der anderen Seite, ums Überleben geht. Auf 
arabischer Seite stehen die Herrschenden ei 
ner machtvollen Forderung der Massen ge- 
genüber. Konkret: die Rückeroberung der 
1967 besetzten Gebiete, um die Schande der 
Niederlage auszulöschen. Das ist nun teilwei- 
se gelungen. Dieselbe Notwendigkeit besteht 
für die Herrschenden Israels, weil die 


Logik und Dynamik des Zionismus auf sei 
nem Expanı und seiner militäri 
schen Vorherrschaft basiert 


Die Proble 
dennoch durch 
stellen sich noch immer und de 


weiter. Als Revolutionär glaube ich, daß die 
einzige echte Lösung der Kampf gegen den 
Imperialismus, den Zionismus und die arabi 


sche Reaktion ist, und daß dieser Kampf im 


Rahmen der arabischen Einheit für die natio- 
nale Befreiung der Araber sowie für die so 
ziale Emanzipation im Sinne des Sozialismus 
geführt werden muß. Um es klarzustellen, 
möchte ich hinzufügen, daß die arabische 
Welt auch das Problen der nationalen Min- 
derheiten in diesen Gebieten, die israelische 
nationale Minderheit eingeschlossen, lösen 
muß. Das ist die einzige revolutionäre Lö- 
sung, 


Handelsbilanz wieder zu normalisieren und 
Waffen von europäischen Ländern zu kau- 
fen. Es geht darum, unsere Anstrengungen 
zu vervielfachen, um den Arbeitern, ihren 
Familien, dem Widerstand, den revolutionä. 
ten Kämpfen jede nur mögliche materielle 
Hilfe so schnell als möglich zukommen zu 
lassen 

Die nächsten Monate sind sehr wichtig 
Der Widerstand organsiert sich, vereinigt 
sich, weitet sich aus. Im Ausland muß man] 
sich parallel dazu bewegen, in dieselbe breite 
und einheitliche Richtung, damit tatsächlich! 
eine ständige und wirksame Unterstützung 
während des ganzen Kampfes des chileni 
schen Volkes möglich wird 

Genossen, möge diese Demonstration von] 
Turin einen wichtigen Einschnitt in der Ver. 
stärkung der Solidarität mit dem chileni- 
schen Widerstand bedeuten. Die chilenischen 
Kämpfer — das ist sicher — sind gerüstet, alle 
Hindernisse zu überwinden, die heute dem 
Kampf in Chile entgegenstehen. Die Gege 
wart heißt Kampf, die Zukunft ist unser 
Hasta la victoria siempre 
Patria 0 muerte 
Venceremos 


Movimiento de Izquderda Revolucionaria MIR 


(veröff.in: Lotta Continua vom 18. 11.1973), 


LOTTA CONTINUA sammelt unter den Ge- 
nossen in Italien weiterhin Geld unter der 
Losung „WAFFEN FÜR MIR“. Gruppen 
und Genossen, die daran teilnehmen wollen, 
können Beträge (Kennwort MIR) überweisen. 
jan: LOTTA CONTINUA — Via Dandolo 10 
— ROMA — PostSchA Rom, Konto Nr. 
63112 


Soliman: 


Ich stelle mit Vergnügen fest, daß 
du die Israelis als nationale Minderheit inner. 
halb der arabischen Welt ansiehst 


Löbet: 


Natürlich! Das hat Matzpen immer 
gesagt. Um wieder auf den Oktoberkrieg zu 
rückzukommen: Das erste Ergebnis des Waf 
fenstillstandes war, daß sich der Einfluß der 
Großmächte in diesem Tei Welt ver. 
stärkt hat. Das ist m. E iegative Tat 


sache. Die Parole des Matzpen war nicht. 
Nie de war a 
nicht Letzteres hätten 
wir nur dann sagen können, wenn wir aktiv 
an der Seite unserer arabischen Genossen ge 
hätten, insam def 


gemeinsamen 
ng des israe- 


Ziele, aufgrund e 
gramm, daß auch die B 


lischen Volkes zum Inhalt gehabt 
diesem Zusammenhang wende ich mich 


scharf gegen das, was ich die Resignation der 
revolutionären Linken des Nahen Ostens 
nennen möchte, Während der Konfrontation 
zwischen dem Zionismus und der gesamten 
arabischen Welt hat sich zu keinem Zeit- 
punkt eine gemeinsame Kampfperspektive 
entwickelt, die — und das ist von grundsätzli- 
cher Bedeutung — die Anerkennung der na 


tlonalen Rechte des israelischen Volkes ein 
geschlossen hätte. Das palästinensische Volk 
kann sich nicht anders befreien als im ge- 
meinsmen Kampf mit den israelischen Re- 
volutionären. 


A. Hichem: 


Es scheint mir ein Fehler zu 
sein, die revolutionären Perspektiven des pa- 
lüstinensischen Volkes auf die Vereinheitli- 
chung seiner Kämpfe mit den israelischen 
Revolutionären zu reduzieren. Das ist des- 
halb ein Irrtum, weil der Kampf sowohl auf 
der einen wie auf der anderen Seite im weile- 
ren Zusammenhang der revolutionären Be- 
wegung im Nahostraum geschen werden 
muß, Es ist sozusagen unmöglich für die pa- 
lästinensische Bewegung, bis hin zu ihren ra- 
dikalsten Flügeln, nicht Stellung zu nehmen 
zu den Parolen „Es lebe der Krieg“ und 
‚Nieder mit dem Krieg“. In dem neuen Zu- 
Sammenhang, der im Oktober entstanden ist, 
konnten die Palästinenser so weit wie mög- 
lich den politischen Kontakt mit den arabi- 
schen Massen wiederherstellen. Auf militäri- 
scher Ebene haben sie mit den beschränkten 
Mitteln der Guerilla versucht, den israeli- 
schen Nachschub zu stören und erneut auf 
dem Schlachtfeld einzugreifen, entweder 
dem sie ihre Netze im Innern wiederbewaff 
net haben, oder indem sie hinter die israeli- 
schen Linien ein, ei 

als radikalisieren 


aber 


PRL.o, 


Ein Vertreter el 


sondern die Existenz des palästinen 
Volkes und die Wiederherstellung se 


ner historischen Rechte in Palästina. Die 
P.L.O. kämpft nicht nur gegen die Folgen 
der Aggression, sondern um ihre Ursachen zu 
beseitigen, die in der Besetzung Palistinas 
und dem Aufbau des zionistischen Staates zu 
schen sind. Sie kämpft nicht für faule Kom- 
promisse, sondern für einen dauerhaften 
Frieden, der das Recht unseres Volkes auf 
sein geraubtes Vaterland wiederherstellt. 
Deshalb lehnen wir die UNO-Resolution 242 
ab. 

Die Anerkennung des Lebensrechtes des 
„israelischen Volkes“ in Palästina würde be 
deuten, daß wir die vollendete Tatsache der 
Besetzung akzeptieren. Unsere Weigerung 
gründet sich auf unsere Einschätzung der 
Rolle und des Charakters des Zionismus als 
Bestandteil des westlichen Kolonialismus 
und der imperialistischen Strategie in diesem 
Gebiet. Die P.L.O. trifft nicht nur eine deut. 
liche Unterscheidung zwischen Judentum 


und Zionismus, und sie hat sich nicht damit 
begnügt, klar gegen den Antisemitismus Stel- 
lung zu nehmen. Sie hat ihre Position gegen- 
über den palästinensischen Juden dahinge- 
hend definiert, daß sie den Aufbau eines de- 
mokratischen Staates zum Ziel ihres Kamp- 
fes gemacht hat. Eines Staates, in dem Ju- 
den, Christen und Moslems unabhängig von 
Rasse und Religion dieselben Rechte und 
Pflichten haben. So könnten sie gemeinsam 
für den Aufbau einer fortschrittlichen arabi- 
schen Gesellschaft wirksam sein. 

Unter den sogenannten „Friedensplä- 
nen“, die gegenwärtig diskutiert werden, gibt 
es den Vorschlag für einen palästinensischen 
Staat, der auf historischem palästinensi- 
schem Boden errichtet werden und neben 
dem zionistischen Staat bestehen soll. Es 
steht außer Frage, daß ein solcher „‚Kompro- 
miß“, der nichts anderes zum Ziel hat als die 
Forderung der Palästinenser zu ersticken, für 
uns nicht in Betracht kommt. Dieser angebli- 
che „palästinensische Staat“ wäre institutio- 
nell, politisch und ökonomisch sehr 
schwach, Er wäre der internationalen Barm- 
herzigkeit ausgeliefert, ein Staat von Israels 
Gnaden. 

Schließlich wäre die Liquidation des pali- 
stinensischen Widerstands ein entscheidender 
Schlag gegen die arabische Befreiungsbewe. 
gung und die revolutionäre Bewegung im Na- 
hen Osten. Die Liquidationsversuche haben 
den palästinensischen Widerstand zwar zeit. 
weise geschwächt, jedoch gelang es ihm, sei- 
Stärke wieder zu finden. Es ist sicher, daß 
Widerstand eines seiner Hauptprobleme 

st hat: eine sichere Basis zu 


bj 


and könnten 


Charakters Kriege 
setzt das Verhalten der bei 
der Befreiungsbewegung eindeutige 


Es wäre aber ein schwerer Irrtum, die Sow- 
jetunion, die einen wichtigen Beitrag zum 


Aufbau des militärischen Apparats — zumin- 
dest was die Verteidigungsfähigkeit der ara 
bischen Seite angeht — geleistet hat, mit den 
USA gleichzustellen, die die Gegenseite be- 
liefert habeı 


AE (Like on) 

Der kürzlich geschlossene 
Waffenstillstand ist der erste, der keine arabi- 
sche Niederlage bedeutet. In diesem Sinne 
bringt er eine wichtige psychologische, poli 
tische und soziale Veränderung für die arabi- 
sche und israelische Bevölkerung. So weit, 
klar. Wenn jedoch der ägyptische Außen: 
nister Zayatt erklärt: „Wir sind bereit, den 
israelischen Staat anzuerkennen und mit ihm 
einen endgültigen und dauerhaften Frieden 
zu schließen“, kann man nicht mehr behaup- 
ten, daß der Krieg für Ägypten nur „be 
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schrünkte n hatı 


Man muß 


amerikanische 
hinzunehmen, um die 1 
der Wasserwege sowie die fi 
Israelis zu gewährleisten“, und wenn er 
schließlich sagt: „Wir stellen keine Bedingun 
gen für Westjordanien und die Golanhöhen‘ 
laßt er durchblicken, daß Ägypten im Nah: 
Osten beginnt, eine schwerwiegende politi 
sche Wendung zu vollziehen. 


eie Schiffahrt der 


Ich bin nicht einverstanden, wenn Lotfal 
Iah Soliman sagt, daß „der Waffenstillstand 
für die Palästinenser nichts geändert hat“ 
Die P.L.O. lehnt den Waffenstillstand scharf 
ab, insofern er das wichtigste Land, Ägyp- 
ten, ausschaltet und die anderen Völker ei 
ner sehr viel schwierigeren Situation über 
läßt. Vor allem weil König Hussein von Jor 
danien Garantien zu haben scheint, die es 
ihm ermöglichen, schnell auf den Waffenstill- 
stand einzugehen. Das würde bedeuten, daß 
der palästinensische Staat, wie ihn die Groß 
mächte einzurichten versuchen, Gefahr läuft, 
zwischen Hussein und den zionistischen 
Truppen eingeschnürt zu werden. 

Der Frieden, der sich abzeichnet, er 
scheint als Diktat der beiden Supermächte 
die sich verständigt haben, die einen Wal 
stilstand entschieden haben, zu dem sie ihre 
unmittelbaren Schützlinge gezwungen haben. 
Und diese zwingen ihn nun ihren Verbünde. 
ten auf, und so einer dem anderen, bis man 
versuchen wird, das Diktat gegenüber den pa- 
lästinensischen und allen Revolutionären im 
Nahen Osten durchzusetzen. Dieser Frieden 
ist gefährlich. 


n Krieg mit der 
Unterstützung des Volkes 


Ansuar Khaled: 


‚Kampf, ist die w 
gische Grundlage eines sol 
chen Krieges der Nationalismus, mit all der 


Schranken und Widersprüchlichkeiten, die 
ein „unterdrückter“ Nationalismus mitsich 
bringt 

Heute, wo der Friede nahe zu sein 


scheint, stellen sich die politischen Probleme 
viel zwingender. Insbesondere das Proble 

auf wessen Rücken der Frieden ausgetragen 
wird, weil der Waffenstillstand nur das aktu- 
elle Kräfteverhältnis ausdrückt, sowohl auf 
lokaler als auch auf intemationaker EI 
Übrigens scheint die Situation so zu s 


hätten die UdSSR und die USA auf der ei- 
nen, Ägypten und Israel auf der anderen Sei- 
in der Hand, Aus dieser Tatsa- 
diese Staaten gegenüber 
den anderen Parteien des Konflikts — insbe: 
sondere gegenüber den Völkern, die an diesen 
e für ihn ster. 


ben — eine sehr schwere Verantwortung. Der 
Stillstand der militärischen Aktionen hat ei- 
ne neue Situation erzwungen: Die Anerken- 
nung der „wiedereriangten arabischen 
Würde“ birgt sehr stark die Gefahr in sich, 
dab eine Anerkennung des zionistischen 
Stsates — seine derzeitigen Sprukturen und 
seine Ideologie eingeschlossen — im Aus- 
tausch gegen den größten Teil der 1967 von 
Israel besetzten Gebiete stattfindet. Das gilt 
hauptsächlich für Ägypten, Wo bleibt dann 
das palästinensische Volk? 


Ich bin nicht sicher, daß es nicht 
morgen In Israel eine Reaktion von rechts 
gibt. Die, aktuellen Diskussionen in diesem 
Land drehen sich um die Frage, ob es nicht 
notwendig gewesen wäre, auch dieses Mal ei 
nen „Privenüivkrieg“ gegen die Araber zu 
führen. Damit wir als Revolutionäre unter 
diesen Bedingungen unter einer anderen Ent- 
wicklung arbeiten können, müssen wir eine 
Alternative bieten können und zwar schnell 
Wir müssen gegen den jetzt ausgearbeiteten 
Kompromiß zur „Regelung der Probleme des 
Nahen Ostens“ vorgehen und klarmachen, 
daß man das Lebensrecht des israelischen 
Volkes in diesem Raum nicht auf eine Posi- 
on der Stärke, der militärischen Vorherr 
schaft gründen kann. 

Ich habe nichts dagegen einzuwenden, 
daß dieses oder jenes arabische Land Israel 
anerkennt, weil eine solche Anerkennung in 
bestimmter Weise die nationak Existenz des 
israglischen Volkes berücksichtigen würde. 
Auf staatlicher Ebene zeichnet sich eine Ko- 
existenz ab, innerhalb derer die nationalen 
Rechte des palästinensischen Volkes in Ge- 
fahr sind, geopfert zu werden, während die 
revolutionäre Linke des Nahen Ostens keine 
Alternative anbietet, Ich kritisiere nicht die 
Tatsache, daß man über den arabischen Be- 
reiungskrieg redet, sondern dass man nur 
darüber redet. 

A.Hichem: 
Welche Alternative bietest du 


denn an? 


ie Löbel: 
Wir sıgen, daß die Frage der Wie 
derherstellung der nationalen Rechte des pa 
listinensischen Volkes nicht alfein im Rah- 
men Palästinas gelöst werden kann. Die Be- 
freiung des palästinensischen Volkes ist Teil 
der arabischen Revolution, des Kampfes der 
arabischen Nation. Sie kann nur im Rahmen 
eines sozialistischen Nahen Ostens verwirk- 
licht werden. Zuerst müssen wir unser Ziel 
klarstellen, sonst können wir nicht hoffen, 
die Messen zu mobilisieren. Dieser Krieg hat 
die Unterstützung des Volkes, aber er ist 
kein Volkskrieg. 

In diesem Raum kann es keine andere 
Lösung geben als die, die vom gemeinsamen 
Kampf derer getragen wird, die hier leben 
des palästinensischen arabischen Volkes und 
des jüdischen israelischen Volkes. Als Israeli 
kann ich nicht frei sein, ohne daß das palä- 
stinensische Volk frei ist. Es ist nötig, daß 
auch das palästinensische Volk diesen Stand. 
punkt einnimmt. 


A:Khaled: 


Wir sind uns über die strate 
Sschen Perspektiven einig. Jedoch muß man 
genau sehen, daß die arabischen Revolutio- 
näre heute keine andere Position ergreifen 
können als die, den Volkskrieg zu unterstüt. 
zen, aber seine Grenzen zu betonen, um so 
mehr sie ja den Waffenstillstand ablehnen. In 
der gegenwärtigen Situation ist die Tatsache 
zu berücksichtigen, daß die überwiegende 
Mehrheit der israelischen Bevölkerung hinter 
dem Zionismus steht, und daß die Antizioni- 
sten mur eine winzige Minderheit sind. Du 
wirst verstehen, daß das palästinensische 
Volk, sinig auf der Grundlage seiner nationa- 
len Befreiungsziele, gemeinsam mit den an- 
deren arabischen Völkern, noch ziemlich 
weit von der Verständigung entfernt ist, die 
du anstrebst, auch wenn seit einigen Jahren 
bestimmte Kontakte zwischen der extremen 
Linken Israels und den radikalsten Strömun- 
gen des palästinensischen Widerstands beste- 
hen. 


Eu 


LESERBRIEF 


Genossen, 
Ich wollte Euch schon lange mal einen Brief 
schreiben, habe aber eıst die Zeitungen, die 
sich mit der spontanten Streikwelle beschäf- 
üigen, abgewartet. Nun fordert Ihr ausdrück- 
lich zur Kritik und zur Diskussion auf. Dis 
halte ich für unheimlich wichtig und glaube, 
daß Ihr Euch dadurch wohltuend von allen 
dogmatischen Organisationen unterscheidet. 
Ich bin Schüler und stehe kurz vor dem 
‚Abitur. An unserer Schule (eines der drei er 
sten Gymnasien mit der sogenannten 
renzierten Oberstufe” — kurz Oberstufente- 
form) gibt es relativ viele Genossen, die sich 
allerdings in viele Grüppchen und Parteien 
aufspalten. Wir haben KPD- bzw. ‚LIGA“- 
Sympathisanten. Leute vom KBW, natürlich 
aber auch SDAJ und DKP. Letztere tun sich 
besonders durch ihre Untätigkeit her- 


In letzter Zeit beginnen nun einige Ge 
nossen, weil sie einen ziemlichen Horror vor 
der Politik der maoistischen Gruppen haben, 
eine Alternative in der antistalinisischen 
GIM (Trotzkisten) zu sehen. Die SMV ist, 
wie so oft, am Boden zerstört und fragt 
verzweifelt. wo ihre Basis bei den Schülern 
beeibt. Die Schülerzeitung hingegen ist inzwi- 
schen in der Hand undogmatischer Genossen. 
In Anbetracht dieser etwas beschissenen Si- 
tuation ist die politische Aktivität dieser ins- 
gesamt recht vielen Leute ziemlich be- 
schränkt. Vereinzelte Versuche, die Schüler 
über Flugblätter und Aufrufe (meist initiiert 
von der SMV) in Bewegung zu bringen, 
scheitern kläglich. Die meisten Genossen be- 
treiben als einzelne Unterrichtsagitation, 
aber kommen zu keiner gemeinsamen Ar- 
beit 

Wir versuchen nun über die Fachschaften 
und über die Schülerzeitung zu einer effekti- 
ven Basisarbeit zu kommen und konzentriert 


gegen schulische Repressionen vorzugehen, 
Es kommt jetzt vor allem darauf an, den 
Kampf zu vereinheitlichen, kleinliche ideolo- 
gische Differenzen beiseite zu lassen und 
stattdessen praktisch voranzukommen. 

Da wir allerdings noch nicht viele Erfah. 
rungen haben und viele von uns erst einmal 
von dem bornierten intellektuellem Schüler- 
von dem bornierten intellektuellen Schüler- 
bewußtsein wegkommen müssen, sind wir 
sehr an den Erfahrungen und Einschätzun- 
gen anderer Schülergruppen interessiert! Es 
ist deshalb nötig, über Probleme in der Schu- 
le zu diskutieren, auch wenn viele Organisa- 
tionen aus ihrer ökonomistischen Sicht her- 
aus die Bedeutung einer eigenständigen 
Schülrarbeit nicht einsehen. 

Deshalb meine Anregung, auch und gera- 
de im Rahmen der WIR WOLLEN ALLES 
über selbständige Schülerarbeit zu diskutie- 
ren. Die Erfahrungen undogmatischer Grup- 
pen über SMV, die angeblich so „passive 
Schülerschaft“, über die Möglichkeiten und 
Inhalte der Agitation, sowie über deren Ziele 
müssen zusammengetragen werden! 


Nun einige Anregungen zur weiteren 
Diskussion in der WIR WOLLEN ALLES be- 
treffend Betriebsarbeit 


Zunächst zur Gewerkschaftsarbeit 
Wie beurteilt Ihr eine RGO-Politik, deren 
Chancen oder Gefahren? Wie verhaltet Ihr 
Euch zur Fraktionspolitik von KBW und 
GIM? Wie seht Ihr die Möglichkeiten, über! 
Forderungen der Arbeiter durchzusetzen oder 
den Kampf voranzutreiben (Vertrauensleute 
etc.)? Was ist von dem Argument zu halten, 
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Se 


Ich würde das vielleicht 
noch härter ausdrücken. Der Genosse Löbel 
will uns dahin bringen, die israelische und 
alle arabischen Führungen in einen Topf zu 
werfen. Aber der Zionismus ist dem Imperia- 
lismus völlig unterworfen, anders kann es 
auch nicht sein. Auf arabischer Seite liegen 
die Dinge nicht so einfach 

Ich will nicht sagen, daß es fortschritti- 
che oder gar revolutionäre arabische Regie- 
Tungen gibt, aber auf politischer Ebene 
drängen Nuaneierungen auf. Unsere Position 
ist die der bedingungslosen, totalen und ab- 
soluten Unterstützung der Linie des paläst 
nensischen Volkes, das sich in der gegenwär- 
tigen Situation an der Spitze des Kampfes 
befindet, Wenn wir aber Sadat kritisieren, ist 
das keine unverhältnismäßige Kritik 
Ägypten wird dadurch für uns kein Land, 
das so reaktionär wie Israel ist. Der Boden, 
auf den der Genosse Löbel uns führen will, 
ist gefährlich, und wenn ich im Namen mei- 
ner ägyptischen Genossen sprechen darf, so 
möchte ich mich kategorisch weigern, ihm 
zu folgen, 


Ich möchte euch dahin führen, 
um es ganz offen zu sagen: ich möchte euch 
dahin führen, daß ihr eure Selbstkritik 
macht 


Gewerkschaften seinen - obwohl z. Zt 
der Hand revisionistischer Führer - gi 
die einzig sinnvolle Organ 


sätzlich 


ist zu tun, wenn unorganisierte Teile der Ar- 
beiter (2. B. Ausländer) zum Mittel des spon- 
tanen Streiks greifen und die Masse der ge- 
werkschaftlich organisierten Arbeiter nicht 
mitziehen? Soll man hier vorrangig die Ein- 
heit der Arbeiter währen oder aber die aktiv- 
sten Kämpfe unterstützen 


Zur Organisation 
Wie seht Ihr Eure Rolle als Inke Gruppe, 
wenn Ihr nicht ‚Avantgarde‘ sein wollt? Wie 
soll eine Organisation der Arbeiter aussehen, 
wenn sie nicht die ‚Partei‘ sein soll? Was ist 
überhaupt von der Partei und dem Prinzip 
des ‚demokratischen Zentralismus‘ zu hal- 
ten? Was ist mit der leidigen ‚Disziplin‘? 


Ein Genosse aus. 
4018 Langenfeld 


* gewerkschaftliche „Interessenvertretungen“ 


In der nächsten Nummer, in der 
einiges mehr über das Treffen in 
Essen stehen wird, werden wir auf 
diese Fragen eingehen. 


erden stem! Aut ler tele pr 


Perachrit: POLTLADEN 862 ERLANGEN POSTFACH zu 


Solimanı 
0° Wenn der Genosse Löbel 
nicht die Unterstützung der arabischen Revo- 
Iutionäre bekommen hat, dann deshalb, weil 
er von Anfang an das Problem falsch stellt. 
Elie Löbel 

In diesem Konflikt haben wir ei- 
nen Internationalistischen Standpunkt einge- 
nommen. Ihr nicht. Wenn sich heute eure 
Kritik an Sadat darin erschöpft, daß er Israel 
anerkennt — was die Anerkennung der Ex 
stenz eines israelischen Volkes impliziert — 
ohne gleichzeitig zu erklären, daß Ihr auch 
für die Zukunft der Israelis als Volk kämpft, 
mit all seinen nationalen Rechten im Nahen 
Osten, erfüllt ihr eure internationalistische 
Pflicht nicht. Ihr entfernt euch von der einzi- 
gen Möglichkeit: der eines gemeinsamen 
Kampfes. Das erwarten wir von euch, das 
habt ihr nicht getan. 

A.Hichem: 

Wir treten hier in eine enorme 
‚Auseinandersetzung ein, auf die zurückzu- 
kommen wir noch Gelegenheit haben wer- 
den. Aus meiner Sicht ist die Einschätzung 
Flie Löbels schematisch und falsch. Niemand 
kann heute — noch weniger als früher — eu- 
Phorisch zusrufen: „Es lehe der Krieg“, aber 
wir müssen die Tatsache festhalten, daß die- 
ser letzte Krieg ein Befrelungskrieg war. Er 
beantwortete den tiefgehenden Wunsch der 
arabischen Volksmassen, gegen die zionisi 
sche Aggression und Herausforderung vor- 
zugehen. Aus diesem Grund mußten wir Par 
tei ergreifen, auch wenn das internationale 
und lokale Kräfteverhiltnis zu einem 
schlechten und instabilen Kompromiß führt, 


(aus „Politique hebdo“, 25.10.1973) 


Anzeige: 


Politischer Kalender 1974 
gefertigt von einer Gruppe Berliner Studenten 


Wir sahen es als unsere Aufgabe, die ver- 
schiedenen Formen der Gewalt darzustellen, 
In jedem Monat wird ein konkretes Problem 
aufgegriffen, das die Entwicklung des Spät- 
kapitalismus kennzeichnet. U.a 
Kindererziehung [Lehrlingsarbeit/Fürsorge- 
heime [Gastarbeiter Strafvollzug |Stadtsanie- 
rung/Maisenmedien/Umweltzerstörung. 


‚Jedem Monat sind 2 Kalenderblätter zuge- 
oranet. Ein Blatt zeigt den ‚Ist-Zustand“ 


Auf einem ‚Alternativ-Blatt‘ werden Ansätze 
zur praktischen Veränderung aufgezeigt 
(Teilweise Angaben von Kontsktadressen 
und Literatur.) 


24 Blätter (Posters) DIN A2 (42/59 cm) 
und ein Deckblatt. Ein- und mehrfarbig, 
Verkaufspreis:  DM8.- 

Gegen Voreinsendung des Betrages könnt Ihr den 
Kalender über WWA bezichen! Bitte pro Kalender 
DM 8.- (portofrei) überweisen an 

WIR WOLLEN ALLES, 85$1 Gaiganz, Konto 
Nr. 4648-852 Postscheckamt Nürnberg 


Auslieferung an Wiederverkäufer durch: 


PROLIT-Buchvertrieb, 63 Giessen, Steinstraße 37 
MAULWURF-Vertrieb, 1 Berlin 62, Crellestraße 22 
SPARTAKUS-Vertrieb, 2 Hamburg, Von-Melle?ark 17 


Wir 
vol run 


abch 


d wollen ein 
Haus 


In WIR WOLLEN ALLES Nr. 5 hatten w 
schon mal geschrieben, wie die Stadt uns in 
Verhar n hinzuhalten versuchte. Seit 
Dezember 1972 gibt es unsere Gruppe, im 


März sprachen wir mit dem Jugendan 

Juni mit den Ratsvertreiern und im Aug 
mit dem Oberbürgermeister. Doch wir beka- 
men nie ein Angebot, immer jedoch neue 


Adressen und Termine, um zu verhandeln. 
Unsere Gruppe traf sich jede Woche und 
schwankte bis zur ersten Besetzung zwischen 
15 und 30 Mitgliedern. Durch eine Unter 
schriftenaktion Anfang des Jahres wußten 
wir aber, daß die Mehrheit der Dortmunder 
Jugendlichen die Idee, ein selbstverwaltetes 
Jugendzentrum aufzubauen, sehr dufte fand 
nur nicht so recht dran glaubte, daß sowas 
wirklich werden könnte. Es gibt 
Gruppen unter denen, die im Aktionskreis 
Jugendzentrum mitarbeiten, 


1.Die Rer- Maoisten 
Es gibt hier viele Leute, die mal x 
Parteien gearbeitet haben. Die m 

Parteien ( 


sich erst a 
ML-Parteien) 
Freiz ger 
Orga 

Dx 


Abend med 
chen 
2.DieLeuk aus der Scene 
I A re 
In Dortmund hatte sich vor drei Jahren so 
. Art Klein-Amsterdam etabliert. Me 
Medita 


Scheißkne 


ihre „Jugendzentrumsverantwortlichen“, 
jegenseitig an Bekanntmachungen ü 

trafen, was die entsprechenden Jugendorga- 
nisationen gerade an Aktionen durchführen 
Bis auf einen Genossen des KJV beteiligten 
sie sich kaum an den Vorbereitungen der 


Hausbesetzungen 
4 Die ÄAlnorgumsierten 


Das waren Oberschüler, Lehrlinge und Stu- 
denten, die die Mehrheit im Aktionskreis 
darstellten, die aber durch die Scheiß-G: 
satzdiskussionen zwischen Flippies aller Art 
(Studenten, die auf der Suche nach Praxis im 
Aktionskreis Station machten; oder Leuten 


die sich in Psychoanalyse übten) und Orgar 
sierten fast immer ziemlich frustriert nach 
Hause gingen. Traditionell schien in Dort. 


mund jemand ohne Partei oder Joint identi 


iss, 
Die Jegend 


Als wir begriffen hatten, daß die Stadt über 


haupt nicht auf uns reagieren wollte, be 
schlossen wir, uns ein Haus zu nehmen. Wir 
gaben zwei Zeitungen heraus, worin wir die 


Situation im Dortmunder Norden beschrie- 
ben, wo von 50.000 Menschen 30 % Auslän 
der sind und wo es kein einziges Jugendheim 
gibt. Der Norden ist von Hoesch-Werksgelän- 


de umgeben und bietet als Sanierungsgebiet 
den bürgerlichen Parteien turnusmäßig An- 
1aß, Sanierungsvorschläge zu machen. So 
schlug dann auch die CDU vor vier Wochen 
für das Gebiet hübse lich intellektuell 
„Kommuni vor. Di 
Leute von uns, die dort aufgewachsen waren, 
schlugen uns ein paar Häuser vor, die man 
besetzen könnte 


Das Fest und Beschung 


ein tionszentrum”“ 


Am 2. November machten wir dann ein Fest 
in einer Kneipe der Umgebung, wozu wir 
auch türkische und spanische Flugblätter ge- 
druckt hatten. Drei Musikgruppen spielten 


und die Jugendzenuler aus Rüsselsheim, Wup- 
tal und Velbert erzählten von ihren Haus. 
besetzungen, Um halb neun bildeten 300 


n Demonstrations- 
telstunde das zu beset 


Leute vor der Kneipe 
zug, der in einer V 


zende Haus erreicht hatte, Dort wartete ei 
ner von uns mit Axt, mit der wir die 
Tür öffn dem Haus hängten wir so 


nen der Bevöl 


gut fanden. Wir b Bes 
Kerzen, Lebensmittel, Betten usw. Un 
ste Vollversammlung führten wir vor dem 


Haus durch. Dabei nannten wir das Haus 


Erich-Dobhardt-Haus, nach dem Siebzeh 
jährigen, der am 28. 8. 1973 von den Dort- 
n bei seiner Flucht aus der 

n und beim 


munder Bul 


pt 


worden, weil —so der Pi 

‚Genossen des SK*, d 
Gruppe des Bundeskrimi 
übernehmen sollten. 

Da das Haus kein Wasser und Licht hatte 
und ziemlich verwahrlost war, war an Fei 
nicht zu denken. Wir mußten die notdürftig 
sten Behelfe zum Aufenthalt schaffen: Die 
Treppe zum ersten Obergeschoß war herausge 
baut worden und wir mußten versuchen, die 
Energieanschlüsse zu reparieren, was uns 
während der gesamten Besetzung nicht ge- 
lang. 

In der Nacht bildeten sich zwei Lager, da 
wir uns vor der Besetzung im Aktionskreis 
auf passiven Widerstand geeinigt hatten, wo 
mit die KPD/MLer jedoch nicht 
den waren. So hockten wir „Paz 
2.Obergeschoß und die MLer wechselten 
sich, das Lied von der Roten Garde trällernd 
vor der Tür ab. Wir waren ca. 60 Leute im 
Haus. Wir „Pazifisten“ meinten, daß wir ei 
ner militärischen Auseinandersetzung in die- 
ser Phase nicht gewachsen seien, was uns je 
doch nicht davon abhielt, einen Kurierdienst 
aufzubauen, der über evtl. Bullenbewegun 
‚gen berichten sollte 


ee ee 
Die Selöstoewultung 


Während der elf Tage der Besetzung war das 
entscheidende Gremium die Vollversamm 
lung. Es gab keine Leitung, Es gab Gruppen 
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die die Renovierung der Räume in Angriff 
nahmen: Tecstube, Nachbarschaft, Malen 
Musik, Zeitung, Bundeswehr und politische 
terdrückung. Nach drei Tagen sah man die 
lachenden Gesichter. Einige Räume 
waren eingerichtet. Wir konnten feiern, Wir 
hatten Propan-Gasheizungen besorgt und aus 


der Nachbarschaft sechs Öfen und viele Tep- 
piche bekommen. 
Wir teilten die Nacht, Früh- und 


Spötschichten ein, die im Informationsbüro 
Fragebögen annehmen, Unterschriften sam 
mein, Auskunft geben und etwas organisie- 
ten sollten. Jeder war mal dran. Wie ein 
Spuk verschwanden auch die MLer, nachdem 
zumindest vorläufig feststand, daß nicht ge 
räumt wurde, 

Gleich am Montag gingen wir in die Rats 
sitzung des Dortmunder Stadtrats und unter 
brachen von der Tribüne die Sitzung, um un- 
sere Forderung nach Strom, Wasser 
Hunderttausend Mark zu erklären. Weil wir 
doch etwas Angst und zu lange gezögert hat 
ten, kamen die Bullen und nahmen zwei voh 
uns fest, Eine Hauptschulklasse, die gerade 
die Sitzung beobachtete, solidarisierte sich 

und der Lehrer lud uns in seine 


Am Mittwoch führten wir im Viertel eine 
durch, die an der Wohnung 
Erich Dobhardt vorbeiführte 
Arbeit ge 
aßenbahn 


sich geweigert hätten zu räumen, da wir kei 
Straftaten gegen Nachbarn begangen 
hätten. Dies erwies sich als Trick. Denn drei 
Tage später, am Montag, den 13. 11. 19 
um 11.15 Uhr, kamen sie mit Hunden und 
Knüppeln und nahmen die neun im Haus an- 
nden Leute fest. Dies war der Zeitpunkt, 
wo viele Leute arbeiten mußten und der 
Rest von zwei Nachtwachen völlig erschöpft 
war. Als Begründung nannte die Vincenz- 
gemeinde, daß die ordnungsgemäße Durch. 
führung der Arbeit im Mädchenerzichungs- 
heim nicht mehr gewährleistet sei. Die Non 
beschwert. Doch zur ale 
chen Zeit erreichte uns ein anonymes Schrei 
ben von Mitarbeitern des Erziehungsheimes 

worin die verhee- 
wenden Zustände geschildert werden, unter 
denen die 140 Mädchen leben müssen. Die 
Bullen hatten 
gebracht, der die Fenster einschlug und das 


Haus bis zum 2. Geschoß zumauerte, 


Die zwak Beschuug 


Wir riefen zu einer Protestdemonstration vier 
Stunden später auf, die von allen linken 
Gruppen in Dortmund und Bochum mitpro- 
päkiert wurde. Um 17Uhr versammelten 
sich 700 Jugendliche in der Stadtmitte. Wir 
zogen mit Parolen wie „Bullen raus aus dem 
Dobhardt-Haus“ in die Richtung des geräum- 
ten Hauses. Die Bullen hatten die Straße ab- 
gesperrt und erwarteten uns. Doch etwa 200 
Meter vor der Sperre stand eine Ieerstehende 
Villa und wieder jemand mit einer Axt. Die 
ses Haus war schöner als das erste Erich-Dob- 
hardt-Haus. Der Einsatzleiter kam bei 
strömendem Regen hemdsärmelig vors Haus, 
beorderte die Bullen davor, ließ sie jedoch 
nicht eingreifen. In den Regionalnachrichten 
wurde bekanntgegeben, daß der Hauseigentü- 
mer nicht bekannt sei. Doch schon zwei 
Stunden später traf er ein und kurz danach 
wurde das H; wurden drei 
Hunde ohne M nehre: 
re Leute bi 


Heichen einen Bautrupp mit 


n Fuß ge 


Hagel! 
AMPFT MITUNS 


Hz7 


geln in den Rücken getroffen worden sei und 
er seinen Sohn habe nicht mehr sehen dür- 
fen. 


Die Räumung 


Am Freitag wandte sich der Pfarrer der 
Vincenzgemeinde an die Staatsanwaltschaft 
und stellte uns ein Räurnungsultimatum bis 
Freitag 15 Uhr. In der Nacht waren Hundert 
Leute im Haus, Doch am nächsten Morgen 
erfuhren wir aus der Zeitung, daß die Bullen 


ae 
HARRSETZER 


v 
5 Kontaktadresse 
Uli Schon 
4600 Dortmund, 
Hochwaldser. I 
‚Konto:Nr. Bank für Gemeinwirtschaft 
‚Sonderkonto Schott, Nr. 20 724 989, 


setzt. Am nächsten Morgen wurde auch 
dieses Haus zugemauert. 

Der Kampf geht weiter, Auf unserer Ple- 
numssitzung am 1. 11. 1973 waren wir" 30 
Leute. Auf unserer Plenumssitzung 
13. 11.73 waren wir 250 Leute. Wenn wir von 
der Stadt jetzt kein Haus bekommen 
werden wir uns wieder eins nehmen. Wir 
schaffen 1, 2, 3... viele Erich-Dobhardt. 
Häuser! 


Ablauf der Ereignisse 


2.11.1973 

Es ist der 5. Jahrestag des Todes von Georg 
Papandreou. Aus diesem Anlaß findet eine 
Trauerfeier von mehreren 10.000 Menschen 
in Athen die zum Schluß in eine De 
monstration gegen die Junta verwandelt 
wird, Es kommt zu harten Konfrontationen 
mit der Polizei und zu Verhaftungen. 


Sonntag, 


Mittwoch, 14. 11.1973 


Obwohl die Verhafteten betonen, daß die 
Polizei die Auseinandersetzungen vom Sonn. 
tag begonnen hatte, werden am Mittwoch 
fünf von ihnen für schüldig erklärt und verur 

Die Verteidiger haben beantragt, daß 
ein Film vorgeführt wird, aus dem eindeutig 
hervorgeht, daß die Polizei angegriffen hatte 
r die Richter weigern sich, diesen Film 
öffentlich zu zeigen. Daraufhin bilden sich 
neue Demonstrationszüge in der Innenstadt 
von Athen. Am Abend besetzen 4 000 Stu 
denten die Technische Hochschule. Mit Hilfe 
der elektronischen Geräte aus der Techni 
schen Hochschule bauen die Studenten einen 
freien Rundfunksender“. Sie rufen über 
diesen freien Rundfunk zum Generalstreik 
und zum Sturz der Diktatur auf 


Donnerstag, 15. 11.1973 


50.000 Demonstranten, diesmal vor allem 
Arbeiter, versammeln sich vor der Techni, 
'n Hochschule, Das zeigt, daß die Mobili 
auf andere Bevölkerungs- 

Die Regierung 


sierung sich auch 
erweitert hat 


n, verhindern die Genossen 
sie mit Spiegeln blenden. Von 
der Technischen Hochschule aus organisiert 
ein Koordinations-Komitee den weiteren 
Kampf. In diesem Komitee befinden sich 
Vertreter von allen Fakultäten, 
technischen Schulen und und zwei Vertreter 
der ARbeiter. 
technischen Schulen und zwei Vertreterde‘ 
Arbeiter, 

Die Besetzu 


von den 


in der Hochsch 


von ad-hoc-Kommission 
'n Kommissionen gebildet fü 


n verwalte 


Verwundeten, für die Ka 
Schlafräume, für die Sauberkeit d 


gebung der Tec 
n das ganze Zen 
ist praktisch „befreites G 


schen Hochschule, sor 


trum von At 
biet“. Die Polizei wagt nicht, dort 
gehen, sondern beschränkt sich darauf, st 
tegische Punkte zu verteidigen (insbesondere 
das Polizeipräsidium ganz in der Nähe der 
TH). In der ganzen Stadı bilden sich Demon- 
strationen. In Betrieben und Arbeitervierteln 
werden Kampfkomitees organisiert. Die Paro- 
len sind nicht mehr nur: „Nieder mit der 
Junta“ und „NATO raus!“, sondern „Alle 
Macht den Arbeitern“ und „Nicht Demokra 
tie, sondern Volksherrschafi‘. 

Am Nachmittag geht die Polizei in die Of 
nsive. Sie schießt auf Demonstranten. Jetzt 


RANNENENENIUNS 


= 


4 das Rathaus des Arbeiterviertels Ägaleo 
besetzt. Sie versuchen Ministerien zu stür 
men und stecken zwei große Niederlassungen 
der griechischen Nationalbank in Brand. In 
der einen versuchen sie, den Geldtresor zu 
knacken, aber die Zeit reicht nicht aus. 

Die Technische Hochschule ist in ein 
Krankenhaus für die Verwundeten umgewan- 
delt. Denn die Verwundeten werden niemals 
den Faschisten und „ihrer Pflege“ überlas- 
sen. Da alle Apotheken (wie auch die ande. 
er Innenstadt geschlossen 
unter haben, brechen 


um sich das 
der Ver- 
en spontan 
helfen. Über den freien Rund- 
k sich die Studenten an die Sol 
"nicht auf uns, wir 
Ihr. gehör 
Ihr Aufruf wird gehört, Die Soldaten 


auch zum 


Armee weigern sich, in die 
sch Elite- 
ig ausge 
bildet sind 
ten gibt es in Griechen 
n Bürgerkrieg 1946-1949, 
demokratischen“ Pha- 
h von 1967.) Die Kämpfe 
‚Nacht an. 


Um +L 
nische H 


morgens stürmen Panzer die Tech- 
hschule. Der Wachdienst der Stu 
denten wird erschossen. Sturmeinheiten der 
Marineinfanterie (die nach 1967 dem Modell 
der US-Marine nachgebildet wurde) erobern 
die Technische Hochschule. In der ganzen 
Stadt finden harte Kämpfe statt. Es gibt vie- 
le Verwundete, Tote und Verhaftete, Nach- 
mittags verhängt die Junta eine Ausgangs- 
sperre für alle Städte über 5 000 Einwohner 
in ganz Griechenland von 16 Uhr bis 7 Uhr 
morgens. In Patras und in Saloniki stürmen 
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e ie verurteilt Papadopoı 
Kämpfe als das Werk einer kleinen anar 
stischen Minderheit, die die Demokratie in 
Gefahr gebracht hätte. Im Radio wird ver 
kündet, daß alle Versammlungen von mehr 
als fünf Personen mit allen Mitteln aufgelöst 
werden; „jeder Bürger, der den Befehlen der 
Polizei und Armee nicht blind gehorcht, be 
gibt sich in Lebensgefahr“. Das seit vier Mo- 
naten abgeschaffte Kriegsrecht wird wieder 
eingeführt 


‚Sonntag, 18.11.1973 
Trotz dieser Drohungen finden am Sonntag 
morgen erneut Demonstrationen statt, Erst 
am Nachmittag gelingt es Polizei und Armee, 
‚jeden Widerstand zu ersticken. Ständig fah. 
ten Panzer durch die wichtigsten Straßen 
Athens und die Ausfahrtstraßen werden ge- 
sperrt, damit niemand nach Athen kommen 
kann. Am Abend gibt die Polizei 866 Ver- 
haftungen seit Freitagabend bekannt, davon 
49 Studenten der Technischen Hochschule, 
268 Studenten anderer Fakultäten, 74 Ober- 
schüler und 475 Arbeiter. Wir wissen aus te 
Iefonischen Kontakten mit Genosssen in 
Athen, daß die Zahl der Verhafteten in Wirk- 
lichkeit viel höher war, etwa 3.000 bis zu 
diesem Zeitpunkt 


Montag, 19, 11.1973 


Neue Demonstrationen am Vormittag. Ein 
Fußballstadium wird als Konzentrationslager 
für die Verhafteten benutzt. Die Verhaf- 
tungswelle wird fortgesetzt, vor allem Bauar- 
beiter und Industriearbeiter werden festge- 
nommen. Die Polizei gibt bekannt, daß fünf 
Arbeiter, die während der Demonstrationen 
am Sonntag verhaftet worden sind, dem- 
nächst vor einem Militärgericht wegen „Auf- 
ruf zum Aufruhr“ angeklagt werden. Um die 
volle Arbeitszeit zu ermöglichen, wird der 
Beginn der Ausgangssperre auf 19 Uhr ver. 
schoben. Aber am Montag war die Arbeit in 
vielen Fabriken garnicht erst aufgenommen 
worden, 


—— 
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hichts gemeinsam 


mit der SPD 


Und wenn die Obrigkeit befichlt, daß wir 
kämpfen, so werden wir ohne Zögern ihren 
Befehl ausführen. Die Gewalt ist ihr verlie- 
hen, wenn Gott es will. Jeder Mensch soll 
sich denjenigen, die höhere Funktionen im 
Staat haben, unterordnen; weil das Regime, 
der Staat mit seinen Gewalten dem Plan Got- 
tes entspricht. Jede Gewalt stammt also von 
Gott, Und die Obrigkeit, die Gewalt ausübt, 
ist mit dem Willen oder der Duldung Gottes 
dahin gesetzt. Wir schulden ihr daher Diszi- 
lin und die Ausführung ihrer Befehle 


Dies ist ein kurzer Auszug aus einem grie 
chichen Schulbuch für die Kinder g 
scher Arbeiter in der BRD. Die Junt, 
Über Lehrer, Bücher, Spitzel direkt Einfluß 
auf die griechischen Arbeiter hier. Dies ge- 
schieht mit Duldung auch SPD-geführer Be 
hörden. Es ist heuchlerisch, wenn dann _$ 


1 DEM VOLK 


SOLDARITÄTSOEHONSTRATION 
In FRANKFURT 


Amdt und Müller durch Frankfurts Straßen 
laufen mit „Nieder mit der Tyrannei in Grie- 
chenland“ auf den Lippen, während in den 
Schulen hier für griechische Kinder griec 
sche Zustände herrschen; Lehrer vom fasch 
sischen Konsulat ausgesucht werden; bei 
Kindern, die von anderen Lehrern unterrich- 
tet werden, die Zeugnisse nicht anerkannt 
werden. Der SPD-Protest entpuppt sich als 
Phrase, wenn die empörten Demonstranten 
vom Samstag am Opernplatz vorher und da- 
nach bedenkenlos Ausweisungsverfügungen 
gegen Studenten und Arbeiter aussprechen, 
aschistische Organisationen überwachen 
lassen und mit dem Konsulat und der von 
dort aus operierenden griechischen Geheim- 
polizei freundschaftlich kooperieren 

Wenn griechische und andere ausländische 
Arbeiter gemeinsam mit ihren deutschen 
Kollegen bei Hella in Lippstadt, bei Ford in 
Köln und bei John Deere in Mannheim 
kämpfen, dann lassen die Reformisten von 
ihrer Polizei die Fabriken stürmen und grie 
chische (und andere) Arbeiter verprügeln. Sie 
bedrohen mietstreikende ausländische Arbei- 
ter mit Ausweisung. Wer wirklich Widerstand 
leistet, muß erfahren, daß die Solidaritätspa- 
rolen dieser Leute Geschwätz sind 

Nicht daß sie böswillig wären, aber diese 
Handlungsweisen sind die Logik des Refor- 
mismus: Demokratie zu begreifen als sozi 
Ien Frieden. Jedes Mal, wenn Arbeiter und 


Studenten für ihre Interessen selbst kamp- 
fen, wird dieser Frieden gebrochen, treten 
die Klassengegensätze wieder an die Oberflä 
che. Damit wird der Spielraum der Reformi 
sten angegriffen. So ist auch ihre Argumenta 
tion immer wieder dieselbe; sei es gegenüber 
den wilden Streiks, sei es gegenüber den Ak 
tionen der Studenten in Griechenland 
nämlich: „Diese Extremisten arbeiten eigent 
n Rechten in die Hände! 

rankfurter Rundschau spricht von 
„Fehlern der Studenten“, die durch die Ak 
onen dem rechten Flügel der Militärs er 
laubt hätten, die demokratischen Ansitz 
von Papadopoulos kaputtzumachen. Damit 
wird der Charakter dieses Antifaschismus 
deutlich: Reformismus ist keine Alternative 
und erlaubt auch keine. Wer versucht, die 
Verhältnisse zu ändern, verspürt den 
Knüppel der Polizei der SPD. 

Sie scheuen sich auch nicht, selbst Henker 
zu sein. Zur Zeit befinden sich in Chile in 
der deutschen Botschaft Beamte des Innen 
ministeriums und des Verfassungsschutze 
Sie selektieren — wie in Auschwitz — wer als 
politischer Flüchtling einreisen darf und wer 
in chilenischen KZs oder brasilianischen Fr 
terkellern umgebracht werden kann. Wer Wi 
derstand leistet, ist für diese Antifaschisten 
„Terrorist“, für ihn gilt kein Asylrecht 

Mit diesen „Antifaschisten“ gibt es für 
uns keine Gemeinsamkeit!!! 

-RK- 


6. 000-8 000 Demonstranten in Frankfurt 
Etwa ein Drittel he Arbeiter, Weil 
die Demonstration von dem Kartell aller tra 


ditionellen „Parteien 
Frankfurts einberui 
sich an 


und Gruppierungen 
n worden war, weil sie 
eine Kundgebung von Sozialdemo- 
kraten und Revisionisten anschloß. haben 
die meisten Spontis darin nur ein erneutes 
Funktionärsspektakel“, noch so eine be 
schissene Solidaritätsdemonstration gesehen. 
Fast niemand hatte sich vorgestellt, daß es 
eine Arbeiterdemonstration werden könnte 
Man hatte zwar vor den Fabriken Flugblätter 
verteilt, aber mehr als Alibi - man ist ja für 
das Proletariat — als mit einer konkreten Ab- 
cht. Die Flugblätter waren ziemlich 
schlecht: Obwohl die Mehrheit der Arbeiter 
von der konkreten Lage 
nichts weiß, behandelte m 


Griechenland 
n in den Flugblät 


ie nn einer typisch studentischen Spra- 
die gewaltsame Revolution im Gegen 
ı demokratischen Weg. Schlimmer 

Die Fiugbiätter wurden verteilt ohne Verb 

g mit den Genossen. die kontinuie 

Demonstration gegenüber, in der sie fast nie 

manden kannten. Die griechische KP war viel 

geschickter und hatte sich vorbereitet: einige 

griechische Fahnen, ein „makelloser" Ord- 


nungsdienst und ein Appell: „Griechen, hal 
ten wir zusammen!“ — die Sache war gelau- 
fen, der Lautsprecherwagen der Spontis war 


Demonstration konnt 


Am Ende der Demonstra ne 
Kundgebung. Dasselbe Bild, die griechis 
und deutschen Revisionisten hatten den 


Trick schon vorbereitet 
daran, an dieser Kundgebung teilzunehmen. 
Kurz vor dem Ende hatte die PAK (Griechi- 
sche Patriotische Front) schon mit einem 
Teil der Arbeiter die Demo verlassen, um ei 
nen Kranz an der Paulskirche niederzulegen, 
In dem Moment, in dem die restlichen grie 
chischen Arbeiter am Opernplatz ankom- 
men, spazieren die Spontis noch auf dem 
Reuterweg, Die Revisionisten verkünden, 
daß alles zu Ende sei und jeder nach Hause 
solle. Als dann unser Lautsprecherwa- 
auch ankommt, ist die Hälfte der Emi- 
granten schon weggegangen und die andere 
Halfte ist im Gehen. Die Spontis schaff 
auch noch weitere fünf Minuten zu warten 
und als endlich die griechischen Genossen 
auf griechisch rufen; „Alle Macht den Arbei 
tern!" sind nur noch eine Handvoll Arbeiter 
auf dem Opernplatz. Sie waren entgegen den 
Aufforderungen der Revisionisten geblieben 
und wollten sich den Studenten anschließen. 
Darunter war auch ein Mitglied der griechi 
schen KP, das sagte: „Ich hab's satt, immer 
dieselben Parolen zu rufen, US 
chenland, nieder mit den Faschisten. Ich ge 
mit den Studenten.“ Nachdem nun die 
Studenten praktisch alleine sind, U 
Spont-Genossen, die sich damit 
„Klasse, die Revis sind weg.“ Anscheinend 
betrachten sie die 2 000 griechischen Arbei 
ter, die heute voller Wut vor dem Konsulat 
demonstriert und gerufen haben „Mörder! 
Es leben die Arbeiter von Athen“ und 
Deutsche Polizisten schützen die Faschi 
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sie dachten nicht 


ft man 
trösten 


sten” eben nur als 2.000 Revisionisten 
Nichts ist falscher. Die meisten 
schen Arbeiter, die gckomm 
wegen unserem Flugblatt gekommen. Si 
sind gekommen, weil sie wissen, 
beiter sind, die in Athen kämpfen. Si 
men die Typen der griechischen KP nicht 
mehr als wir. Nur: Die KP-Typen wissen, wi 
man Griechen anspricht, sie wissen, wie m 
Arbeiter anspricht, sie sindalte Hasen in Pa 
teitakuik. Wir Spontis in Frankfurt tendieren 
dazu, unsere Kritik an den Parteien auf d 
lächerlichen Partei-Karikaturen zu reduzi 
ren, wie sie unsere deutschen Grü 
sind. Dafür, okay — unser Lachen kann s 
töten, denn sie sind ja doch Totgeburten 
Aber gegenüber einer Arbeiterpartei. m. 
noch so schwach, gespalten und diskr 
n. genügt der Hohn nicht 


Was geschehen ist, ist eine schmerz 
Erfahrung, aber keine Katastrophe. Das 
wichtigste an dieser Demo war. daß die gri 
hischen Arbeiter Jas heißt 
auch. daß es in d schen Emigrati 

politisierte Kollegen gibt, als wi 
Und dies ändert teilweise den Aı 
Kt, von dem au Kan 
n Art r Deut 
n 5 man sehen. dat 
ation. zumindest 


‚ militanten Auseinander 
kommt, die strukturierten Org 
immer die Oberhand behalten. Die Allmacht 
der Spontis, manchmal in den Straßen von 
Frankfurt realisiert, ist dabei mehr ein Zufall 
in der Geschichte. Demonstrationen sind 
auch ein ideales Terrain für die Apparate und 
deshalb organisieren sie oft welche. Schließ 


lich sollte man nicht glauben, daß der Fakt 
sche Einfluß, den die griechische KP auf die 


Emigranten ausgeübt hat, auch einen polit 
schen Einfluß impliziert. Einen solchen 
könnte sie nur dann erreichen, wenn sie eine 


kontinuierliche Arbeit in den Betrieben und 
in den Stadtteilen durchführen würde. Bi 

jetzt hat sie dies praktisch nicht getan. Aber 
dort stellt sich auch für uns viel mehr als bei 
einer Demonstration das Problem einer Al 
temative. Wenn morgen die Genossen, die in 
den Betrieben und in den Stadtteilen arbe 


ten, fühig sind, auch auf der Basis der Ereig. 
nisse in Athen mit Griechen in Kontakt zu 
treten — wenn sie die notwendigen Informa 
tionen besitzen und sie anzuwenden wis 
sen —, dann wird diese Demonstration aus 
dem Konzept der KP herausgelöst. Wenn 
aber nach dieser Demo weiter nichts ge- 
schieht, denken die griechischen Emigranter 

daß immerhin noch die KP lebt. Sie ist nicht 
prima, aber nichts besseres ist da. Wenn w 

jedoch diese Arbeit leisten, 
uns die Demonstration, so unbefriedigend si 
war, ein positiver Ansatzpunkt werden 


dann wird für 


Ein Frankfurter Spoi 


Wir 


NIEDER MIT DER 


BUFRUF DES "FREIEN RUNDFUNKS v. 16.11. 


Studenten und Schüler, haben im zu lösen, darin besteht, daß die Herr- Kampf für die nationale Unabhängigkeit di 
ieser letzten Tage erkannt, daß un t der Junta sofort beseitigt wirdund rekt in den Forderungen der Massen in Be 
Bl Unterricht nicht das Volk die Macht ergreift zug auf die Arbeit, die Preise und die Le 


R ser gesamtes Unt Diese Machtergreifung hängt auch davon _bensbedingungen aus. Er zeigt sich in den] 
ndischen Interessen und Streiks, in den Demonstrationen und in der] 
ie .eit Jahren — schon _ Massenmobilisierung, deren Ziel der General 
sschisten unterstützt Ra-  styeik und der Sturz der Diktatur ist. Die 
Grachenland vertrieben werden.  gesetzung der Technischen Hochschule ist 
Mobilisierung des griechischen ger Ausgangspunkt, von dem aus sich die 
u griechischen Arbei-  Ayassenbewegung erweitern und radikalisie 
ü ie die Solidaritätsdemonstrationen in ven wirg 
m des Landes sind die bes Ant- Alle im Kampf vereint! 

ige, die uns diffamieren Wol- Alle Macht dem Volke! 
Unabhängigkeit!“ 


Griechisches Volk! Heute drückt sich der 


ALLE MACHT 


Der entscheidende Punkt der Ereignisse in 
Griechenland besteht darin, daß die Arbei- 
terklasse die durch die Studenten geschaffe- 
ne Situation aufgegriffen und massiv ge- 
kämpft hat. Warum? 

Der griechische Faschismus hat versucht, 
sich wirtschaftlich in die EWG zu integrie- 
ren. Das konnte er nur schaffen, indem er 
die Arbeiterklasse frontal angegriffen hat 
auf den Export ausgerichtete Industrie (das 
griechische Kapital benötigt so keine Erhö- 
hung der Kaufkraft in Griechenland z. B. 
durch höhere Löhne für.die Reproduktion, 
daher:) Lohnstopp; Ausrichtung der Preise 
der landwirtschaftlichen Produkte auf dieje- 
nigen der EWG. Deswegen sind die Preise 
und insbesondere die Lebensmittelpreise 
steil angestiegen. Sie haben sich innerhalb 
von zwei Jahren verdoppelt. Der Reallohn 
hat sich dadurch erheblich gesenkt. Diese 
Entwicklung hat schon früher angefangen, 
sich aber in den letzten zwei Jahren ver. 
schärft 


In den letzten Monaten hat die Junta eine 
sog. „Liberalisierung“ eingeleitet: Ablösung 
des Kriegsrechts, Präsidiaverfassung nach 
französischem Muster, Pressefreiheit und 
Versprechen von Wahlen. Diese „Liberalisie- 
tung“ zielte sowohl darauf, die Krise auf den 
Parlamentarismus abzulenken, als auch dar- 
auf, Griechenland innerhalb der EWG poli- 
isch akzeptabel zu machen. Gegenüber ihren 
eigenen Arbeiterklassen konnten es sich die 
europäischen Staaten nicht leisten, politisch 
den griechischen Faschismus gutzuheißen 
‚oder auch nur stillschweigend hinzunehmen. 
Die bürgerlichen Parteien in Griechenland 
haben diese Wendung aus zwei Gründen 
icht gebilligt: Erstens, weil sie spürten, daß 
las Volk sie nicht akzeptierte (die überwie- 
gende Ablehnung — trotz der starken Re 
pressionen — im Volksentscheid im Juli ist 

n offenes Geheimnis), und zweitens, weil 
trotzdem die Faschisten an der politischen. 
Macht bleiben würden, die auch die bürgerli- 
chen Parteien anstreben. Diese Situation hat 
die Grundlage der Herrschaft der Junta im- 
mer mehr geschwächt, Es braucht nur noch 
einen Anstoß, den Kampf der Studenten, um 
die soziale Basis der Junta zu Fall zu brin- 
gen. 

Nun hat die Arbeiterklasse wieder die Of- 
fensive ergriffen. Es waren diesmal vor allem 
sehr junge Arbeiter, 17-25 Jahre alt, die kei- 
ne direkte Verbindung haben zur politisch 
Tradition der Arbeiterbe, 

Gegensatz zur Sit 


Ausnahme spielen nur die Revisionisten, die 
jedoch sehr schwach sind, weil sie seit dem 
Bürgerkrieg durch die Repressionen dezi- 
miert wurden und weil sie wegen ihrer Ver. 
bindung zu den korrupten „Politikern“ un- 
glaubwürdig geworden sind 

So erklärt sich auch die Wandlung in den 
Parolen, Nicht mehr „Halt dem Faschismus“ 
und „Es lebe das Parlament“, sondern „Für 
die Volksherrschaft“ und „Für die Arbeiter. 
macht.” Während der Auseinandersetzungen 
haben sich ganze Stadtviertel gegen die 
Staatsmacht erhoben und die Bullen konn- 
ten da nicht rein. Deshalb war der Faschis- 
mus auch gezwungen, alle zur Verfügung 
stehenden militärischen Mittel zu benützen. 
Heute geht es um sein Überleben und dahin- 
ter um das Überleben des Kapitalismus in 
Griechenland. Entgegen der Behauptung der 
Sozialdemokraten stand die Antwort der 
der realen Gefahr, in der se sich befand, 

Dieser Klassencharakter der Kämpfe in 
Griechenland war auch die Basis für die Mo- 
bilisierung der griechischen Arbeiter in 
Deutschland. Sie wissen, daß die Arbeiter 
von Athen die Zielscheibe der Panzer waren 
und nicht ihre politischen und ideologischen 
Vertreter wie 1967. Deshalb gab es auch 
diesmal mehr Tote 


ARBEITERN 


